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LITAUEN 

Zeittafel 
2000 v. Chr. Baltische Völker (Letten, Litauer, Pruzzen) wandern bis in das Gebiet des heutigen 

Baltikums ein. Die baltischen Sprachen gehören zur indo-europäischen Sprachgruppe, 
wobei das Litauische dem Sanskrit am nächsten steht. 

500 v. Chr. Beginn des Bernsteinhandels; Kontakte mit anderen südwesteuropäischen Völkern. 
1300 Jh. Die Litauer setzten sich vehement und erfolgreich gegen den Deutschen Orden zur 

Wehr. 
1253 Taufe und Krönung des Königs Mindaugas. 
1316 – 1341 Gediminas Großfürst von Litauen. 
1386 Mit der Taufe des litauischen Fürsten Jogaila und seiner Heirat mit Jadwiga, der Köni-

gin von Polen, beginnt die Personalunion Litauens mit Polen - ein Reich vom Baltikum 
bis zum Schwarzen Meer – die 500 Jahre Bestand haben soll, wobei die Litauer mit der 
Zeit immer mehr von den Polen dominiert werden. 

1410 Schlacht bei Tannenberg und damit endgültiger Sieg der Litauer und Polen über den 
Deutschen Orden. 

1434 Mit dem Tod Jogailas Ende der „Klassischen Zeit“ Litauens. 
1569 Unionsvertrag von Lublin zwischen Litauen und Polen, wodurch Litauen den größten 

Teil seiner Selbständigkeit verliert. 
1700 – 1721 Großer Nordischer Krieg, den die Russen zuungunsten Schwedens für sich entscheiden 

und sich somit die Vormachtstellung im Baltikum und Polen sichern. 
1795 Durch die dritte polnische Teilung wird Litauen russisch: Verwaltungsbezirke Kowno 

(lit. Kaunas) und Wilna (lit. Vilnius). 
19.Jh. Während der 120 Jahre dauernden "Russenzeit" (1795-1915) Beginn der Lösung von 

Polen - Besinnung auf die eigene Sprache und Identität. 
1863 Starke Beteiligung der Litauer am 2. Polen-Aufstand gegen Rußland - hauptsächlich 

aufgrund sozialer Mißstände. Nach der Niederschlagung darf die litauische Sprache 
nur noch kyrillisch gedruckt werden. 

1883 Die litauische Zeitschrift „Ausra“ erscheint in Königsberg und wird nach Litauen 
geschmuggelt. 

 Struktur der litauischen Gesellschaft im 19. Jahrhundert: Adel = Polen (bzw. poloni-
sierte Litauer), Städtisches Bürgertum = Deutsche und Juden, Beamte = Russen, 
Bauern = Litauer. Enges Verhältnis der Litauer zur katholischen Kirche. 

Dez. 1905 Großer Litauischer Landtag, bei dem die Litauer die Ziele der Revolution in Rußland 
(vom Januar 1905) gutheißen. Russische Diplomatie dringt auf Spaltung zwischen Li-
tauern und Polen. 

1914 – 1918 Litauen wird im 1. Weltkrieg vollständig von Deutschland besetzt. 
1917 Oktoberrevolution in Rußland. 
1918 16. Februar: Unabhängigkeitserklärung Litauens. 
1918 – 1920 Überlassung von Material der ehemals deutschen Besatzer zum Aufbau eines eigenen 

Heeres. Vertreibung der Roten Armee. 
1920 9. Oktober: Besetzung der litauischen Hauptstadt Vilnius durch polnische Truppen. 

Die litauische Regierung residiert seit 1919 in Kaunas. 
1922 De-jure-Anerkennung des litauischen Staates durch die Westmächte. Landreform, 

Einführung einer neuen Währung. Das Wilnaer Gebiet bleibt weiterhin unter polnisch-



� �

er Herrschaft. 
1923 Litauische Freischärler besetzen das Memelgebiet. 
1926 17. Dezember Staatsstreich in Litauen. Beginn der Diktatur von Voldemaras und Sme-

tona. 
1939 Nichtangriffspakt zwischen Deutschland und der UdSSR. Im „Zusatzprotokoll“ kom-

men die baltischen Staaten und Finnland zur sowjetischen Interessenssphäre. Auch Li-
tauen wird ein „Beistandspakt“ aufgezwungen. Es muß der Sowjetarmee Stützpunkte 
einräumen. 

1940 Einmarsch der sowjetischen Truppen in Litauen („Wahlen“ mit kommunistischen Ein-
heitslisten). 

1941 1. Deportationswelle in allen drei baltischen Staaten (65.000 Menschen allein am 14. 
Juni, davon 21.000 Litauer). 

1941-44 Besetzung des Baltikums durch die deutsche Wehrmacht. Vernichtung fast der gesam-
ten jüdischen Bevölkerung. 

1945 Besetzung des Baltikums durch die Sowjetunion. Beginn des Partisanenkampfes 
(Waldmenschen). 

1949 2. Deportationswelle im Baltikum (3 % der Bevölkerung, etwa 190.000 Menschen, da-
von 80.000 Litauer). Etwa die Hälfte davon stirbt in den Lagern. Die anderen kehren 
nach 5-10 Jahren in der Regel völlig mittellos wieder zurück. 

1987 Erste öffentliche Proteste gegen die sowjetische Herrschaft in allen 3 baltischen Staa-
ten. 

1988 Gründung der Volksfronten in Lettland, Litauen und Estland. 
1991 13. Januar: OMON-Einheiten (Spezialtruppe des sowjetischen Innenministeriums) be-

setzen den Fernsehturm und schießen auf die Bevölkerung (14 Tote). 20. August: nach 
dem Putsch in Moskau gegen Michael Gorbatschow werden die baltischen Staaten 
wieder unabhängig. 

1992 Algirdas Brazauskas wird Präsident der Republik Litauen. 
1993 Abzug der letzten sowjetischen Soldaten aus Litauen. 
1998 Valdas Adamkus wird Präsident der Republik Litauen. 
2000 15.02.: Aufnahme von formellen Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union. 
 Durch die Wahl von Rolandas Paksas am 27.10.2000 erhält Litauen eine Mitte-Links-

Regierung, die den wirtschaftlichen Kurs der vorangegangen nationalkonservativen 
Regierung im wesentlichen fortsetzt. Trotz ihres Wahlerfolges konnte sich die sozial-
demokratische Koalition bei der Regierungsbildung nicht durchsetzen. 

 
 

     27.04.2002 

Die Balten der Bernsteinküste  
Die Balten waren sehr frühe indoeuropäische Einwanderer im Ostseeraum. Nur 
die Litauer fanden schon im Mittelalter nicht nur zu eigener Staatlichkeit, son-
dern eroberten auch ein Großreich.  

Bernstein war in der antiken Welt, bei Griechen und Römern, eine begehrte Handelsware. Von der 
Ostseeküste fand das goldgelbe, versteinerte Koniferenharz schon in vorgeschichtlicher Zeit nach Süd- 
und Westeuropa. Der römische Geograph Plinius berief sich bei seinen Angaben, woher der edle Stoff 
komme, auf griechische Vorgänger, als er eine „Insel Baltia“ fern im Norden als Herkunftsland angab. 
Das Wort blieb im mittelalterlichen „Mare Balticum“ (englisch heißt die Ostsee noch heute Baltic), in 
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der erst in moderner Zeit üblich gewordenen Bezeichnung der Bevölkerung als Balten und der Region 
als Baltikum erhalten. 

 

Heute versteht man unter den baltischen Ländern die drei 1917/20 gegründeten selbständigen und 
1990/91 wiedererstandenen unabhängigen Staaten Estland, Lettland, und Litauen. Das ist der poli-
tische Begriff. Die Sprachwissenschafter schränken das Baltische auf zwei Völker ein: Litauer und 
Letten. Ihre Sprachen bilden eine eigene, kleine Gruppe der indoeuropäischen Sprachfamilie, zu der 
fast alle Sprachen Europas, des Iran und Nordindiens gehören. Die Esten (und die fast verschwunde-
nen Liven) hingegen, nahe Verwandte der Finnen, gehören zu Europas ganz wenigen sprachlichen 
Ausnahmen: sie sind (wie auch die Magyaren) die europäischen Vertreter der finnisch-ugrischen Spra-
chengruppe. 

Die Sprachen der Litauer und Letten haben sehr altertümliche Formen bewahrt, aus deren Wörtern und 
Grammatik sich die Verwandtschaft mit Latein und sogar mit dem altindischen Sanskrit belegen lässt. 
Als diese Hirtennomaden, deren Stärke darin bestand, dass sie das Pferd zum Reit- und Zugtier 
gezähmt hatten, zur Ostseeküste vorstießen, war das kein menschenleerer Raum. Schon nach dem 
Ende der Eiszeit hatten, das belegen archäologische Funde, sich hier Menschen angesiedelt. Wer diese 
„Alteuropäer“ waren, wird für die Wissenschaft ein Rätsel bleiben. 

Die baltischen Stämme ließen sich um 3000 v. Chr. im Raum zwischen Weichselmündung und Rigaer 
Meerbusen – und vorerst noch weit nach Osten, bis in den Moskauer Raum ausgreifend (das lassen 
viele Flussnamen vermuten) nieder. Die Ankunft der Esten nördlich davon ist ungewiss, aber eher 
später zu datieren. Im Laufe der Jahrhunderte hatten sich bis zum frühen Mittelalter – nach Abzug der 
Goten und anderer Germanenvölker und dem Vordringen slawischer Stämme in den baltischen und 
estnisch-finnischen Raum – fünf baltische Völker herausgebildet: die Prussen oder Pruzzen (die 
später, als durch den Deutschen Orden Unterworfene, dem Land Preußen ihren Namen hinterließen), 
die Litauer, sowie Kuren, Semgallen und Letten im Gebiet des heutigen Lettland. Im Norden, am 
Südufer des Finnischen Meerbusens, saßen die Esten. Die ihnen verwandten Liven nördlich der Düna 
wurden schon im Mittelalter von den Letten weitgehend assimiliert. 

Während nahezu ganz Europa um das Jahr 1000 bereits christianisiert war, blieben die Balten ihrem 
alten Götterglauben noch treu. In ihren zahlreichen Unterstämmen hatte sich bereits eine Kastenord-
nung gebildet, an deren Spitze Priester und – vor allem für den Krieg – Kuingas (das aus dem Germa-
nischen entlehnte Wort für Könige) standen. 

Noch hatten sie zu keiner übergeordneten Einheit gefunden, als Schweden, Dänen, die Fürsten von 
Nowgorod, Polen und vor allem der Deutsche Ritterorden die Balten bedrängten. So konnten sich 
zwar die Kuren in harten Kämpfen noch der Wikinger und Schweden erwehren, aber als die deutschen 
Kreuzritter auf Einladung des Polenkönigs nach Misserfolgen im Heiligen Land und in Siebenbürgen 
hier auf europäischem Boden einen Kreuzzug gegen die heidnischen Prussen begannen, konnten sie 
das Land gegen zwar tapfere, aber zersplitterte Gegenwehr Stück für Stück unterwerfen (1231 bis 
1288). 

Der Eroberungskrieg wurde oft zum Ausrottungsfeldzug, und was von den Prussen übrig blieb, ging in 
den Massen der herbeigerufenen deutschen Siedler unter. Ende des 16. Jahrhunderts starben im 
ostpreußischen Samland die letzten ihrer Sprache noch mächtigen Prussen; nur ihr Name lebte – im 
Staat Preußen – weiter. 
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     04.05.2002 

Die altlitauische Großmacht 
Der Deutsche Ritterorden wollte den Litauern ein ähnliches Schicksal bereiten 
wie den Prussen: Ausrottung oder Assimilation. Doch die Litauer verstanden 
sich zu wehren. 

Die Litauer hatten schon 1236 den livländischen Schwertbrüdern eine so vernichtende Niederlage zu-
gefügt, dass dessen Reste dem Deutschen Ritterorden eingegliedert werden mussten. Angesichts der 
von diesem drohenden Gefahr gelang es dem Großfürsten Mindaugas (Mindowe), die litauischen 
Stämme zu einen und den Orden bei Siauliai/ Schaulen zurückzuschlagen. Um den Deutschen den 
Vorwand für Angriffe zu nehmen, ließ sich Mindaugas taufen, bekam vom Papst 1251 den Königstitel 
zugestanden und wurde vom deutschen Bischof von Riga gekrönt. 

Die Ermordung des Königs und innere Zerwürfnisse gaben dem Orden die Chance, seinen Erobe-
rungskrieg wieder aufzunehmen. Die Ritter stießen über die Memel/Nemunas vor, schon mussten die 
Litauer in wechselvollen Kämpfen mit dem Orden um die westlitauische Region Schemaiten (Samogi-
tien) ringen. Dank der energischen Führung durch die Großfürsten des 14. Jahrhunderts konnte Li-
tauen sich nicht nur behaupten, sondern weit in den Osten und Südosten ausdehnen. Dort waren die al-
trussischen Fürstentümer infolge des Tatareneinfalls zerfallen. Gediminas eroberte Weißrussland, 
Wolhynien und die nordwestliche Ukraine, sein Sohn Algirdas (Olgierd) schlug die Tataren, brachte 
Podolien und Kiew unter seine Herrschaft und stellte Nowgorod und Pskow/Pleskau unter seinen 
Schutz. Sein Bruder Kejstutis, mit dem er die Herrschaft teilte, kämpfte heldenhaft gegen die Deut-
schritter; obwohl geschlagen, wehrte er deren Versuch, Vilnius/Wilna zu erobern, ab. Erst nach sei-
nem Tod, 1398, fiel Schemaiten für knappe zwei Jahrzehnte an den Orden. 

Kejstutis war nicht an Altersschwäche gestorben; da er Ansprüche auf den Thron stellte, ließ ihn Al-
girdas' Sohn Jagiello (Jogaila) beseitigen. Das hatte später einen Konflikt mit Kejstuts Sohn Wytautas 
(Witold) zur Folge, der aber schließlich in Eintracht gelöst wurde. Jagiello hatte nämlich um die Hand 
der Tochter Jadwiga (Hedwig) des ohne männlichen Erben verstorbenen Polenkönigs Ludwig des 
Großen gefreit und sich, um den Erfolg dieser Bewerbung zu sichern, taufen lassen. 

Durch den Vertrag von Krewo wurde die Personalunion begründet, Jagiello bestieg als Wladyslaw II. 
zusammen mit seiner Gemahlin den polnischen Thron. Seinen Cousin Wytautas anerkannte er als 
Großfürsten in Litauen. Gemeinsam schlugen sie 1410 bei Tannenberg-Grunwald das Heer der Orden-
sritter vernichtend. Schemaiten musste an Litauen zurückgegeben werden. Die damals festgelegte 
Grenze, die die Stadt Memel/Klaipeda dem Orden beließ, hielt bis 1918. 

Unter Wytautas dem Großen (1392-1430), der das Fürstentum Smolensk eroberte und das Reich bis an 
den Donez und vor die Tore Moskaus ausdehnte, wurde der litauische Staat die bedeutendste Macht in 
Osteuropa. Zwar waren die Kerntruppen der Großfürsten die litauischen Reiterscharen, aber es war 
keine nationale Vorherrschaft, die sie ausübten. Der Schwerpunkt des Reichs verschob sich nach Os-
ten, die Russen, schon seit 998 orthodoxe Christen, brachten höhere Kultur und Verwaltungspraxis an 
den Fürstenhof, und eine frühe Form des Weißrussischen wurde die Kanzleisprache des Litauerreich-
es. 

Litauen bewahrte trotz der Herrschaft der Jagiellonen in Polen noch bis 1569 seine Selbständigkeit un-
ter eigenen Großfürsten. Wytautas bemühte sich um eine Trennung von Polen, doch der römisch-
deutsche Kaiser Sigismund verweigerte ihm den angestrebten Königstitel. Nach Wytautas' Tod erhob 
Wladyslaw Jagiello seinen Bruder Swidrigiello zum Großfürsten, um Litauen fest an Polen zu binden. 
Ein Teil des litauischen Adels verdrängte ihn und setzte Wytautas' Bruder auf den Thron; er wurde 
von einem Fürsten Czartoryski ermordet. Der litauische Hochadel – so die Radziwill, Czartoryski, Sa-
pieha, Pac – begann sich zu polonisieren. Das litauische Volk war bereits beim Übertritt Jagiellos zum 
Christentum in Massentaufen römisch-katholisch geworden. Das war auch politisch ein Schlag gegen 
den Deutschen Ritterorden, der seinen Missionsauftrag verlor und nach Tannenberg nie mehr die alte 
Macht wiedergewinnen konnte. 
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Doch die außenpolitische Lage, das Erstarken des Großfürstentums Moskau, durch das die litauische 
Ostgrenze Stück um Stück zurückgenommen werden musste, erforderte eine festere Bindung an Polen. 
Die Union von Lublin (1569) beendete die Gleichstellung der zwei Landesteile, Ostgalizien wurde Po-
len angeschlossen, in dem nun unter einem König vereinten Doppelreich wurde Litauen auf einen ei-
genen Landtag beschränkt – der Kampf um die Ostgrenze war von einer Sache der Litauer zu einer 
zwischen Polen und Russland geworden. 

Der Adel sprach, fühlte und dachte Polnisch, Litauen war für ihn eher nur noch ein regionaler Heimat-
begriff von einem polnischen Land mit Litauisch oder Weißrussisch sprechenden Bauern, wie dies 
schon im polnischen Nationalepos zum Ausdruck kommt, das der Dichter Adam Mickiewicz mit der 
Anrufung seiner „Heimat Litauen“ beginnt. 

 
 

     11.05.2002 

Vom Großfürstentum zum Nationalbewusstsein 
Litauen teilte die Geschicke Polens: bei den Teilungen kam es zu Russland. Der 
erwachende Nationalismus strebte – in wachsendem Gegensatz zu den Polen – 
einen Staat der Litauer an. 

Litauen war auch noch für die Menschen des 17. und 18. Jahrhunderts kein ethnisch-nationaler Be-
griff, sondern immer noch das alte Großfürstentum, in dem zur Zeit seiner größten Ausdehnung die 
eigentlichen Litauer nur rund zehn Prozent der Bevölkerung ausmachten. Es war dieses Litauen, zu 
dem sich der polonisierte oder polnische Adel, der hier seine Güter besaß und der zu einem beträchtli-
chen Teil im Nordwesten des Großfürstentums beheimatet war, bekannte. Formell war Polen-Litauen 
zwar ein Königreich, aber beherrscht wurde es durch die Adelsoligarchie – und als diese anarchische 
„Republik beider Nationen“ wurde es in der Zeit des Absolutismus und der wachsenden Zentralisie-
rung ein anachronistischer dem Untergang geweihter Fremdkörper in Europa. 

Das alte Litauen war ein religiös tolerantes Land, in dem auch die Gegenreformation keine extremen 
Formen annahm und die orthodoxe Kirche trotz polnisch-katholischer Unionsbestrebungen Weiterbes-
tand. In Vilnius wuchs auch eine große jüdische Gemeinde heran, deren Talmudschule zu einem geis-
tigen Zentrum des Ostjudentums und der jiddischen Literatur wurde. 

Die Teilungen Polens 1772 und 1793 brachten große Teile des Großfürstentums unter russische Herr-
schaft. Als Tadeusz Kosciuszko im polnischen Freiheitskampf auch die Litauer zum Kampf gegen die 
Truppen Katharinas II. aufrief und den Bauern Reformen versprach, erhoben sich im April 1795 auch 
Litauer unter Jakub Jasinski. Nach verlustreichen Kämpfer eroberte die russische Armee im August 
Vilnius. Bei der dritten Teilung Polens fiel das litauische Kerngebiet an Russland, ein kleiner Teil von 
Südlitauen westlich des Memelflusses, die so genannte Suwalkia – um die Stadt Suwalki/Sudauen – 
kam zuerst zu Preußen, dann wurde sie dem von Napoleon ins Leben gerufenen Großherzogtums 
Warschau zugeschlagen und 1815 als Teil Kongresspolens russisch. 

Die Wiedereröffnung der Universität Vilnius durch Kaiser Alexander I. 1803 fiel mit dem Geist des 
romantischen Besinnens auf Sprache, Brauchtum und Folklore zusammen, und so wurde die Univer-
sität zur Geburtsstätte der „lituanistischen Bewegung“. Polnische Kleinadelige begeisterten sich für 
die Volkskunst, Geistliche weckten das Nationalbewusstsein in den bäuerlichen Schichten, Dichter 
sammelten Volkslieder und begannen in litauischer Sprache zu schreiben, Historiker suchten Zeug-
nisse der großen Vergangenheit Litauens. 

Die Universität wurde aber auch ein Zentrum des polnischen Widerstandsgeistes. Im Aufstand von 
1830/31 waren Kaunas und Vilnius zeitweise in der Hand der Rebellen. Die meisten erhofften ein 
neues Königreich Polen, aber manche dachten auch schon an einen litauischen Nationalstaat. Die nach 
der Niederschlagung des Aufstandes erfolgte Schließung der Universität war ein Rückschlag, aber der 
Freiheitsdrang blieb wach. Noch härter waren die Strafmaßnahmen nach dem Aufstand von 1863/64. 
Es gab Repressalien gegen die katholische Geistlichkeit, der Druck litauischer Bücher in Lateinschrift 
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sowie deren Einfuhr aus Deutschland wurden verboten, das Schulwesen wurde russifiziert, russische 
Kolonisten wurden ins Land geholt. 

Viele Litauer entzogen sich der russischen Zwangsherrschaft und den tristen wirtschaftlichen 
Verhältnissen durch Auswanderung nach Amerika. Da im Land politische Betätigung verfolgt wurde, 
entfalteten sich die Priesterseminare zu Zentren der Nationalbewegung, die mit katholischem Glauben 
und litauischer Sprache dem übermächtigen Staat und seiner russisch-orthodoxen Kirche trotzten. Zum 
Unterschied von Esten und Letten, die sich gegen die Bevormundung durch die baltendeutsch geführte 
protestantische Kirche wandten, bildeten in Litauen katholische Kirche und frühe Nationalbewegung 
eine Einheit. Schützenhilfe bot das in wesentlich freieren Verhältnissen lebende Preußisch-Litauen: In 
Tilsit kam „Ausra“ („Morgenröte“), die erste litauische Zeitschrift, heraus, die die südliche Mundart 
Westlitauens zur Schriftsprache formte. 

Um die Wende zum 20. Jahrhundert nahm die politische Willensbildung schärfere Konturen an. Galt 
früher für den Litauer die Formel „gente lituanus, natione polonus“, so änderte sich dies mit dem Be-
wusstwerden neuer, dem Bauerntum entstammender sozialer Schichten: Die Forderung nach kulturel-
ler Autonomie weitete sich zu der nach politischer Autonomie im Rahmen einer Föderation aus. Sie 
wurde insbesondere von der marxistischen Sozialdemokratischen Partei erhoben. 

Die russische Regierung gab 1904 den Druck von Schriften in litauischer Sprache und lateinischer 
Schrift endlich frei. Im Gefolge der Revolution von 1905 trat nach Bauernunruhen ein litauischer 
Landtag (Seimas) in Vilnius zusammen und forderte die territoriale Autonomie für die zu vereinigen-
den Gouvernemente Wilna, Kowno und Suwalki. 

Erste Zerwürfnisse mit polnischen Nationalisten im Streit um die Stadt Vilnius (polnisch Wilno), in 
der eine polnische Mehrheit lebte, kündigten sich an. Die ersten Wahlen zur Duma – ein Kurienwahl-
system, das die unteren sozialen Schichten benachteiligte – brachten den Litauern durch ein (gegen die 
Polen gerichtetes) Wahlbündnis mit den Juden sieben Abgeordnetensitze.  

 
  

     18.05.2002 

Republik statt Königreich  
Im Ersten Weltkrieg wurde mit deutscher Hilfe der litauische Nationalstaat aus 
der Taufe gehoben. Deutschlands Niederlage verhinderte eine Art Protektorat. 

Im Ersten Weltkrieg eroberten die deutschen Truppen zwischen März und September 1915 das ge-
samte litauisch besiedelte Gebiet. Die deutsche Armee machte zunächst litauische Hoffnungen durch 
ihr Auftreten als strenge Besatzungsmacht zunichte. Die Leiter des litauischen Flüchtlingskomitees in 
Sankt Petersburg wurden nicht müde, auf diese daraus folgende Ablehnung der Deutschen hinzuwei-
sen. Sie erhielten nach dem Sturz des Zaren im Februar 1917 weitgehende Zugeständnisse für eine li-
tauische Autonomie. 

Das war den litauischen Nationalisten zu wenig, denn inzwischen hatte Berlin längst die Bereitschaft 
gezeigt, Litauen beschränkte Selbstständigkeit zu gewähren. Die Vertreter der politischen Parteien in 
der Taryba, dem von den Deutschen zugelassenen Landesrat, wählten Antanas Smetona zum Präsiden-
ten. Die Polen, vor allem Großgrundbesitzer und Kleinadelige, verweigerten die Beteiligung an der 
Taryba. Smetona gab gegenüber historischen Reminiszenzen der Idee eines litauischen Nationalstaates 
Vorrang, und er wusste, dass dies in der gegebenen Situation nur durch Zusammenarbeit mit den 
Deutschen realisiert werden konnte. 

Die Sozialdemokraten waren gegen jede Bindung an eine ausländische Macht. Smetonas erster Ver-
such, am 11. Dezember 1917 einen litauischen Staat in Militär- und Zollgemeinschaft mit dem Deut-
schen Reich auszurufen, schlug am Widerstand der Opposition fehl. Im Frieden von Brest-Litowsk 
hatten Deutschland und Österreich-Ungarn der bolschewistischen Regierung die Abtretung aller nicht 
russischen Randgebiete aufgezwungen. 



� �

Die Taryba proklamierte am 16. Februar 1918 den demokratischen Staat Litauen; Berlin anerkannte 
ihn erst nach einer neuerlichen Bündnisverpflichtung und nach Zustimmung der Litauer zu einer kons-
titutionellen Monarchie. Die Taryba wählte im Juli 1918 den württembergischen Herzog Wilhelm von 
Urach als „Mindaugas II.“ zum litauischen König, doch er wurde nicht mehr inthronisiert. Am 2. No-
vember 1918 gab die Taryba unter maßgeblicher Beteiligung der nach Lenins Putsch in Petrograd 
nach Litauen zurückgekehrten Politiker Martinas Ycas und Augustinas Voldemaras dem Land eine 
westlichem Vorbild nachgebildete Verfassung, am 11. November hob sie den Monarchie-Beschluss 
auf. Litauen konstituierte sich als demokratische Republik. 

Am Beginn der neuen Geschichte der drei Baltikumstaaten stand der Kampf um ihre Freiheit. Diese 
war von mehreren Seiten bedroht: von den Bolschewiken, die sie für ihre neuen Ordnung vereinnah-
men wollten, von der russischen „weißen“ Armee, die im Falle ihres Sieges die ehemaligen Ostsee-
provinzen des Zarenreichs wieder vereinnahmt hätte, von den Deutschen, die ihren Machtanspruch 
trotz der Niederlage im Weltkrieg nicht einfach aufgeben wollten. Litauen hatte noch einen weiteren 
gefährlichen Gegner: das junge Polen, dessen führender Mann Marschall Józef Pilsudski von der Wie-
derrichtung des alten polnisch-litauischen Großstaates, vom Baltikum bis weit hinein in die Ukraine, 
träumte. Insbesondere war Pilsudski keinesfalls bereit, den Anspruch Polens auf das Gebiet um die 
alte litauische Hauptstadt Vilnius, die die Polen Wilno nannten, aufzugeben. 

Die neuen litauischen Politiker hielten an der Verwirklichung ihres Nationalstaates fest, allerdings ver-
langte Augustinas Voldemaras als Premier und Außenminister bei den Verhandlungen in Paris die 
Einverleibung von gemischtsprachigen weißrussischen und polnischen Gebietsteilen und pochte auf 
die Zugehörigkeit von Vilnius zu Litauen vor allem unter Hinweis auf dessen Rolle als historische 
Hauptstadt. 

Zunächst musste freilich der Angriff der Bolschewiken abgewehrt werden. Nachdem Lenin noch im 
Friedensvertrag von Brest-Litowsk die Unabhängigkeit Litauens anerkannt hatte, sah er im Zusam-
menbruch der deutschen Armee die Chance, die baltischen Territorien zurückzuerobern. Die westli-
chen Alliierten bedienten sich vorerst noch der in Litauen stehenden deutschen Truppen zur Abwehr 
der Angriffe der Roten Armee. Als die Deutschen abzogen, wurden litauische Freiwillige mit deren 
Waffen aufgerüstet. Sie waren aber zu schwach, um die Besetzung von Vilnius durch die Bolschewi-
ken zu verhindern. Diese proklamierten dort am 18. Dezember 1918 eine Litauische Sowjetrepublik. 
Die bürgerliche litauische Regierung war nach Kaunas geflohen. 

Im Zuge neuer Kämpfe verlangten polnische Freiwilligenverbände am 1. Jänner 1919 den Anschluss 
des Wilna-Gebiets an Polen. Doch die Rote Armee kam zurück, und am 27. Februar 1919 wurde in 
Wilna eine vereinigte Räterepublik Litauen-Weißrussland („LITBEL“) ausgerufen. Während die Li-
tauer Kaunas gegen die Rote Armee verteidigen konnten, war der polnisch-russische Krieg ausgebro-
chen, und die Polen besetzten im April erneut die Stadt. Die wechselhaften Kämpfe ermöglichten es 
der litauischen Regierung, im Sommer in die Hauptstadt zurückzukehren. Sie schloss am 12. Juli 1920 
mit Sowjetrussland Frieden; Moskau zog dabei Grenzen, die weit über das eigentliche Wilna-Gebiet 
hinausreichten und Vilnius als Hauptstadt Litauens ausdrücklich anerkannten. 

Mit Polen vereinbarte Litauen eine Demarkationslinie. Der polnische General Lucjan Zeligowski 
nahm am 9. Oktober 1920 Wilna im Handstreich und proklamierte dort einen „Souveränen Staat Mit-
tellitauen“ – eine Farce, um einer Einmischung des Westens vorzubeugen. Zwar trat aufgrund der li-
tauischen Proteste der Völkerbund in Aktion, doch da beide Seiten den Vorschlag einer Konföderation 
Polen-Litauen ablehnten, schuf Pilsudski vollendete Tatsachen. In Wilna wurde ein Landtag einberu-
fen, der am 20. Februar 1922 den Anschluss der Stadt an Polen beschloss; dessen Grenzen waren ja 
nach dem Friedensschluss mit den Sowjets weit nach Weißrussland vorgeschoben worden. Die Litauer 
betrachteten die Annexion ihrer Hauptstadt durch Polen als Raub. Bis zum Jahr 1938 gab es zwischen 
Kaunas, dem von Litauen als nur provisorisch betrachteten Regierungssitz, und Warschau keine dip-
lomatischen Beziehungen. Die Anerkennung der Grenze wurde von Polen erst 1938 mit einem Ultima-
tum erzwungen.  
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„Volksführer“ gegen links und rechts  
Die Demokratie hatte in Litauen nicht lange Bestand. Mit Hilfe des Militärs re-
gierte Antanas Smetona ab 1926 autoritär.  

Ein – neben dem Verlust Wilnas – zweiter Konfliktstoff für Litauen, diesfalls mit Deutschland, wurde 
durch den Friedensvertrag von Versailles aufgebaut. Deutschland hatte auf das Gebiet nördlich des 
Flusses Memel/Nemunas, der in seinem Mündungsabschnitt Jahrhunderte hindurch zu Preußen gehört 
hatte, verzichten müssen. Das Gebiet war gemischtsprachig, die Deutschen lebten vor allem in der 
Stadt Memel/Klaipeda. Da die Mehrheit der Bevölkerung gegen einen Anschluss an Litauen war, 
wurde das Memelgebiet zunächst von einem französischen Präsidenten verwaltet. Litauen war vor al-
lem an Souveränität über den Memeler Hafen interessiert, da es nur mit dem Dorf Palanga einen völlig 
unzulänglichen Zugang zur Ostsee besaß. 

Am 10. Jänner 1923, am selben Tag, als die Franzosen das Ruhrgebiet besetzten, drangen litauische 
Freischaren in das Memelland ein, ohne dass die Franzosen Widerstand leisteten. 1924 erkannte der 
Völkerbund die Oberhoheit Litauens über das Memelland an, doch erhielt dieses eine Autonomie. Bei 
Landtagswahlen gewann der Block der deutschen Parteien dort stets eine große Mehrheit, obwohl sich 
von den rund 141.000 Bewohnern des Gebiets knapp die Hälfte als Litauer bekannten. Mit der 
Machtübernahme Hitlers begann eine verstärkte prodeutsche Agitation. Memelländische Nazis wurden 
verhaftet und zu hohen Gefängnisstrafen verurteilt. Nach dem Anschluss Österreichs und des Sudeten-
landes verstärkte sich der Druck Berlins auf Kaunas; am 22. März 1939 musste Litauen das Memel-
land an das Reich zurückgeben. 

Litauen war ein ausgesprochenes Agrarland. Die Industrie beschränkte sich auf Sektoren, die mit der 
Landwirtschaft zusammenhingen. Die Frage der Bodenreform gestaltete sich für die junge Republik 
zur wichtigsten innenpolitischen Aufgabe. Nach den Konflikten der Anfangszeit war 1922 an die 
Stelle der Taryba ein Parlament (Seimas) getreten. 

Die Wahlen erbrachten eine große Mehrheit für die Christlichen Demokraten, eine konservative 
Bauernpartei mit Nähe zur Kirche. Die nationalistischen Führer der Kampfzeit wie Smetona, Valde-
maras oder Ycas traten in den Hintergrund und sammelten sich in der kleinen Nationalen Partei (Tau-
tininkai). Die Christdemokraten setzten Aleksandras Stulginskis als Staatspräsidenten an die Stelle von 
Smetona. Die linke Opposition bildeten die Sozialdemokraten und die linksliberalen Volkssozialisten. 
Die Kommunistische Partei war verboten. 

Die christdemokratische Bodenreform von 1923 war keineswegs radikal. Die hauptsächlich polnis-
chen oder russischen Großgrundbesitzer konnten 80 Hektar Ackerland behalten. Der Rest wurde auf 
kleine Bauern aufgeteilt. Zusammen mit dieser Maßnahme wurden viele Dörfer aufgelöst und in Ein-
zelhöfe umgewandelt, Genossenschaften wurden gefördert. Die ehemals russischen Domänen über-
nahm der Staat. 

 
Antanas Smetona 
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Im Jahr 1926 ermöglichten die Wähler eine Koalitionsregierung von Volkssozialisten und Sozialde-
mokraten. Die Änderung des politischen Kurses – Aufhebung der staatlichen Bezahlung der Priester, 
Begnadigung eingekerkerter Kommunisten und Aufnahme von Vertretern der polnischen Minderheit 
in die Regierung – führte zu nationalistischen Demonstrationen. In der Nacht vom 16. auf den 17. De-
zember 1926 putschte die Armee und brachte die Nationalpartei Tautininkai, zunächst zusammen mit 
den Christdemokraten, an die Macht. Smetona wurde wieder Staatspräsident und blieb es bis zum En-
de es unabhängigen Litauen (1940). Das Parlament wurde aufgelöst, schon im folgenden Jahr wurden 
die Christlichen Demokraten ausgebootet. 

1927 wurde Litauen eine Präsidialrepublik, eine neue Verfassung gab Smetona die Möglichkeit, als 
letztentscheidende Instanz zu fungieren. Zunächst überließ er Innen- und Außenpolitik seinem Minis-
terpräsidenten Augustinas Voldemaras. Dieser zeigte immer mehr diktatorische Züge, er baute den 
Parteiapparat der Tautininkai aus und rief nach dem Vorbild des faschistischen Italien einen 
Kampfverband unter dem Namen „Eiserner Wolf“ ins Leben. Selbst konservative Kreise und die 
Kirche nahmen Anstoß an seinem Kurs. Auch Smetona musste die gefährliche Konkurrenz seines 
Premiers befürchten. 1929 ließ er Voldemaras verhaften und verbannen. 

Als seine Anhänger diesen 1934 in einem Putschversuch wieder an die Macht bringen wollten, wurde 
er eingekerkert, 1938 durfte er nach Frankreich ins Exil gehen. Nach von der illegal gewordenen ex-
tremen Rechten und Linken geschürten Bauernunruhen erließ Smetona ein Verbot aller Parteien. 
Gestützt auf die Armee, führte er ein ständestaatliches System ein und regierte als „Tautos Vadas“ 
(„Volksführer“) wie einst die litauischen Großfürsten.  

 
 

     01.06.2002 

Zwischen Stalin und Hitler  
Die unter Drohungen erzwungene, völkerrechtswidrige Annexion durch Stalin, 
unterbrochen durch Hitlers Kolonialregime, bestimmte ein halbes Jahrhundert 
lang das tragische Schicksal der baltischen Völker. 

Im August 1939 musste die völlig überraschte Welt die Unterzeichnung des Nichtangriffspaktes zwis-
chen den bisher als ideologische Todfeinde geltenden Diktatoren Hitler und Stalin zur Kenntnis neh-
men. Nicht bekannt blieb vorerst das (von der Sowjetunion jahrzehntelang abgestrittene) geheime Zu-
satzprotokoll, in dem es hieß: „Für den Fall einer territorial-politischen Umgestaltung in den zu den 
baltischen Staaten (Finnland, Estland, Lettland, Litauen) gehörenden Gebieten bildet die nördliche 
Grenze Litauens zugleich die Grenze der Interessensphären Deutschlands und der UdSSR. Hierbei 
wird das Interesse Litauens am Wilnaer Gebiet beiderseits anerkannt.“ 

 
Zeitgenössische Karikatur 
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Nach Ende des Polenfeldzuges gab Hitler auch Litauen den Russen – im Austausch gegen diesen 
zunächst zugedachte Gebiete östlich der Weichsel – preis. 

Während Berlin bereits die ersten Sondierungsgespräche mit dem Kreml aufgenommen hatte, verhan-
delten die Westmächte noch über einen Beistandspakt, wobei die Frage der baltischen Staaten eine 
große Rolle spielte. England und Frankreich waren zwar bereit, gemeinsam mit den Sowjets eine „Ga-
rantieerklärung“ für die drei Länder auch ohne deren Zustimmung abzugeben und sogar Eingriffe ge-
gen „innere Aggression“ (die die Russen in einer nicht genehmen innenpolitischen Entwicklung sa-
hen) zuzustimmen, doch scheiterte eine Einigung an der Forderung Stalins nach einem Durchmar-
schrecht einschließlich der Besetzung von Häfen und Inseln. 

Der Nichtangriffspakt gab Hitler freie Hand, den Krieg zu beginnen. Die Sowjetunion gab sich Li-
tauen gegenüber großzügig, indem sie diesem von ihrem Anteil an dem besiegten Polen Vilnius mit 
einem breiten Gebietsstreifen abtrat. Die Freude über die so lange ersehnte Einverleibung der historis-
chen Hauptstadt wurde freilich rasch durch die bald sich steigernden Forderungen der Sowjets getrübt. 
Zunächst setzte der Kreml ultimativ Verträge durch, in denen für die sowjetischen Truppen 
Stützpunkte in den drei baltischen Ländern abgezwungen wurden. Diese hielten sich strikt an die ih-
nen abverlangte Neutralität. 

Ein Alarmzeichen war auch die Umsiedlung der Deutschbalten aus Estland und Lettland bereits Ende 
Oktober 1939. Litauen bildete eine Ausnahme – die Umsiedlung der (zahlenmäßig geringeren) Deut-
schen erfolgte erst auf Grund eines Vertrags mit Moskau im Jänner 1941. Schlag auf Schlag schritt 
Stalin nun zur Einverleibung der drei Republiken in das Sowjetreich. Nach inszenierten „Provokatio-
nen“ und der Behauptung, es gebe Pläne für ein baltisches Militärbündnis, forderte die Sowjetunion im 
Juni 1940 den ungehinderten Zugang ihrer Armee und die Bildung sowjetfreundlicher Regierungen, 
versicherte aber, die Souveränität der drei Staaten nicht anzutasten. In der Hoffnung darauf unterwar-
fen sich die alleingelassenen Balten auch diesen Forderungen. 

Von hohen sowjetischen Emissären unterstützt, wurden nun von Kommunisten Demonstrationen in-
szeniert. Um der „revolutionären“ Bewegung gerecht zu werden, erzwang der Kreml daraufhin eine 
Änderung des Wahlrechts; unter Ausschluss der Opposition wurden Abgeordnetenversammlungen 
gewählt. Anfang August stellten sie Anträge auf Eingliederung in die Sowjetunion, welche natürlich 
bereitwillig angenommen wurden. Mit der Machtübernahme begannen sofort Deportationen der Eli-
ten; aus Litauen wurden 21.000 Personen ins Innere der Sowjetunion verschleppt. Während es dem 
66-jährigen Staatspräsidenten Smetona gelungen war, noch 1940 in die USA zu emigrieren, wurde der 
frühere Premier Voldemaras, der unverständlicherweise aus dem französischen Exil in seine bereits 
von sowjetischen Truppen besetzte Heimat zurückgekehrt war, nach Moskau gebracht und starb dort 
im Gefängnis. 

Vergeblich gaben sich die Litauer nach dem Überfall Hitlers auf die Sowjetunion der Illusion hin, die 
Deutschen würden ihnen eine wenn auch beschränkte Souveränität zugestehen. Der antikommunis-
tische Widerstand hatte bereits in den ersten Tagen nach dem deutschen Angriff mehrere Städte in 
seiner Hand und bildete in Kaunas eine provisorische Regierung. Sie löste sich auf, als klar wurde, 
dass ihr die neuen Besatzer keinerlei Kompetenzen zugestehen wollten.  

 
 

     08.06.2002 

Litauens zweifacher Leidensweg  
Die Hoffnung der Litauer auf ein neues nationales Leben, wenn auch unter dem 
Hakenkreuz, blieb vergebens. Mit Kriegsende mussten sie die deutsche Gewal-
therrschaft wieder gegen die nun noch verschärfte sowjetische eintauschen. 

Sehr bald nach der Besetzung durch Hitlers Truppen wurden die drei baltischen Länder und Weißruss-
land in einem „Generalkommissariat Ostland“ unter Leitung von Hinrich Lohse einer deutschen Zivil-



� 



verwaltung unterstellt. Schon im Herbst 1941 begann die systematische Ausrottung der Juden; das alte 
Wilna war ein Zentrum ostjüdischer Geisteskultur gewesen, es galt als „Jerusalem des Nordens“. 

Schon unmittelbar nach dem Einmarsch der Deutschen war es in Vilnius zu einem scheußlichen Mas-
saker an der jüdischen Bevölkerung gekommen, das von der SS mit Hilfe freigelassener Zuchthäusler 
inszeniert worden war. Im Zuge der „Endlösung“ wurde die 230.000 Menschen zählende jüdische 
Minderheit in Litauen nahezu ausgelöscht. An den Verfolgungen beteiligten sich auch litauische Kol-
laborateure, vor allem die Hilfspolizei Saugumas. Allerdings gelang es dem „Reichsführer SS“ Hei-
nrich Himmler – anders als in Lettland und Estland – nicht, eine litauische Waffen-SS-Truppe aufzus-
tellen; die national geeinte Widerstandsorganisation hatte mit Erfolg einen Boykott organisiert. 

Anfang 1944 bildete sie im Geheimen eine provisorische Regierung. Es gab im Land auch eine kom-
munistische Widerstandsbewegung, in der neben Litauern vor allem Weißrussen kämpften. Von der 
Hinrichtung der Partisanenführerin Soja Kosmodemjanskaja – postum zur „Heldin der Sowjetunion“ 
erhoben – sind erschütternde Bilder erhalten geblieben.  

Nach der Wiedereroberung durch die sowjetischen Truppen im Herbst 1944 wurde die Sozialistische 
Republik Litauen unter Leitung des litauischen KP-Chefs Antanas Snieckus wiederhergestellt. Das 
Memelland wurde der Sowjetrepublik angegliedert, hingegen wurde das nördliche Ostpreußen, einsch-
ließlich des vordem von den Nationalisten oft geforderten „Preußisch-Litauen“ des Bezirks Gumbin-
nen eine russische Enklave. Hoffnungen des Widerstands auf einen Beistand des Westens zur Wieder-
herstellung eines freien Litauens erfüllten sich nicht. Die Russen hatten bis 1953 gegen eine antikom-
munistische Partisanenbewegung zu kämpfen; die Kämpfe forderten mindestens 40.000 Opfer. Die 
gewaltige Zahl von 350.000 Menschen wurde nach Sibirien deportiert; unter ihnen waren nicht mehr 
nur Intellektuelle, des politischen Widerstands Verdächtigte und rund ein Drittel des katholischen Kle-
rus, sondern auch „Kulaken“, die der sozialen Umgestaltung durch die Kollektivierung im Weg waren. 

In den späten fünfziger Jahren wurde auch die Industrialisierung des Landes forciert, verbunden mit 
Zuwanderung von Russen (die aber nicht die Ausmaße in den beiden anderen baltischen Ländern an-
nahm). 66.000 Litauer waren vor den zurückkehrenden Sowjets in den Westen, vor allem nach Ameri-
ka, geflohen, wo die dort schon seit Beginn des 20. Jahrhunderts massenhaft Eingewanderten die 
Anhänglichkeit an die alte Heimat bewahrt haben. Insgesamt wird die Zahl der außerhalb des Hei-
matstaates lebenden Litauer heute auf eine halbe Million geschätzt. Viele von ihnen zeigen ihre Treue 
zur alten Heimat durch deren politische und materielle Unterstützung. 

Die Daheimgebliebenen passten sich dem permanenten Druck an: 70 Prozent der Litauer wurden im 
Laufe der sowjetischen Herrschaft KP-Mitglieder, was viele nach den Lockerungen unter Chruscht-
schow freilich nicht hinderte, vor allem im Rahmen der Kirche ihre nationale Identität zu wahren. Der 
zunächst für die sowjetischen Teilrepubliken geltende Grundsatz „national in der Form, sozialistisch 
im Inhalt“ ermöglichte die Pflege der Sprache und einer freilich den Gesetzen des „sozialistischen 
Realismus“ unterworfenen Literatur, wie auch der Volkskunst und der folkloristischen Tanzensem-
bles. 

Widerstand äußerte sich seit Anfang der siebziger Jahre zunächst in den so genannten Samisdat-
Publikationen, in deren Herausgabe vor allem katholische Kreise aktiv waren; Litauen verzeichnete 
die meisten Samsisdat-Veröffentlichungen in der ganzen Sowjetunion. Das bürokratische Breschnjew-
Regime begegnete der wachsenden Dissidentenbewegung mit verstärkter Russifizierung. Die Zahl der 
Bücher in litauischer Sprache wurde systematisch gesenkt, Dissertationen durften nur noch russisch 
abgefasst werden. Die Selbstverbrennung eines Neunzehnjährigen in Kaunas als Ausdruck des Pro-
testes (1972) hatte Demonstrationen von Tausenden jungen Menschen zur Folge, bei denen auch die 
Losung „Freiheit für Litauen“ laut wurde. Polizei und Behörden antworteten mit verschärften Verfol-
gungen. 

Die Dissidenten verstummten – aber als Gorbatschow „Glasnost“ und „Perestrojka“ als Grundlagen 
für eine Neugestaltung der Sowjetunion verkündete, brach hervor, was unter der Oberfläche der op-
pressiven „Stagnation“ des Systems erloschen schien.  
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Von der „Blutnacht“ zur neuen Freiheit  
Gorbatschows neue Politik eröffnete den Litauern den Gang in die Freiheit. Der 
Versuch, ihn gewaltsam zu stoppen, misslang.  

Der 1985 zum neuen Generalsekretär der KPdSU bestellte Michail Gorbatschow ließ die baltischen 
Völker rasch aufhorchen. Ihre Träume bekamen nach und nach realistische Konturen. Nirgendwo 
sonst in der Sowjetunion hörte man so aufmerksam den Ankündigungen von Maßnahmen zu, die ei-
nen grundlegenden Wandel im erstarrten und wirtschaftlich bankrotten roten Riesenreich bringen soll-
ten, wie im Baltikum, nirgendwo sonst suchte man so früh wie dort, die sich weitenden Grenzen der 
Freiheit auszuloten. In Litauen wurde am 3. Juni 1988 die Reformbewegung Sajudis gegründet, die 
rasch zu einer gut organisierten überparteilichen Massenbewegung heranwuchs, an der sich auch der 
reformfreudige Flügel der Kommunistischen Partei beteiligte. Und schon – mehr glaubten selbst die 
größten Optimisten dem Kreml nicht zumuten zu können – machte der Ruf nach Autonomie in einer 
erneuerten Sowjetunion die Runde. Am 23. August 1988, dem Jahrestag des Hitler-Stalin-Paktes, 
strömte eine Viertelmillion Menschen in Vilnius zusammen, um ihren Protest gegen das den baltis-
chen Ländern angetane Unrecht zu bekunden. 

Litauens KP-Chef Algirdas Brazauskas stellte sich der Volksbewegung nicht in den Weg, im Gegen-
teil, er wurde bald zu einem ihrer Promotoren. Litauisch wurde zur Staatssprache erklärt, die alte li-
tauische Flagge wurde gehisst, die Kathedrale von Vilnius wurde neu eingeweiht, der Oberste Sowjet 
Litauens bezeichnete die Annexion von 1940 als internationales Verbrechen, und die litauische KP 
löste sich von der KPdSU. Am 50. Jahrestag des "Teufelspaktes" bildete sich vom estnischen Tallinn 
über das lettische Riga bis ins litauische Vilnius eine Menschenkette von zwei Millionen. Und als 
Gorbatschow im Jänner 1990 nach Vilnius kam, forderten 300.000 Demonstranten die Unabhängigkeit 
für Litauen. 

Das lag nicht im Konzept des Kremlherrn, der die Union als freie Vereinigung ihrer Republiken au-
frechterhalten wollte. Aber ein Mehrparteiensystem und freie Wahlen konnte er nicht mehr verhin-
dern. Am 4. März 1990 war es in Litauen so weit: Die Bewegung Sajudis errang die Mehrheit. Ihr 
Führer Vytautas Landsbergis trat an die Stelle von Brazauskas als Vorsitzender des Obersten Rates der 
(noch Sozialistischen Sowjet-) Republik Litauen. Eine Woche danach, am 11. März, erklärte Litauen 
seine Unabhängigkeit. Landsbergis wurde Präsident, Kazimiera Prunskiene die erste Ministerpräsiden-
tin des freien Litauen. 

Moskau verhängte über das Land eine Wirtschaftsblockade. Die vom sowjetischen Innenministerium 
einberufene Sonderpolizei (OMON) unterstützte den Widerstand orthodoxer Kommunisten (vor allem 
im Lauf der Jahre eingewanderter Russen, die sich in der Bewegung „Jedinstwo“ – Einheit – zusam-
mengeschlossen hatten) gegen die Regierung. Diese hatte bereits Wirtschaftsreformen eingeleitet, die 
das starre sozialisierte System aufbrechen sollten. 

In der Nacht zum 13. Jänner 1991 versuchte die Sowjetmacht, den Freiheitswillen der Litauer zu bre-
chen. Landsbergis war wenige Tage zuvor beim amerikanischen Präsidenten Bush gewesen und hatte 
ihn - erfolglos - um eine politische Erklärung ersucht. Gorbatschow hatte Litauen ultimativ aufgefor-
dert, unter die Sowjetverfassung zurückzukehren. In dieser Nacht fuhren Sowjetpanzer überfallsartig 
durch die Straßen, Luftlandeeinheiten und die OMON-Truppen des Innenministeriums demonstrierten 
die Gewaltbereitschaft der kommunistischen Staatsmacht. Ein vom KGB gesteuertes „Komitee zur na-
tionalen Errettung Litauens“ hatte (nach anderswo bewährtem Muster) um Hilfe gerufen. „Jedinstwo“-
Anhänger versuchten das Parlament zu stürmen, Landsbergis beschwor seine Landsleute, die Regie-
rung zu schützen, „sonst bekommt ihr eine, die ihr nicht selbst wählen könnt.“ Viele Tausende kamen 
und drängten die Angreifer weg. 

Nun fuhren Panzer zum Fernsehturm, vor dem sich ihnen eine große Menschenmenge entgegenstellte. 
Erst schossen die Panzer über die Köpfe hinweg, dann versuchten sie, die Menge mit Gewehrkolben 
auseinander zu treiben - und schließlich bellten die Maschinengewehre. 15 Menschen starben, einige 
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Hundert wurden verletzt. Der TV-Turm wurde von den Angreifern besetzt. Doch über ein Notstudio 
im Parlament rief Landsbergis noch einmal das Volk zu Hilfe, und bald waren es 150.000, die das Re-
gierungsgebäude zu schützen bereit waren. 

 
 

     31.08.2002 

Erst mit, dann trotz Gorbatschow zur neuen Freiheit  
Die freien Wahlen, die der sowjetische Staatschef in Lettland zuließ, brachten 
die Ablösung der KP durch die „Volksfront“. Der Weg in die volle Un-
abhängigkeit ließ sich nicht mehr versperren. 

Bei den Wahlen zum Volksdeputiertenkongress der UdSSR (1989) errangen die Volksbewegungen in 
allen drei Republiken überzeugende Mehrheiten. Bei den Wahlen in den Obersten Sowjet der Lettis-
chen Republik wiederholte sich dies. Als oberster Repräsentant des Landes wurde der Reformkom-
munist Anatolis Gorbunovs zum Parlamentspräsidenten gewählt. An die Spitze der Regierung trat der 
Volksfront-Vorsitzende Ivars Godmanis. 

Nach Litauen und Estland bekannte sich auch das lettische Parlament am 4. Mai 1990 zu einer 
schrittweisen Wiederherstellung der staatlichen Unabhängigkeit. Vergeblich mobilisierte Moskau die 
Russen im Land in einer „Interfront“, die sich zum Zusammenschluss mit Russland bekannte. Ein An-
griff der Sonderpolizei auf das lettische Innenministerium forderte fünf Tote und zahlreiche Verletzte, 
doch die allgemeine Empörung im In- und Ausland über dieses Vorgehen, das auch vom RSFSR-
Präsidenten Jelzin verurteilt wurde, stoppte die Versuche, die Entwicklung rückgängig zu machen. 

Am 3. März 1991 sprachen sich in einem Referendum 73,7 Prozent der lettländischen Wähler für die 
Unabhängigkeit aus, was zeigt, dass auch ein Teil der Russen im Land dafür war. Nach dem Zusam-
menbruch des Moskauer Putschversuchs erklärte Lettland am 21. August 1991 seine Unabhängigkeit, 
dem folgte die Anerkennung durch die EU-Staaten, durch die UdSSR (6. September) und die Auf-
nahme in die Vereinten Nationen. 

1993 traten zu den ersten freien Wahlen in Lettland nach fünf Jahrzehnten zahlreiche Parteien an; die 
KP wurde verboten. Als Sieger aus der Wahl ging Anatolis Gorbunovs' Partei „Lettlands Weg“ hervor, 
in der sich Reformkommunisten und Emigranten zusammengefunden hatten. Die „Volksfront“ blieb 
unter der Vier-Prozent-Klausel. Zum Staatspräsidenten wurde der Bauernbündler Gurtis Ulmanis, ein 
Neffe des „Volksführers“ der 1. Republik, gewählt. 

Die Wahlen von 1995 ergaben ein ganz anderes Bild, an dem sich die Unzufriedenheit der Wähler 
über die mit den Wirtschaftsreformen einhergehenden Probleme ablesen ließ: Alle bisher führenden 
Parteien erlitten schwere Verluste zugunsten links- und rechtsextremer Gruppierungen. Nach langen 
Verhandlungen wurde schließlich Andris Skele, ein aus Amerika zurückgekehrter parteiloser Unter-
nehmer, zum Ministerpräsidenten gewählt. 

1998 hatte sich die Meinung der Wähler erneut gewandelt. Die linken und rechten Populisten waren 
wieder aus der Saeima hinausgewählt, schließlich wurde eine Mitte-rechts-Regierung aus der von 
Skele gegründeten Volkspartei (TP), Lettlands Weg (DC) und der Union für Vaterland und Freiheit 
(TB) gebildet. Der Mitte-rechts-Kurs wurde auch nach weiteren Kabinettsumbildungen beibehalten. 

Die Zusammensetzung der Bevölkerung Lettlands und die 1991 beschlossene Bestimmung, dass nur 
jene Personen, die am 17. Juni 1940 die lettische Staatsbürgerschaft besessen hatten, sowie deren 
Nachkommen als Staatsbürger gelten sollten, hatte zur Folge, dass 1993 nur 47 Prozent der Bevölke-
rung wählen konnten. Die Russen im Land fühlten sich diskriminiert, die KSZE übte Druck auf Lett-
land aus, hier neue Wege zu suchen. 

1995 wurde ein Staatsbürgerschaftsgesetz beschlossen, wonach mit lettischen StaatsbürgerInnen ver-
heiratete Nichtletten sowie alle nach 1991 geborenen Kinder sofort und unter 30-Jährige bis zum Jahr 
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2000 eingebürgert werden konnten. Für Ältere wurden Quoten festgelegt. 1998 wurden auch diese ab-
geschafft. Bis 2001 waren von 800.000 Russen 250.000 lettische Staatsbürger geworden. 

Auch das Sprachgesetz, das Lettisch als Staats- und Amtssprache vorsieht, wurde von den Russen im 
Land als diskriminierend empfunden. Es sollte 1999 beschlossen werden, wurde aber zunächst von der 
neuen Staatspräsidentin Vaira Vike-Freiberga, einer Psychologieprofessorin aus Montreal, beein-
sprucht. 

In etwas abgemilderter Form beschlossen, ist sein Ziel Schutz und Förderung der lettischen Sprache. 
Danach ist in Behörden, Staatsunternehmen, bei öffentlichen Anlässen und für Unternehmen oder Or-
ganisationen, wenn sie öffentlich auftreten, grundsätzlich Lettisch zu verwenden. 

Im Jahr 1945 hatte die Sowjetregierung das 1920 an Lettland abgetretene Gebiet von Abre-
nen/Pitalowo von der Lettischen Sowjetrepublik abgetrennt und wieder der RSFSR eingegliedert. Lett-
land hatte nach der Wiedererlangung der Unabhängigkeit auf Rückgabe Anspruch erhoben. Da offene 
Gebietsfragen den Aufnahmeprozess in EU und Nato verzögern, verzichtete Lettland nach vergebli-
chen Verhandlungen mit Russland 1997 auf diese Gebietsforderung. 

Lettland wurde zunächst der zweiten Ländergruppe, mit der Verhandlungen für die Aufnahme in die 
Europäische Union zugesagt wurden, zugeteilt. Im Jahr 2000 hat die EU diese Verhandlungen 
eröffnet, sodass die Chance besteht, dass alle drei baltischen Staaten zugleich in die Union kommen. 

 
 

     22.06.2002 

Litauen auf dem Weg nach Europa 
Die Litauer trotzten der Gewalt, die sie weiter im Sowjetreich festhalten wollte. 
Eine Volksabstimmung ergab 90 Prozent für die Unabhängigkeit. Moskau gab 
schließlich nach.  

Die Berichte über die Vorgänge in Vilnius – die „Blutnacht“ vom 13. Jänner 1991 - lösten im Ausland 
allgemeine Empörung aus. Auch der gerade in Tallinn verhandelnde Boris Jelzin, damals schon Präsi-
dent der RSFSR, verurteilte die Aktion und rief die Soldaten auf, verbrecherische Befehle nicht zu be-
folgen. Nach der Schreckensnacht blieben die Truppen im Fernsehzentrum, im Verteidigungsministe-
rium und in den Kasernen im Land Gewehr bei Fuß. Das sollte noch Monate dauern. 

Vytautas Landsbergis, Präsident der vom Kreml nicht anerkannten litauischen Republik, gab nicht auf. 
Er rief das Volk zu einem Referendum auf. Bei einer Beteiligung von 84,7 Prozent sprachen sich 90,2 
Prozent für und nur 5,5 Prozent gegen die Unabhängigkeit aus. 

Noch einmal schien sich die Lage gefährlich zuzuspitzen, als KP-Altfunktionäre und Militärs gegen 
Gorbatschow putschten. Sie konnten, nicht zuletzt dank Jelzins Initiative, das Rad der Geschichte 
nicht zurückdrehen, und rissen ihr Opfer Gorbatschow mit in die Machtlosigkeit. Am 6. September 
1991 beschloss der Oberste Sowjet, die Unabhängigkeit der drei baltischen Republiken anzuerkennen; 
am 17. September wurden diese in die UNO aufgenommen. Am 25. Dezember löste sich die Sowjetu-
nion auf. 

Letztlich hatte Litauens Widerstand den Weg dazu gebahnt. Die letzten russischen Truppen verließen 
erst nach langen Verhandlungen zwischen Landsbergis und Jelzin Ende August 1993 das Land, wobei 
es vor allem um Probleme im Zusammenhang mit dem Nachschub für das nun von Russland völlig 
abgetrennte Kaliningrad/Königsberg ging. 

Die ersten Wirtschaftsreformen bei gleichzeitigem Exportrückgang infolge des Verlustes des bisheri-
gen großen Binnenmarktes und mühsamer Umorientierung auf den Weltmarkt hatten zu spürbaren 
Verteuerungen und wachsender Arbeitslosigkeit beigetragen. Besonders die Rentner, aber auch die 
öffentlich Bediensteten waren davon betroffen. Für Grundnahrungsmittel mussten wieder Be-
zugsscheine eingeführt werden. Die Erdöllieferungen aus Russland wurden wegen Zahlungsrückstän-
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den zeitweise gestoppt. Die Sajudis-Regierung musste mehrmals umgebildet werden, nachdem ihre 
erste Ministerpräsidentin Prunskiene in den Verdacht früherer Tätigkeit für den KGB geraten war. 

Bei den ersten Wahlen in der wiedererstandenen Republik am 25. Oktober 1992 unterlag die Sajudis 
der zur Litauischen Demokratischen Arbeiterpartei (LDDP) gewandelten KP, die 73 der 141 Mandate 
im Seimas errang. Brazauskas wurde mit 60 Prozent der Stimmen zum neuen Präsidenten gewählt. 

Die LDDP-Regierung von Adolfas Slezevicius setzte den Reformkurs mit größerer sozialer Rücksich-
tnahme fort und bemühte sich um gute Beziehungen zum Westen wie zu Russland. Eine eigene 
Währung, der Litas, wurde eingeführt. In einem von Brazauskas und dem polnischen Präsidenten Lech 
Walesa in Vilnius unterzeichneten Freundschaftsvertrag wurde die Unantastbarkeit der bestehenden 
Grenzen betont; die Minderheitenrechte der sieben Prozent Polen im Wilna-Gebiet wurden anerkannt. 
Am 4. Jänner 1994 stellte Brazauskas für Litauen als erstes Land der ehemaligen Sowjetunion einen 
Antrag auf Mitgliedschaft in der Nato (trotz der auf Bündnisfreiheit des „nahen Auslandes“ pochenden 
russischen Doktrin wurden die baltischen Staaten 1997 als potenzielle zukünftige Nato-Mitglieder 
anerkannt). Aus der zerfallenden Sajudis-Bewegung hatte Landsbergis seine Anhänger in einer neuen, 
konservativen „Vaterlandsunion“ (TSLK) zusammengefasst. 

Durch den Zusammenbruch zweier großer Banken geriet die Regierung der Arbeiterpartei zunehmend 
in Schwierigkeiten. Bei den Wahlen von 1996 erhielt sie statt der bisherigen 73 nur noch zwölf Sitze 
im Seimas. Landsbergis' Vaterlandsunion verfehlte nur knapp die absolute Mehrheit; unter dem Öko-
nomen Gediminas Vagnorius wurde eine Mitte-rechts-Koalition gebildet. Sie setzte auf einen 
verstärkten Privatisierungskurs. Bei Präsidentenwahlen 1997, für die der beliebte Brazauskas nicht 
mehr kandidierte, siegte überraschend der parteilose „Heimkehrer“ Valdas Adamkus, der kurz zuvor 
seine US-Staatsbürgerschaft aufgegeben hatte. 

Die Parlamentswahlen im Jahr 2000 führten erneut zu einem Machtwechsel (der, wie bisher, am 
außenpolitischen Kurs nichts grundsätzlich änderte). Die vom 69-jährigen Brazauskas geführte So-
zialdemokratische Koalition wurde mit 31,3 Prozent stärkste Fraktion. Nach dem baldigen Scheitern 
einer Mitte-rechts-Regierung löste diese 2001 eine Mitte-Links-Koalition unter dem zum Premier 
gewählten Brazauskas ab. 

Mit Enttäuschung hatte Litauen die Entscheidung der EU aufgenommen, vorerst unter den baltischen 
Staaten nur Estland für die Erstverhandlungen über eine „Osterweiterung“ zu nominieren. Ende 2000 
bescheinigte die EU-Kommission Litauen jedoch erstmals eine funktionierende Marktwirtschaft, ver-
langte aber weitere Reformen, besonders in der Landwirtschaftspolitik. 2001 führte Litauen in der 
zweiten Staatengruppe, mit der inzwischen Verhandlungen begonnen hatten, mit 13 abgeschlossenen 
Bereichen. Im Jahr 2002 dürfte Litauen nach Abschluss der Verhandlungen in die erste Erweite-
rungsrunde aufrücken. 

 
 

   Heft 12/2007 

Eine konfliktreiche Verbindung 
Polen-Litauen in der Zeit Augusts des Starken 

Lange galt die „Sachsenzeit“ polnischen Historikern als Tiefpunkt der eigenen Geschichte. Erst jüngst 
wird die Herrschaft der Wettiner nuancierter bewertet. Zwar schwächten die Kriege Augusts des Star-
ken die Wirtschaft erheblich, doch immerhin gelang es ihm, den polnisch-litauischen Staatsverband 
territorial unversehrt zu erhalten. 

Der polnisch-litauische Reichsverband, der aus der staatsrechtlich eigenständigen Krone Polen, ukrai-
nischen Territorien, Westpreußen sowie dem Großfürstentum Litauen bestand, zählte Ende des 17. 
Jahrhunderts mit über 700.000 Quadrat-kilometern Fläche zu den größten europäischen Staaten. Er 
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umfasste – in modernen Bezeichnungen gesprochen – neben dem heutigen Zentralpolen auch Litauen, 
Weißrussland und die Ukraine rechts des Dnjepr. In Polen-Litauen lebten rund zehn Millionen Men-
schen, wobei die Besiedlung und das Städtenetz im Großfürstentum Litauen und in der Ukraine deut-
lich abnahmen. In dem Reichsverband lebten neben Polen und Litauern größere ostslawische (rund 35 
Prozent), jüdische (acht Prozent) und deutsche (vier Prozent) Bevölkerungsgruppen, wobei das Polni-
sche und das Lateinische als Verkehrs- und Elitensprachen benutzt wurden. 

Die – gemessen an Westeuropa – niedrige Bevölkerungsdichte und fehlende natürliche Verkehrswege 
erschwerten die Kommunikation in dem polnisch-litauischen Reichsverband, der über Danzig an das 
Nachrichtenwesen im Ostseeraum und über Krakau und Schlesien an das habsburgische Postwesen 
angeschlossen war. Der Ausbau eines inneren Postsystems hatte insbesondere nach 1650 mit der euro-
päischen Entwicklung nicht Schritt gehalten, neben dem monarchischen Eilboten funktionierte eine 
Nachrichtenübermittlung durch einen ausgeprägten Austausch innerhalb des Adels sowie eine Kom-
munikation über Handelsnetzwerke. 

 
1704 wurde Stanislaus Leszcinski zum polnischen Gegenkönig gewählt. (The Art Archive/Chateau de 
Chambord/Gianni Dagli Orti) 

Auch konfessionell war der Reichsverband gemischt strukturiert. In einer herrschenden Position be-
fanden sich die katholischen Eliten: Seit 1669 war die Katholizität des Herrschers verfassungsrechtlich 
verankert, und auch die adligen Mitglieder der Ständeversammlung, des Sejm, waren seit den 1660er 
Jahren mit wenigen Ausnahmen Katholiken. Es lebten jedoch Lutheraner in dem westlichen Teil 
Preußens, der zur polnischen Krone gehörte (mit wirtschaftlich beherrschenden Positionen in den 
großen Städten Danzig, Elbing und Thorn), und in Großpolen sowie Reformierte vor allem in Litauen. 
Große unierte (griechisch-katholische) Bevölkerungsgruppen, die den Heiligen Stuhl als oberste In-
stanz anerkannten, aber einen ostslawischen Ritus mit Priesterheirat und altkirchenslawischer Litur-
giesprache pflegten, bestanden in den weißrussischen und ukrainischen Territorien; Orthodoxe lebten 
vor allem in der Ostukraine. Berücksichtigt man noch Juden, islamische Tataren, armenische Christen 
und Mennoniten, so wird das komplizierte konfessionelle Mosaik sichtbar, das ein Erbe der Integra-
tion kulturell unterschiedlich geprägter Territorien und komplizierter Reformationsprozesse in der 
frühen Neuzeit darstellte. Die wachsende katholische Intoleranz, in deren Folge sich die katholischen 
Eliten immer stärker als alleinige vertrauenswürdige Träger einer katholisch-polnischen Staatsidee 
empfanden, stellte allerdings diese differenzierte konfessionelle Landschaft zunehmend in Frage. 
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Politisch galt Polen-Litauen den Zeitgenossen als europäische Großmacht: König Johann III. Sobieski 
hatte 1683 entscheidend zum Sieg gegen die osmanischen Truppen bei Wien beigetragen und sich 
auch in den polnisch-osmanischen Kriegen der 1670er und 1680er Jahre behaupten können. Der junge 
sächsische Kurfürst Friedrich August, der sich selbst an den kaiserlichen Türkenfeldzügen beteiligt 
hatte, fand hier vertraute Rahmenbedingungen vor. Insbesondere die Kavallerie, die sich auch ge-
genüber einem schwedisch-brandenburgischen Einmarsch (1655–1660) behauptet hatte, galt als gefür-
chteter militärischer Gegner. Durch seine territoriale Ausdehnung spielte der Reichsverband in der 
Türken- wie Ostseepolitik eine erhebliche Rolle und konnte als ein zentraler Machtverband des östli-
chen Europas gelten, der aber im Unterschied zu Mächten wie Schweden oder den Habsburgern eine 
betont defensive Außenpolitik betrieb. 

Hierfür gab es innenpolitische Gründe: Verfassungsrechtlich besaß Polen-Litauen eine aus monarchis-
chen und ständischen Elementen gemischte Verfassung, in der der durch allgemeine Wahl aller 
männlichen Adligen gewählte König nur gemeinsam mit der ständischen Vertretung (Sejm) und den 
lebenslang ernannten Amtsträgern (Zentralämter wie der Groß- und Unterkanzler, der Marschall, 
Schatzmeister und der Groß- und Feldhetman beider Reichshälften sowie Regionalämter wie Woje-
wode und Kastellan, die an der Spitze der rund 30 Wojewodschaften standen) regieren und verwalten 
konnte. Der für beide Reichshälften gemeinsame Sejm bestand aus einem Zweikammersystem: In der 
oberen Kammer, dem Senat, saßen die auf Lebenszeit ernannten Wojewoden und Kastellane sowie die 
katholischen (nicht jedoch die unierten oder orthodoxen) Bischöfe Polen-Litauens; die untere Landbo-
tenkammer bestand aus jeweils gewählten Vertretern der adligen Landtage der Wojewodschaften. In-
sbesondere der Sejm besaß eine Schlüsselstellung in der Verfassungsstruktur Polen-Litauens, da er 
legislative und budgetäre Kompetenzen besaß. Nur mit seiner Zustimmung konnten Gesetzesvorhaben 
und Steuererhebungen Gültigkeit erlangen. Diese Struktur schloss eine monarchische Politik aus, die 
auf Geheimabkommen und militärischem Zugreifen beruhte. Auch verfügte Polen-Litauen im späten 
17. Jahrhundert über kein entwickeltes Gesandtschaftswesen oder ein diplomatisches Korps wie etwa 
die schwedischen oder brandenburgischen Nachbarn. 

Prof. Dr. Hans-Jürgen Bömelburg 

 
 

     18.06.2008 

Aus für Hammer, Sichel und Hakenkreuz in Litauen 
In Litauen, das abwechselnd von Hitler und Stalin besetzt war, sind ab sofort sowohl nationalsozialis-
tische als auch kommunistische Symbole verboten. 

Litauen hat neben dem nationalsozialistischen Hakenkreuz auch Hammer und Sichel, die kommunis-
tischen Symbole der früheren Sowjetunion, für alle öffentlichen Darstellungen verboten. Mit dem vom 
Parlament in Vilnius am Mittwoch beschlossenen Gesetz ist darüber hinaus künftig der Text der frühe-
ren sowjetischen Nationalhymne ebenso verboten wie Nazi-Hymnen. 

Das seit 2004 zur EU gehörende Litauen wurde im Zweiten Weltkrieg nach dem Hitler-Stalin-Pakt 
abwechselnd von Deutschland und der Sowjetunion besetzt. Bis zur Unabhängigkeitserklärung 1990 
gehörte das baltische Land zur UdSSR. Das vom Parlament beschlossene Verbot umfasst auch das 
Tragen von früherer Militärkleidung der Ex-Besatzungsmächte. Abgeordnete, die gegen die Verbote 
waren, argumentierten unter anderem damit, dass die Melodie der heutigen russischen Nationalhymne 
mit der der früheren sowjetischen Hymne identisch ist. 
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     06.07.2008 

Vilnius ist keine würdige Kulturhauptstadt Europas 
Andrew Baker klagt das EU-Mitglied Litauen an, sich der eigenen 
Geschichte nicht zu stellen, das Überleben jüdischer Gemeinden zu 
gefährden und Neonazis zu tolerieren 

Die Europäische Union hat Vilnius zur Kulturhauptstadt Europas 2009 erkoren. Vilnius hat diese Ehre 
nicht verdient. Gewiss ist Litauens Hauptstadt reizvoll; die wunderschöne Altstadt zeugt von einer 
ehrwürdigen Geschichte. Kirche und Paläste werden fleißig restauriert, und den Besucher begeistert 
die Postkartenidylle. Ihm dürfte verborgen bleiben, dass Litauen einen wesentlichen Teil seines kultu-
rellen Erbes systematisch verleugnet und ein Maß an Intoleranz aufweist, das für ein neues EU-
Mitglied nicht akzeptabel ist. 

Tausend Jahre lang lebten Juden in Litauen, und Vilnius – oder Wilna, wie man es auch nannte – war 
ein Zentrum jüdischen Lebens und jüdischer Gelehrsamkeit. Im 18. Jahrhundert gab es in der Stadt so 
viele Jeschiwot und angesehene Rabbiner, dass sie als „Jerusalem Litauens“ bekannt war. Zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts war ein Drittel ihrer Bevölkerung jüdisch und die Stadt ein Weltzentrum jid-
discher Kultur und Gelehrsamkeit. 

Der Holocaust machte all dem ein Ende. Mehr als 200.000 Juden – über 90 Prozent der jüdischen 
Bevölkerung – wurden von den Nazis ermordet, unter Beihilfe litauischer Kollaborateure. 

Heute ist die jüdische Gemeinde Litauens klein. Doch sie erholt sich und ist um die Rückgabe ehemals 
jüdischen Gemeindebesitzes bemüht, um jüdische Kulturdenkmäler restaurieren und erhalten zu 
können und die eigenen bescheidenen religiösen und kulturellen Bedürfnisse zu erfüllen. Dabei folgt 
sie dem Beispiel der jüdischen Gemeinden in Polen, der Slowakei und Tschechien, wo die Rückgabe 
von Gemeindebesitz schon vor Jahren vereinbart wurde. 

In Prag hat sich das restaurierte jüdische Viertel mit seinen acht Synagogen zum Touristenmagneten 
und Zentrum jüdischen Lebens entwickelt. Im Krakauer Viertel Kazimierz findet alljährlich ein 
jüdisches Kulturfestival statt, das 25.000 Menschen zusammenbringt: Eine Woche lang wird in Kon-
zerten, Filmen und Vorträgen das reiche jüdische Erbe des Landes präsentiert. In der Slowakei hilft 
eine Regierungsstiftung – Teil eines Ausgleichs für im Holocaust geraubtes jüdisches Vermögen – bei 
der Versorgung alter Menschen sowie bei der Restaurierung von Friedhöfen und Synagogen. Nichts 
dergleichen aber geschieht in Litauen. 

Stattdessen hat die litauische Regierung jede denkbare Ausrede bemüht, um eine Vereinbarung über 
die Rückgabe von Gemeindebesitz hinauszuzögern. Seit sechs Jahren wird pausenlos "verhandelt"; die 
einzige Unterbrechung war die Parlamentswahl vor vier Jahren, weil man wohl der Meinung war, das 
Thema sei für ein Wahljahr zu kontrovers. Im Herbst wird erneut gewählt, die amtierende Regierung 
braucht die Angelegenheit also nur für ein paare weitere Monate auf die lange Bank zu schieben. In 
der Zwischenzeit wird ehemals jüdisches Eigentum privatisiert, fehlt der jüdischen Gemeinde selbst 
für elementarste Dinge wie Bildung und Wohlfahrt jedwede Unterstützung. 

Der jüdische Friedhof von Wilna war viele Hundert Jahre alt, aber das scherte Russen und Sowjets 
kaum. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts errichtete die zaristische Armee auf der Stätte ein Kastell, in 
den 70er-Jahren bauten die Sowjets dort einen Sportpalast. Litauens postkommunistische Führung ver-
sprach, dass unter ihrer Aufsicht keine Gräber mehr geschändet würden, aber das erwies sich als leeres 
Versprechen. Das Land wurde privatisiert und an Investoren verkauft, unter Missachtung bestehender 
Bestimmungen wurde eine Baugenehmigung für Luxusapartments erteilt. Es ging das Gerücht um, der 
Bürgermeister von Vilnius sei selbst an dem Projekt beteiligt. Im September 2007 versprach der li-
tauische Präsident öffentlich, die Bauarbeiten würden gestoppt. Sie dauern bis heute an. 

In Litauen wusste man lange Zeit sehr wenig über den Holocaust. Das Land wurde noch vor Ende des 
Zweiten Weltkriegs von der Sowjetunion annektiert, bis zur Unabhängigkeit im Jahr 1991 gab es 
keine Möglichkeit zur kritisch-objektiven Aufarbeitung. 1998 wurde per Erlass des Präsidenten eine 
internationale historische Kommission ins Leben gerufen, die über die Besatzung durch die Nazis und 
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die Sowjets berichten sollte. Unter ihren prominenten Mitgliedern war auch Yitzak Arad, der 
Gründungsdirektor von Yad Vashem. Arad wurde in Litauen geboren, seine Familie wurde von den 
Nazis ermordet, er floh als Teenager in die Wälder und schloss sich den Sowjet-Partisanen an. Nach 
Kriegsende brach er nach Palästina auf. Sechzig Jahre danach ließ eine litauische Zeitung Auszüge 
seines Tagebuchs übersetzen, in dem Arad die Kämpfe der Partisanen gegen die Deutschen und gegen 
litauische Kollaborateure beschreibt. Letztes Jahr entschied der litauische Generalstaatsanwalt, diese 
Passagen belegten Arads mögliche Beteiligung an Kriegsverbrechen, und leitete ein Ermittlungsverfa-
hren ein. Die Kommission hat wissenschaftliche Untersuchungen zur Rolle Litauens im Holocaust 
veröffentlicht. Das Vorgehen der Staatsanwaltschaft spricht diesen Bemühungen Hohn. 

Im März feierte Litauen den Jahrestag seiner Unabhängigkeit von der Sowjetunion. Unter den Feiern-
den waren einige Hundert Neonazis und Skinheads, die am Sitz des Parlaments vorbeizogen, Flaggen 
mit einem litauischen Hakenkreuz schwenkten und „Juden raus“ riefen. Das war nicht der erste Neo-
naziaufmarsch in Osteuropa. Im November organisierte eine ähnliche Gruppe einen Marsch durch 
Prag - mit dem provokativen Ziel, durch das jüdische Viertel zu ziehen. In Prag jedoch stellten sich 
Tausende den Neonazis entgegen – wie auch beinahe alle politischen Führer des Landes. In Vilnius 
hingegen, wo die Anstiftung zum Rassenhass ein Verbrechen ist, wurden die Neonazis von der Polizei 
eskortiert. Festnahmen gab es keine. Niemand stellte sich ihnen entgegen. Der Präsident übte Kritik, 
zehn Tage später. 

Die Erinnerung an den Holocaust verdrehen, Friedhöfe schänden, den Antisemitismus ignorieren und 
die Rückgabe von Gemeindeeigentum verweigern – sicher hat Europa eine bessere Kulturhauptstadt 
zu bieten als gerade diese. 

 
 
«Jüdische Zeitung»     Oktober 2008 

Von Wilna nach New York 
Die Bibliothek des YIVO 

 
Das Yidishe Visnshaftlekhe Institut. Das 1933 eröffnete Gebäude des Wilnaer YIVO in der Wiwulski-
Straße (heute Vivulskio gatve) Nummer 18 wurde vom Einsatzstab Rosenberg als Bücherlager be-
nutzt und bei den Kämpfen um Wilna völlig zerstört. – Foto: Yad Vashem 

Als sich im August 1925 in Berlin eine Gruppe jiddischsprachiger Intellektueller aus Wilna, Berlin 
und New York zusammenfand, um das «Yidishe Visnshaftlekhe Institut», das Jiddische Wissenschaf-
tliche Institut, zu gründen, fiel die Wahl für dessen Hauptsitz nicht zufällig auf Wilna: Das «litauische 
Jerusalem » war seit Jahrhunderten ein intellektuelles Zentrum der osteuropäischen Juden. Geprägt 
von den Traditionen der Haskala, der jüdischen Aufklärung, existierte hier ein differenziertes Milieu 
der unterschiedlichsten politischen, religiösen und kulturellen Orientierungen. Seit der vorletzten Jahr-
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hundertwende, vor allem aber nach dem Ersten Weltkrieg, blühte neben der traditionellen religiösen 
auch eine säkulare jiddischspra-chige Kultur. Beispiele dafür sind politische Organisationen wie der 
sozialistische «Bund», literarische Zirkel wie «Jung Wilne» oder die berühmte Wilnaer Theatertruppe.  

Dennoch war das YIVO, wie es nach der englischen Umschrift abgekürzt wird, von Beginn an überre-
gional und dezentral organisiert. Sektionen befanden sich in Wilna, Berlin und Warschau, außerdem 
wurden Filialen in Paris, Buenos Aires und New York gegründet. Gerade letztere sollten später, als es 
um die Restitution der während der NS-Zeit geraubten Bestände ging, von entscheidender Bedeutung 
sein.  

Die wissenschaftlichen Arbeiten des YIVO waren empirisch und auf die praktische Anwendbarkeit 
ausgerichtet. Geschrieben in der Sprache der osteuropäischen Juden, untersuchten sie deren ge-
genwärtige Lebensverhältnisse: Alltagskultur, Sprache, wirtschaftliche Situation und Bildungsfragen. 
Es fanden Konferenzen und Wettbewerbe statt, und an junge Wissenschaftler wurden Aspiranturen, 
befristete Assistenzstellen, vergeben. Mit dieser an den modernen Sozialwissenschaften geschulten 
Ausrichtung war die «Chochmat yidish» auch ein selbstbewusster Gegenentwurf zur traditionell reli-
giös-philosophisch ausgerichteten deutschsprachigen «Chochmat ha-Jahadut», der «Wissenschaft des 
Judentums».  

Einer 1942 veröffentlichten Bibliographie zufolge hatte das YIVO bis zu diesem Jahr 2.500 Bücher, 
Aufsätze und andere Studien herausgegeben. In Wilna, in einem 1933 eigens errichteten Gebäude in 
der Wiwulski-Straße 18, wurden alle Veröffentlichungen jiddischer Sprache gesammelt und in der 
1926 gegründeten Bibliographischen Zentrale dokumentiert. 1939 umfasste diese Bibliothek rund 
40.000 Bände. Darüber hinaus unterhielt das YIVO ein Archiv, das Dokumente der Alltagskultur so-
wie der Vereins-, Gemeinde- und Organisationsgeschichte enthielt, und ein Museum, das vor allem 
ethnographisches Material und Objekte zur jiddischen Literatur- und Theatergeschichte sammelte. 
Eine Besonderheit war das Sammeln empirischer Daten in Fragebögen, die – wie das meiste Material 
– von Zirkeln freiwilliger Helfer zusammengetragen wurden.  

Im deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt vom August 1939 wurde Litauen einschließlich des bis da-
hin polnischen Distrikts Wilna dem sowjetischen Herrschaftsbereich zugeschlagen. Nach dem deut-
schen Überfall auf Polen marschierte am 19. September 1939 die Rote Armee in Wilna ein. Das 
jüdische kulturelle Leben erfuhr zunehmende Einschränkungen, die jüdischen Bibliotheken und Ei-
nrichtungen wurden nach der Eingliederung Litauens in die Sowjetunion im September 1940 gesch-
lossen und enteignet.  

Am 24. Juni 1941, zwei Tage nach ihrem Überfall auf die Sowjetunion, besetzte die Deutsche Wehr-
macht Wilna. Schon im Juli erschien als erster Vertreter des Einsatzstabes Reichsleiter Rosenberg der 
Theologe Dr. Herbert Gotthard und begann mit der Erkundung und dem Raub der bedeutenden jüdis-
chen Bibliotheken der Stadt. Drei jüdische Wissenschaftler wurden auf seinen Befehl verhaftet, sie 
hatten Titellisten von seltenen Werken zusammenzustellen. Zwei von ihnen fand man ermordet, nach-
dem Gotthard mit Listen und Büchern abgereist war.  

Im Februar 1942 begannen der «Judaist» Johannes Pohl und seine Mitarbeiter, die jüdischen Biblio-
theken Wilnas systematisch für das «Institut zur Erforschung der Judenfrage » zu requirieren. Zuerst 
kamen die 40.000 Bände der Strashun-Bibliothek in die Wilnaer Universitätsbibliothek; im März 1942 
hat man eine weitere, ungleich größere Arbeitsstelle in dem von der Wehrmacht beschlagnahmten 
Gebäude des YIVO eingerichtet, in der auch Bücher aus anderen jüdischen Gemeinden Litauens sowie 
polnische und kirchliche Bibliotheken gesammelt und sortiert wurden. Nur der kleinere Teil davon 
ging nach Deutschland, mehr als zwei Drittel fielen der Vernichtung anheim.  

Mit der Leitung dieser Arbeiten wurden zwei prominente jüdische Intellektuelle beauftragt: Hermann 
Kruk, der Leiter der Ghetto-Bibliothek und führendes Mitglied des «Bund», und Zelig Kalmanowicz, 
vor dem Krieg einer der Direktoren des YIVO. Zu der Gruppe von etwa zwanzig bis vierzig jüdischen 
Zwangsarbeitern, die unter der Bezeichnung «Papier-Brigade» in die Geschichte einging, gehörten die 
Mitglieder des Dichterkreises «Jung Wilne» Abraham Suzkewer und Shmerke Kaczerginski sowie die 
Künstlerin Uma Olkenicki, die 1929 das Signet des YIVO entworfen hatte.  

Am 25. Oktober 1942 verließ die erste Fracht mit YIVO-Dokumenten Wilna. Ihnen folgten am 17. 
November weitere 50 Kisten und am 13. Februar 1943 erneut 9.430 Bücher nach Frankfurt, wie Her-
mann Kruk in seinem Tagebuch notierte.  
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Angesichts der drohenden Vernichtung ihres kulturellen Erbes ersannen die Mitglieder der «Papier-
Brigade» Methoden der Rettung; Transporte wurden verzögert, Bücher in das Ghetto geschmuggelt, 
unter dem Dach des YIVO-Gebäudes versteckt oder zu christlichen Freunden in Sicherheit gebracht.  

Kruk und seine Mitarbeiter quälte die Ungewissheit, ob sie durch ihre Arbeit zu Rettern oder zu To-
tengräbern der jüdischen Kultur Wilnas geworden waren. Doch am 18. Juni 1943 verzeichnet Kruk in 
seinem Tagebuch: «Schwitzend, staubig, außer Atem kam Z. Kalmanowicz zu mir herein: „Diesmal 
eine gute Nachricht. Das YIVO lebt in Amerika!"» Gleichzeitig gelangten über polnische Widers-
tandskreise in London erste bruchstückhafte Informationen von den Plünderungen in Wilna an das 
New Yorker Institut.  

Die «Papier-Brigade» arbeitete bis in die letzten Wochen, in denen das Ghetto bestand. Bei seiner 
Auflösung am 23. September 1943 wurden die meisten ihrer Mitglieder in Ponary oder im Arbeitslag-
er in Estland ermordet, so auch Zelig Kalmanowicz und Hermann Kruk.  

Im Zuge der Befreiung Wilnas im Juli 1944 kehrten Abraham Suzkewer und Shmerke Kaczerginski, 
die sich den Partisanen angeschlossen hatten, mit der Roten Armee in die Stadt zurück und machten 
sich auf die Suche nach den versteckten Büchern. Das Gebäude des YIVO war zerstört und die Deut-
schen hatten das Versteck in der Ghetto-Bibliothek entdeckt. Nur die im unterirdischen Bunker des 
Ghettos und bei christlichen Freunden versteckten Bücher konnten geborgen werden.  

Als Sammelstelle für dieses Material gründeten sie schon am 26. Juli 1944 das Museum für jüdische 
Kunst und Kultur im Gebäude der Mefitse Haskole, der ehemaligen Ghetto-Biblio-thek. Doch obwohl 
das Museum offiziell eine staatliche Einrichtung des Kulturministeriums der SSR Litauen war, erhielt 
es keinerlei Unterstützung. Immer deutlicher kristallisierte sich heraus, dass das Jüdische Museum und 
die jüdische Kultur unter sowjetischen Verhältnissen keine Zukunft haben würden. Im Laufe der 
nächsten Jahre emigrierten die Gründer über Polen in den Westen. Die Dokumente und Bücher, die sie 
dabei mitnehmen konnten, sandten sie an das YIVO in New York, wo sie heute als «Suzkewer-
Kaczerginski-Collection» bewahrt werden.  

Am 10. Juni 1949 verfügten die sowjetischen Behörden die Schließung aller jüdischen Institutionen 
und damit auch des Jüdischen Museums. Seine Bestände wurden auf verschiedene Sammlungen in Li-
tauen verteilt: Die Bücher und Dokumente kamen in den «Bücher-Palast», das Litauische Bibliogra-
phische Institut. Nach der Wende 1989 entstand dort die heutige Judaica-Abteilung der Nationalbiblio-
thek. Fünf Jahre später schlossen das New Yorker YIVO und das litauische Staatsarchiv einen Ver-
trag, in dessen Folge man insgesamt 100.000 Originaldokumente aus Litauen zur Bearbeitung und 
Aufzeichnung auf Mikrofilm nach New York schickte. Anschließend kehrte das Material restauriert 
und erschlossen nach Vilnius zurück, während das YIVO in New York die Kopien erhielt. Die nach 
Deutschland transportierten Bestände des YIVO und der anderen Wilnaer Bibliotheken wurden im 
März 1945 von amerikanischen Truppen in Frankfurt und dem nördlich davon gelegenen Ort Hungen 
entdeckt. Nach einer vorläufigen Lagerung in der ehemaligen Rothschild'schen Bibliothek kamen sie 
in das Offenbach Archival Depot (OAD), errichtet im März 1946 in einem Fabrikgebäude der I. G. 
Farben als Collecting Point speziell für Bücher, Archivalien und jüdisches Kulturgut.  

Als im Februar 1947 die amerikanische Historikerin Lucy Dawidowicz, die als Aspirantin im Wilnaer 
YIVO gearbeitet hatte, im Auftrag des Joint Distribution Committee in das OAD kam, befanden sich 
dort noch etwa 630.000 Bücher und andere Objekte, darunter etwa 76.000 Bände in 347 Kisten aus 
dem YIVO. Sie wurden zurückgehalten, bis eine Regelung für das erbenlose jüdische Kulturgut ge-
funden war.  

Es war vor allem der in die USA geflohene Mitarbeiter des Wilnaer YIVO Max Weinreich, der sich 
für das Überleben des Instituts in den USA einsetzte. Bereits im September 1940 hatte der Vorstand 
des YIVO beschlossen, dessen Hauptsitz nach New York zu verlegen. Was zunächst als Provisorium 
gedacht war, ermöglichte nun die Fortsetzung der Tradition des YIVO.  

Nach längeren Verhandlungen erreichten Weinreich und seine Mitstreiter die Anerkennung des New 
Yorker YIVO als Rechtsnachfolger des Wilnaer YIVO und darüber hinaus für die dem Wilnaer YIVO 
beim Einmarsch der sowjetischen Truppen 1939 anvertraute Strashun-Bibliothek. Mit Hilfe der Li-
brary of Congress Mission verließen 420 Kisten mit Büchern des YIVO und der Strashun-Bibliothek 
im Juni 1947 das Offenbacher Depot in Richtung New York.  
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In der jüdischen Geschichte steht der «Churbn Vilne» – der Untergang Wilnas – stellvertretend für die 
Zerstörung jüdischer Kultur und Lebenswelt in Osteuropa. Benjamin Hershaw sprach in diesem Zu-
sammenhang von einem doppelten Holocaust. Die Bedeutung Wilnas als jüdischer Gedächtnisort kann 
kaum überschätzt werden. «Die Bibliothek » ist darin ein Bild, in dem sich die Trauer über den Unter-
gang mit der Erinnerung an den Mut der «Papier-Brigade» und der Partisanen verbindet.  

Die Beteiligung deutscher Bibliothekare an dem Zerstörungswerk wurde erst Anfang der 1990er Jahre 
vor allem durch den Arbeitskreis kritischer BibliothekarInnen (AKRIBIE) wieder ins allgemeine Be-
wusstsein gerufen.  

Der Text ist ein Auszug aus dem Begleitbuch «Raub und Restitution. Kulturgut aus jüdischem Besitz 
von 1933 bis heute», herausgegeben von Inka Bertz und Michael Dorrmann im Auftrag des Jüdischen 
Museums Berlin und des Jüdischen Museums Frankfurt am Main,Wallstein Verlag 2008. 328 Seiten, 
24,90 Euro  

Die Ausstellung «Raub und Restitution. Kulturgut aus jüdischem Besitz von 1933 bis heute» ist vom 
19. September 2008 bis zum 25. Januar 2009 im Jüdischen Museum Berlin zu sehen.  

Inka Bertz 

 
 

     26.11.2008 

Verdrängung, Aufarbeitung, Erinnerung 
Das jüdische Erbe in Litauen 
Von Vytautas Toleikis 

Wichtige Zentren jüdischen Lebens in Osteuropa lagen auf dem Gebiet des heutigen Litauen. Die Na-
tionalsozialisten und ihre litauischen Helfer ermordeten fast alle Juden. In der Sowjetunion waren das 
Gedenken an sie und die Pflege des jüdischen Erbes tabu. Dies änderte sich mit Litauens Unabhängig-
keit. Doch eine Mitverantwortung an der Ermordung der litauischen Juden anzuerkennen, stößt in Tei-
len der Politik und Gesellschaft auf Widerstand. Die Weigerung, mutmaßliche Holocaust-Verbrecher 
zu verfolgen, ist irritierend. In der Gesellschaft und im Geschichtsbild der jungen Generation nimmt 
dagegen das jüdische Erbe zunehmend einen festen Platz ein. 

Am Anfang war das Nichts. Als Litauen 1991 von der Sowjetunion unabhängig wurde, waren seit der 
Ermordung der 200.000 litauischen Juden unter den Nationalsozialisten fünfzig Jahre vergan-gen.[1] 
Auf die physische Vernichtung war unter sowjetischer Herrschaft die Auslöschung der Erinnerung ge-
folgt. Vom jüdischen Vilnius, einst Jerusalem des Nordens genannt, war ebenso wenig geblieben wie 
vom jüdischen Kaunas, einem Zentrum rationalistischer talmudischer Gelehrsamkeit. 1949 wurde das 
einzige jüdische Museum der UdSSR in Vilnius geschlossen, einige Jahre später die jiddischen Grund-
schulen in Kaunas und Vilnius. Stattdessen hatte die Sowjetunion den Holocaust als jüdische Kata-
strophe verschwiegen und antizionistische, teils sogar antisemitische Stereotype gestreut.[2] So wurde 
etwa die jiddische Aufschrift auf dem Denkmal bei der Massenexekutionsstätte in Ponariai (Ponar) bei 
Vilnius ebenfalls 1949 geändert: Die neue, litauische und russische Inschrift erinnerte nicht mehr an 
die Vernichtung der Juden, sondern an den Mord an „Sowjetbürgern“. 

Der Holocaust wurde auch dadurch verdrängt, dass die Spuren der vernichteten jüdischen Kultur dem 
Vergessen anheimgestellt wurden. So ließen die sowjetischen Machthaber die alten jüdischen 
Friedhöfe verfallen, in den größeren Städten zerstörten sie die Ruhestätten und verwendeten die 
Grabsteine als Baumaterial für Straßen und Häuser. Die Große Synagoge in Vilnius, deren Dach durch 
einen Brand zerstört worden war, ließ die Stadt verfallen. Schließlich ließen sie die Behörden ab-
reißen, um an dieser Stelle einen Kindergarten – ein Symbol für die lichte Zukunft der Sowjetunion – 
zu bauen. Auf dem jüdischen Friedhof im Vilniuser Stadtteil Snipiskes – einst einer der berühmtesten 
Europas, der zwar bereits in der Zarenzeit geschlossen, aber unversehrt geblieben war – entstand ein 
Kultur- und Sportpalast. Nur die Gebeine der bekanntesten Toten wie die des Gaon von Vilnius, des 
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„Ger Zedek“ Graf Valentin Pototzki sowie die berühmter Funktionäre des Bund wurden auf den jüdis-
chen Friedhof in der Suderve-Straße umgebettet, wobei das Grab des Gaon von Vilnius 1953 zunächst 
auf den jüdischen Friedhof in Uzupis gebracht worden war, bis dieser 1968 ebenfalls eingeebnet 
wurde. Nach dem Krieg wurden fast alle Synagogen, die nach dem Holocaust noch standen – die 
meisten der einzigartigen Holzsynagogen hatten die Nationalsozialisten niedergebrannt –, in Lagerhal-
len, Schulsportsäle und Geschäfte umgewandelt. Nur in Vilnius, Kaunas und Plunge blieben noch ei-
nige Zeit lang Synagogen geöffnet. 

Die sowjetischen Behörden tilgten jiddische Inschriften auf Häusern und rissen die für jüdische Läden 
und Handwerksbetriebe typischen Schriftkapseln (Mesusa) an den Türpfosten heraus. An den 
Schauplätzen der Massenerschießungen von Juden wurden Gedenktafeln mit der Aufschrift ange-
bracht: „An diesem Ort haben die Hitler-Okkupanten und ihre freiwilligen Helfer – die bourgeoisen 
Nationalisten – Sowjetbürger erschossen.“ Jeder wusste damals, dass diese Sowjetbürger vor allem 
Juden und die „bourgeoisen Nationalisten“ vor allem Litauer gewesen waren. Auf diese Weise ver-
schwanden fast alle Spuren des jüdischen Lebens in Litauen.[3]  

Spurensuche 
In den 1960er Jahren wurde es erstmals möglich, über die Verbrechen zu schreiben, die an Juden 
verübt worden waren. 1960 erschien der schmale Band des Journalisten Stasys Bistrickas Und die Er-
schossenen bezeugen es über „die Verbrechen der Hitler-Okkupanten und der bourgeoisen Nationalis-
ten in Ponar“.[4] 1963 folgte die Dokumentensammlung Die Ermordeten klagen an, eine „Reportage 
über die Gerichtsprozesse gegen die litauischen Kriegsverbrecher in Vilnius und Kaunas im Jahr 
1962“.[5] Diese Prozesse wurden parallel zum Eichmann-Prozess in Jerusalem geführt und in der Sow-
jetpresse breit dokumentiert. Auch das Verfahren in Israel wurde in Litauen nicht verschwiegen. 1963 
erschien das Tagebuch von Mascha Rolnikaite, einer „ehemaligen Insassin des Ghettos von Vilnius 
und des Konzentrationslagers Stutthof“,[6] 1967 Sofija Binkienes Buch Kriege – auch ohne Waffen 
über Judenretter.[7] 1969 folgte das Buch Das Ghetto von Kaunas und seine Kämpfer von Meiris Egli-
nis-Elinas und Dimitrius Gelpernas.[8] 1965 erschien schließlich der erste Band der erschütternden 
zweibändigen Dokumentensammlung Massenerschießungen in Litauen, die deutlich machte, wer die 
Hauptopfer der Nationalsozialisten gewesen waren.[9] Diese Bücher wurden jedoch in Litauen kaum 
gelesen, da sie mit ideologischen Vorworten und Kommentaren versehen waren. Die Sowjetpropagan-
da setzte die Nazi-Kollaborateure mit den Anhängern eines unabhängigen litauischen Staates gleich 
und bezeichnete das „bourgeoise Litauen“ als treuen Helfer des Faschismus.[10] 

Darüber hinaus legten die sowjetischen Behörden dieses Rinnsal der Erinnerung bereits nach einem 
Jahrzehnt wieder trocken. Nach der Auswanderung vieler Juden nach Israel, die Anfang der 1970er 
Jahre begann, wurde sogar auf geheime Anordnungen eine Reihe von Büchern aus allen litauischen 
Bibliotheken und Buchhandlungen entfernt. Darunter befanden sich die autobiographischen Skizzen 
von Mejeris Elinas-Eglinis, die in der gesamten Sowjetunion verbreiteten Werke von Icchokas Meras 
und die Gedichtsammlungen des Poeten Hirsh Osherowicz. Stattdessen ergoss sich eine Flut von 
Pamphleten über das Land, die Propaganda gegen Israel und auswanderungswillige Juden machten.[11] 
Prominente Persönlichkeiten jüdischer Herkunft wie der bekannte Sportjournalist Saliamonas Vain-
traubas oder der für seine militärischen Verdienste im Zweiten Weltkrieg als Held der Sowjetunion 
geehrte Volfas Vilenskis wurden genötigt, die üblichen Erklärungen gegen angebliche zionistische 
Kriegstreiber zu unterschreiben. 

Ein Genre, das die Erinnerung an den Holocaust ermöglichte, war die Memoirenliteratur, die auch von 
jüdischen Autoren verfasst wurde. Allerdings stammten diese ausschließlich aus den Reihen der 
Kommunistischen Partei, des Komsomol oder anderer sowjetischer Organisationen, oder es waren 
Angehörige der sechzehnten sowjetischen Division, ehemalige Partisanen oder Männer, die bereits vor 
dem Krieg bei den roten Pionieren gewesen waren. Mascha Rolnikaite schreibt etwa in ihrer Schilde-
rung des Untergrunds im Ghetto von Vilnius ausschließlich von Kommunisten und Komsomolzen.[12] 
Von den Bundisten, Zionisten und Vertretern anderer Parteien, die zu der vereinigten Untergrundorga-
nisation gehörten, erwähnt sie kein Wort. 

Ähnlich sah es beim Film aus: Zwei Spielfilme mit deutlichen Anspielungen auf den Holocaust, 
Zingsniai nakti (Schritte in der Nacht) von Raimundas Vabalas aus dem Jahr 1962 über die Flucht 
jüdischer Gefangener aus dem IX. Fort bei Kaunas und Ave, vita! von Almantas Grikevicus von 1969 
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handeln vom Widerstand gegen die Nationalsozialisten, ohne die Helden jüdischer Herkunft zu 
erwähnen. Dass von Juden nur dann die Rede sein durfte, wenn diese Kommunisten waren, hat 
natürlich das antisemitische Stereotyp verstärkt, alle Juden seien Kommunisten. Verstärkt wurde diese 
Wahrnehmung dadurch, dass unter die Definition „Teilnehmer am revolutionären Kampf“ die kom-
plette linksgerichtete Jugend subsumiert wurde, so dass es in sowjetlitauischen Enzyklopädien von 
jüdischen Namen wimmelte. 

Euphorie und Rückschläge: Die Perestrojka und die Folgen 
Als 1988 die litauische Unabhängigkeitsbewegung Sajudis gegründet wurde, versuchten die sowjetis-
chen Machthaber, die Sajudis-Anhänger als radikale Nationalisten zu verunglimpfen. Es waren aber 
gerade jüdische Künstler und Literaten wie Emanuelis Zingeris, Vorsitzender des Jüdischen Kultur-
vereins Litauens, oder Grigorijus Alpernas, Vorsitzender des Vereins zur Wiedergeburt des nationalen 
Selbstbewusstseins Tkuma, die Sajudis 1988 in offenen Briefen schon sehr früh ihre Unterstützung 
aussprachen und dafür sehr viel Zuspruch bei der litauischen Bevölkerung ernteten. Auch eine von 
Emanuelis Zingeris – dem späteren Vorsitzenden der jüdischen Gemeinde in Vilnius und langjährigen 
Parlamentsabgeordneten, der damals Dozent an der Universität Vilnius war – organisierte Ausstellung 
über die Kunst litauischer Juden, die eine Woche nach der Gründung von Sajudis im Juni 1988 in 
Kaunas eröffnet wurde und später auch in Vilnius zu sehen war, trug zu einer Annäherung von Juden 
und Nicht-Juden in Litauen bei. Zingeris verstand es, der litauischen Gesellschaft zu verdeutlichen, 
welch ein reiches Erbe mit der Zerstörung und später der Verdrängung des jüdischen Lebens in Li-
tauen verlorengegangen war.[13] Die Litauer sahen die Juden zu dieser Zeit als Verbündete im Kampf 
für die Unabhängigkeit. Als litauische Juden am 5. März 1989 einen Kulturverband gründeten, gratu-
lierten ihnen führende Mitglieder von Sajudis persönlich und entschuldigten sich für die Kollaboration 
ihrer Landsleute mit den Nationalsozialisten. 

In dem Maße, in dem Litauen sich aus der Sowjetunion löste, wurden die Erinnerung an das jüdische 
Erbe und das Gedenken an die Opfer des Holocaust wieder zugelassen und offiziell gefördert. Bereits 
Ende 1989 hatte die Regierung der damals noch zur Sowjetunion gehörenden Republik die Wiede-
reröffnung des 1949 geschlossenen Jüdischen Museums zugelassen. Am 13. Februar 1991 – vier Tage 
nach dem Referendum über die Unabhängigkeit – entschied die litauische Regierung, dass die ver-
streuten Sammlungen des einstigen jüdischen Museums dem neuen Jüdischen Museum übergeben 
werden sollen.[14] Im Oktober 1989 eröffnete die jüdische Mittelschule Scholem Alejchem in Vilnius 
ihre Pforten. Zu dieser Zeit wurden auch viele jüdische Organisationen gegründet. Ministerpräsident 
Adolfas Slezevicius und Präsident Algirdas Brazauskas erkannten bei Staatsbesuchen in Israel Mitte 
der 1990er Jahre in der Knesset die Verbrechen von Litauern während des Zweiten Weltkrieges an 
und baten die überlebenden Juden und die Nachfahren der Opfer um Vergebung.[15] In Litauen selbst 
lösten diese Entschuldigungen im Namen des litauischen Volkes allerdings bei Teilen der Bevölke-
rung und der Politik heftige Empörung aus. 

Allerdings hatte die Unabhängigkeit Litauens auch Schattenseiten. So wurden alle Personen rehabili-
tiert, die vom sowjetischen Geheimdienst verurteilt worden waren, ungeachtet der Gründe für die Ve-
rurteilung. Auf diese Weise wurde auch eine Reihe von Kriegsverbrechern reingewaschen, die in der 
Sowjetunion nicht für die Teilnahme am antisowjetischen Kampf, sondern für die Beteiligung an den 
Massenmorden an den Juden unter nationalsozialistischer Besatzung verurteilt worden waren. Diese 
Entscheidung wurde zwar später revidiert, doch da hatte die Exkulpierung der Mörder bereits eine in-
ternationale Welle der Empörung ausgelöst, auf die Litauen unangemessen reagierte. Statt sich bei der 
jüdischen Gemeinde zu entschuldigen, sahen viele Litauer eine Intrige des Kreml. Etwa zur selben 
Zeit begannen die USA, Personen litauischer Herkunft, die im Verdacht standen, sich an den Verbre-
chen der Nationalsozialisten beteiligt zu haben, nach Litauen auszuweisen. Viele von ihnen hatten sich 
in der Emigration einen guten Ruf erworben, so dass die Aufdeckung ihrer Vergangenheit für die li-
tauische Gesellschaft, besonders aber für die Diaspora, einen Schock bedeutete. Besonders große 
Aufmerksamkeit erregte Ende der 1990er Jahre das Verfahren gegen Aleksandras Lileikis, der unter 
nationalsozialistischer Herrschaft die litauische Sicherheitspolizei Saugumas im Bezirk Vilnius gelei-
tet und später in den USA an der Edition der Bostoner Enzyklopädie, einem Standardwerk zur litauis-
chen Geschichte mitgearbeitet hatte. Der internationale Druck auf Litauen, den etwa das Simon-
Wiesenthal-Zentrum in Jerusalem ausübte, verstärkte die Abwehrhaltung. 
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Etwa zur selben Zeit verbreitete sich in Litauen die aus dem Milieu der litauischen Emigration in den 
USA kommende Theorie der zwei Genozide.[16] Dieser zufolge hätten sich die Juden als Kollaborateu-
re an dem Völkermord an den Litauern durch die sowjetischen Besatzer im Jahre 1940 beteiligt; nach 
der Befreiung durch die Deutschen hätten die Litauer spontan Rache an den jüdischen Verrätern ge-
nommen.[17] Ein prominenter Vertreter dieses apologetischen Geschichtsbildes ist der Schriftsteller Jo-
nas Mikelinskas, dem die renommierteste litauische Literaturzeitschrift Metai Platz für einen Aufsatz 
einräumte, in dem er die Schuld am Holocaust letztendlich den Juden selbst zuschrieb.[18] Diese These 
fand erschreckend viele Anhänger in Litauen. Die Hoffnungen auf ein einvernehmliches Zusammen-
leben von Juden und Litauern, die Anfang der 1990er Jahre so groß gewesen waren, hatten sich ein 
Jahrzehnt später verflüchtigt.  

Die Zivilgesellschaft erwacht 
Der Streit um die Beteiligung und Verantwortung von Litauern an der Ermordung der litauischen Ju-
den förderte zwar ein erhebliches antisemitisches Potential zu Tage. Gleichzeitig begann die litauische 
Gesellschaft aber Ende der 1990er Jahre, sich intensiv mit dem bedeutenden jüdischen Erbe und der 
Ermordung der litauischen Juden auseinanderzusetzen.[19] Der aus der Gesellschaft kommende Impuls 
– Druck aus dem westlichen Ausland spielte keine erhebliche Rolle – war in dieser Zeit viel stärker als 
anderswo in Ostmitteleuropa. 

Dies ist vor allem dem Engagement nichtstaatlicher Initiativen zu verdanken. Sie gewannen viele 
ehrenamtliche Mitarbeiter, weckten das Interesse von Politikern und Behörden, knüpften Beziehungen 
zu Part-nern im Ausland und arbeiteten konstruktiv mit nichtstaatlichen und staatlichen Institutionen 
zusammen. 

Bis Ende der 1990er Jahre waren es vor allem die jüdische Gemeinde, das Jüdische Museum, die 
Pädagogische Universität Vilnius sowie ausländische Organisationen gewesen, die sich für die Bewa-
hrung des jüdischen Erbes eingesetzt hatten. 1999 brachten etwa die internationale jüdische Organisa-
tion B¹nai B¹rith und das United States Holocaust Memorial Museum mit Unterstützung des litauis-
chen Bildungsministeriums ein zweibändiges Schulbuch zum Holocaust heraus,[20] das an Schulen in 
ganz Litauen verteilt wurde. Im Unterricht wurde es jedoch kaum eingesetzt, da es sich sehr stark von 
den gängigen Lehrbüchern unterschied und die Lehrer nicht didaktisch geschult worden waren. 

Aus diesen Fehlern wurden Konsequenzen gezogen. Gemeinsam mit dem britischen Holocaust-
Bildungszentrum Beth Shalom veranstaltete das litauische Lehrerfortbildungszentrum Didaktiksemi-
nare für Lehrer. 2001 produzierte das britische Zentrum dann den zweistündigen Unterrichtsfilm Sau-
lelydis Lietuvoje (Sonnenuntergang in Litauen). Er informiert über die litauisch-jüdische Kultur, über 
den Holocaust und über die Beziehungen zwischen Litauern und Juden.[21] Zu diesem Film gibt es 
nicht nur ein didaktisches Begleitbuch. In ganz Litauen wurden Lehrer in Didaktikseminaren geschult, 
um ihnen Möglichkeiten aufzuzeigen, wie der Film in den Unterricht integriert werden könne. 

Je mehr sich aber seit Ende der 1990er Jahre litauische Organisationen für eine Wiederentdeckung des 
jüdischen Erbes und eine Aufarbeitung des Holocaust zu interessieren begannen, desto mehr stieg 
auch die Resonanz für das Thema in der Gesellschaft. 

Im Jahr 2000 wurde etwa der Verein Haus der Erinnerung gegründet. Er schrieb fünf Geschichtswett-
bewerbe zum Thema Die Juden – Nachbarn meiner Großeltern und Urgroßeltern aus, an denen 
Schüler aus ganz Litauen teilnahmen.[22] Sie zeichneten die Erinnerungen ihrer Großeltern an ehema-
lige jüdische Nachbarn auf, sammelten historische Fotografien und fotografierten Häuser, in denen Ju-
den gelebt hatten. Die besten Schülerarbeiten wurden veröffentlicht und die Autoren zur Auszeich-
nung nach Vilnius eingeladen.[23] Außerdem gründete der vom Ministerium für Wissenschaft und Bil-
dung unterstützte Verein in Schulen, Bildungszentren und Museen Geschichtsklubs, organisierte Ex-
kursionen in die ehemaligen Konzentrationslager Auschwitz, Stutthof und Klooga (Estland) und gab 
Bücher über das jüdische Erbe und den Holocaust heraus. Die 1999 vom litauischen Ministerium für 
Bildung und Wissenschaft gegründete Stiftung Neue Bildung (Svietimo kaitos fondas) organisierte in 
den Jahren 2001–2004 zusammen mit dem Kulturministerium vier landesweite Wettbewerbe für re-
gionale Museen. 2001 lautete das Thema „Die Geschichte des Holocaust in unserer Region“, 2002–
2004 „Die Geschichte der jüdischen Gemeinschaften in unserer Region“. 2005 richtete die Stiftung 
eine im Internet zugängliche Datenbank ein, in der Projekte zum Thema Holocaust an Schulen, Un-
iversitäten, Museen und anderen staatlichen und nichtstaatlichen Einrichtungen verzeichnet sind.[24] 
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Zudem erstellte die Stiftung eine interaktive Landkarte, in der die ca. 200 bekannten Schauplätze der 
Massenmorde in Litauen verzeichnet sind. 

Mit politischer Bildung über den Holocaust beschäftigt sich auch die Internationale Kommission zur 
Bewertung der Verbrechen des nationalsozialistischen und des sowjetischen Okkupationsregimes in 
Litauen (Tarptautine komisija naciu ir sovietinio okupaciniu rezimu nusikaltimams Lietuvoje ivertin-
ti), die Präsident Valdas Adamkus im September 1998 ins Leben rief. Internationale jüdische Organi-
sationen kritisierten zunächst, dass die Ausrichtung der Kommission auf nationalsozialistische und 
sowjetische Verbrechen den Holocaust verharmlose. Nachdem namhafte Historiker aus den USA und 
Israel[25] in die Kommission berufen wurden und dem Ruf folgten, verstummte die Kritik zunächst. 

Das im Jahr 2002 vorgestellte Bildungsprogramm löste jedoch in Litauen eine Kontroverse aus, die 
beispielhaft zwei Formen der Auseinandersetzung mit dem Holocaust in Litauen aufzeigt: Für die ei-
nen ist die Aufarbeitung der Vergangenheit politisch motiviert, sie dient vor allem der internationalen 
Reputation Litauens. Für die anderen ist die Erinnerung an die Verbrechen, die von Litauern begangen 
wurden, eine Frage der Moral. 

So kritisierten Historiker und Multiplikatoren, die sich schon seit vielen Jahren um die Aufklärung der 
litauischen Gesellschaft über den Holocaust bemühten, die Kommission werde vom Staat dafür finan-
ziert, dass sie historische Forschung organisiert, nicht aber für Aktivitäten in der politischen Bildung. 
Empörung löste auch die Äußerung von Snieguole Matoniene, der Leiterin des Bildungsprogramms, 
aus, die Lehrer beschäftigten sich mit jüdischen Themen, "um Karriere zu machen". Auch wurde kriti-
siert, die Kommission werbe zu sehr dafür, dass litauische Lehrer und Multiplikatoren zu Fortbil-
dungskursen ins Ausland reisen sollten. 

Als irritierend wurde zudem empfunden, dass die Kommission im Ausland den Eindruck erweckte, in 
Litauen stünde die Aufarbeitung des Holocaust erst ganz am Anfang und die bestehenden Initiativen 
arbeiteten unprofessionell. Besonders angegriffen fühlten sich die Autoren eines Lehrbuchs über die 
Geschichte Litauens, das die Kollaboration mit den Nationalsozialisten ausführlich und ohne Auslas-
sungen beschreibt. Auf Unverständnis stießen schließlich ein Kooperationsvertrag zwischen dem li-
tauischen Ministerium für Bildung und Wissenschaft und der Holocaust-Gedenkstätte Yad Vashem in 
Jerusalem sowie die übereilte Gründung von Toleranzzentren in litauischen Schulen und Univer-
sitäten, da man befürchtete, dass für die Implementierung dieses sensiblen Themas in das Bildungssys-
tem nicht ausreichend motivierte Lehrer zur Verfügung ständen. Mit der Zeit näherten sich die Posi-
tionen allerdings an. Die Stiftung Neue Bildung organisierte gemeinsam mit der Kommission an li-
tauischen Schulen den Geschichtswettbewerb Von Bürgerinitiativen zur Bürgergesellschaft. Auch 
erarbeiteten die Stiftung Neue Bildung, das Jüdische Museum und das Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft gemeinsam ein staatliches Bildungsprogramm zur Aufklärung über den Holocaust. 

Trotz dieser Initiativen ist zu konstatieren, dass das jüdische Erbe bis heute nur in den großen Städten 
– vor allem in Vilnius und Siauliai, in geringerem Maße auch in Kaunas – von einer breiten Öffen-
tlichkeit als Teil der litauischen Geschichte und Kultur anerkannt wird. In der Provinz sind es nur ein-
zelne Idealisten wie jene Lehrer, die ihre Schüler ermuntern, an den erwähnten Wettbewerben teilzu-
nehmen, welche die Gleichgültigkeit durchbrechen. 

Ein Lichtblick ist das Museum von Kedainiai. Den Mitarbeitern gelang es, zwei Synagogen in der 
Altstadt der zentrallitauischen Stadt zu restaurieren. Eine der beiden Synagogen ist zu einem multikul-
turellen Zentrum geworden. Hier finden Veranstaltungen zur jüdischen Geschichte und Kultur statt, es 
werden Projekte zur Förderung von Toleranz organisiert und Lehrmaterial über die Vergangenheit der 
Juden im Gebiet von Kedainiai erstellt. 

Sehr aktiv ist auch die in Mittellitauen gelegene Kleinstadt Kaisiadorys. Das Stadtmuseum gab ein 
Buch des Historikers Rolandas Gustaitis über die Juden der Region von Kaisiadorys heraus[26] und 
half, die hölzerne Synagoge im nahegelegenen Dorf Ziezmariai zu erhalten. Die Schüler der Kinder-
musikschule des Dorfes Rumsiskes im Kreis Kaisiadorys stellten ein Programm über die ermordete 
jüdische Gemeinde von Rumsiskes zusammen und nahmen die CD Die vergessene Melodie von Rum-
siskes auf. Dies ist die erste CD mit jiddischen Liedern, die in litauischer Übersetzung gesungen wer-
den. Das bekannte ethnographische Freilichtmuseum von Rumsiskes, in dem Bauernhäuser aus allen 
Regionen Litauens und seit Anfang der 1990er Jahre ein ganzes, für Kleinlitauen typisches Städtchen 
mit einer Holzkirche, einer Kneipe, einer Schmiede, Geschäften und dem Marktplatz zu sehen sind, 
ließ in Abstimmung mit der Jüdischen Gemeinde eine erhalten gebliebene Holzsynagoge in dem 
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Städtchen aufstellen.[27] Auch in den Kleinstädten Kalvarija und Joniskis im Südwesten bzw. im Nor-
den Litauens sollen Synagogen restauriert werden. Viele dieser ehemaligen Gebetshäuser, insbeson-
dere die aus Holz errichteten, verfallen jedoch. Wenigstens versuchen die Kunstakademie Vilnius und 
das Zentrum für die Erforschung der Kultur und der Geschichte der osteuropäischen Juden, alle Syn-
agogen zu erfassen, zu beschreiben und zu fotografieren. Ähnliche Projekte verfolgen auch das 
Jüdische Museum und das zum Kulturministerium gehörende Amt für den Schutz von Kulturgütern. 

Vor diesem Hintergrund stimmt es optimistisch, dass in den letzten Jahren einige Denkmäler und Ge-
denktafeln für jüdisch-litauische Schriftsteller, Künstler und Musiker errichtet wurden. In Kaunas 
wurde etwa in der zentral gelegenen Laisves aleja (Freiheitsallee) ein Denkmal für den legendären 
Schlagersänger Danielius Dolskis (1891-1931) errichtet. In Vilnius wurde eine Skulptur errichtet, die 
den angesehenen Arzt, Medizintheoretiker und Politiker Zemach Szabad zeigt, der im gesamten post-
sowjetischen Raum als Vorlage für die Hauptfigur des Kinderbuches Doktor Ajbolit von Kornej Cu-
kovskij bekannt ist. Auch für den in Vilnius geborenen französischen Schriftsteller Romain Gary 
wurde ein Denkmal errichtet.[28] Alle drei Skulpturen stammen von dem Bildhauer Romualdas Kvin-
tas.[29] 

Neben den Skulpturen gibt es inzwischen etliche Gedenktafeln, etwa für Joseph Brodsky, Jascha Hei-
fetz, Theodor Herzl, Emmanuel Levinas, den Maler Rafael Chvoles, den Dichter Moshe Kulbak und 
den Gründer des jiddischen Forschungsinstituts YIVO Max Weinreich. Viele dieser Gedenktafeln 
wurden auf Initiative des Vorsitzenden der Litauisch-Israelischen Gesellschaft Pranas Morkus ange-
bracht.  

Resümee 
Während die litauische Gesellschaft in den letzten zehn Jahren begann, sich intensiver mit dem jüdis-
chen Erbe und dem Holocaust auseinanderzusetzen, haben die meisten Beamten in den staatlichen 
Behörden immer noch sehr vage Vorstellungen von der jüdischen Vergangenheit Litauens und zeigen 
wenig Bereitschaft, sich mit dieser auseinanderzusetzen. Das gilt nicht nur für lokale Behörden, son-
dern auch für das Justiz- und das Kulturministerium, ja sogar für das Ministerium für Wissenschaft 
und Bildung sowie für das Außenministerium. 

Auch in den Köpfen vieler Politiker geistern noch die Stereotype aus der Zwischenkriegs- und der 
Nachkriegszeit herum. Sie betrachten die Bewahrung des kulturellen Erbes der litauischen Juden 
zumeist als fremde, nicht-litauische Angelegenheit, die Litauen vom Westen aufgezwungen werde. Es 
sei nicht Aufgabe des litauischen Staates, Friedhöfe und Synagogen instand zu setzen oder Gedenkta-
feln anzubringen, sondern Aufgabe der Juden. Diese seien schließlich reich ... 

Auf der einen Seite darf man somit nicht vergessen, dass jene Haltung, die dazu geführt hat, dass die 
Prozesse gegen Litauer, die mutmaßlich am Völkermord an den Juden beteiligt waren, verschleppt 
wurden, keineswegs verschwunden ist. 

Auf der anderen Seite zeichnet sich schon heute ab, dass die Jugend die Geschichte der Juden als Teil 
der litauischen Geschichte sieht. Ab und an flackert dieser neue Geist auch in der Politik auf: Im Juni 
2008 bewilligte die litauische Regierung den Bau eines neuen Museums, das in Zusammenarbeit mit 
der Eremitage in St. Petersburg und dem Guggenheim-Museum in New York konzipiert wurde. Es soll 
nicht nur Avantgardekunst, vor allem des in Litauen geborenen amerikanischen Regisseurs Jonas Me-
kas sowie des Musikers und Videokünstlers George Maciunas (Jurgis Maciunas) nach Vilnius bringen, 
sondern auch über eine Abteilung mit Kunst von Litwaken verfügen.  
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Litauische Scheinheiligkeit 
Letzte Woche hatte ich mich in eine Debatte mit mir selbst verstrickt: sollte ich, 
trotz dieses Gefühls von Übelkeit – oder sollte ich nicht auftreten in einer Dis-
kussion mit Litauischen Historikern, Schriftstellern und Dichtern bei der Inter-
national Book Fair in Jerusalem? 

Bei diesem Gedanken wurde mir so schlecht, daß ich letztlich entschied, weg-
zubleiben, und ich überzeugte sogar meinen Freund und früheren Mitpartisan, 
den einstigen Präsidenten von Yad Vashem Yitzhak Arad, sich bei diesen Dis-
kussionen entschuldigen zu lassen… 
Von Dov Levin, Haaretz (Übersetzung: Ch. Schiemann) 

In den letzten Jahren hat die litauische Regierung bemerkenswerte Anstrengungen unternommen, um 
das Bild des Landes in der öffentlichen Meinung in Israel zu verbessern. Die Diskussionen in Jerusa-
lem waren Teil dieses Versuches, der gänzlich arglistig und trügerisch ist. Die Politik Litauens hat 
zwei Gesichter. Das eine lächelt und zeigt demonstrativ Freundschaft zu Israel. Das andere tut alles, 
um die Gräuel des Holocaust zu verleugnen und die Partisanen und die Überlebenden des Holocaust in 
Litauen und Israel zu schikanieren.  

Mit extremer Dreistigkeit hat der Litauische Staatsanwalt versucht, Arad im Jahr 2007 zu einer Ver-
nehmung vorzuladen, aufgrund der Anklage, er habe „Kriegsverbrechen“ während des 2. Weltkrieges 
begangen. Ich weiß nicht, was der Vater des Staatsanwaltes während des Krieges getan hat, aber ich 
weiß, daß Arad und ich, wie viele andere gute Leute, Partisanen waren, und daß wir die Nazis und de-
ren litauische Kollaborateure bekämpft haben. 

Ähnliche „Untersuchungen“ laufen in Litauen immer noch gegen eine ganze Reihe von anderen Parti-
sanen. All das geschieht im Kontext der „Rehabilitation“ und der Bewilligung von Gnade en gros ge-
genüber Litauern, die mit den Nazis zusammengearbeitet haben; eine Politik, die begann, kurz nach-
dem Litauen in den frühen 1990ern seine Unabhängigkeit erklärte.  

Am Ende des 2. Weltkrieges, als Litauen von der Sowjetunion annektiert wurde, wurden eben jene 
Kollaborateure wegen Kriegsverbrechen ins Gefängnis gesteckt. Die Politik des nach-sowjetischen Li-
tauens war es, die Nazi-Verbrechen und die „Verbrechen“ der Roten Armee, die die Nazis und ihre li-
tauischen Kollaborateure bekämpft hat, gleichwertig zu behandeln.  

Als der litauische Präsident Algirdas Brazauskas im Jahr 1993 nach Jerusalem kam, hatte ich, als 
Überlebender des Holocaust, einen bitteren Streit mit ihm wegen der pauschalen Begnadigungen, die 
er Zehntausenden von Litauern gewährte, die Juden ermordet hatten und von denen sogar einige das 
Eigentum derer an sich genommen hatten, die vorher ermordet worden waren.  
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Als Antwort hielt Brazauskas eine blumige Rede, in der er sagte, er beuge sein Haupt vor den 200.000 
Juden Litauens, die im Holocaust umkamen, und um ihre Vergebung „für die Taten derjenigen Litau-
er, die grausam getötet, geschossen, deportiert und geraubt“ hatten, bat.  

Im Nachhinein scheint es jedoch, daß das leere Worte waren. Die Politik der Begnadigungen wurde 
nur beschleunigt. Ihr eigentlicher Vorsatz ist es, die Litauer von ihrer Verantwortung für die Ermor-
dung des Litauischen Judentums zu läutern und auf diese Weise den Holocaust und seine Bedeutung 
herunterzuspielen.  

Zu meinem Bedauern haben die Regierungen Israels, wegen ihres Verlangens, gute Beziehungen in 
Diplomatie, Handel und Sicherheit mit Litauen zu erhalten, zu dieser Politik geschwiegen. Anstatt zu 
protestieren und sie zu verurteilen, und vielleicht sogar die diplomatischen Beziehungen etwas zu 
dämpfen, hofieren sie das Land.  

Diese Anbierderung erreichte ihren Gipfel vor über zehn Jahren, als das Außenministerium zustimmte, 
daß israelische Historiker an Historiker-Kommitees teilnehmen würden, die über die Rolle Litauens 
während des Krieges diskutieren sollten. 

Das Einberufungsschreiben für das Kommitee ging von einem Punkt der „Gleichartigkeit“ der von den 
Nazis und ihren litauischen Kollaborateuren begangenen Verbrechen und den „Verbrechen, begangen 
von der Sowjetunion“ nach der Besetzung Litauens aus.  

Heute versucht die litauische Regierung, durch seine Botschaft in Israel, die Blamage mit Kollabora-
teuren einer neuen Sorte zu trüben und zu verbergen: durch unterwürfige Intellektuelle, die für Dis-
kussionen nach Israel kommen, die nicht im Geringsten mit intellektueller Integrität und kulturellem 
Diskurs zu tun haben.  

Der Autor ist ein früherer Partisan, Mitglied des Ausschusses von Yad Vashem und Professor emeritus 
an der Hebrew University.��
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Die Geschichte der Juden im Baltikum 

Jüdisches Leben in Litauen 
Die Geschichte der Juden Litauens beginnt bereits im 8. Jahrhundert, als die ers-
ten Juden sich in Litauen ansiedeln. Doch die Bedeutung des jüdischen Teiles 
der litauischen Bevölkerung entfaltet sich erst 600 Jahre später. 
von Andrea Fiedler-Boldt 

Einer Legende nach soll Großfürst Gediminas den Juden bereits um das Jahr 1320 ein Privileg erteilt 
haben. Das erste belegte Juden-Privileg stammt aus dem Jahr 1388 und betrifft die Juden der Stadt 
Trakai. Ein späteres umfassenderes Privileg, das den Juden unter anderem Freizügigkeit und freie Re-
ligionsausübung zusicherte, erhielt 1529 Verfassungsrang. Zu dieser Zeit hatten in Polen und Litauen 
schon zahlreiche Juden beachtliche wirtschaftliche Erfolge erzielt. Doch die ebenso rasche wie erfol-
greiche Entwicklung des jüdischen Geschäftslebens sorgte zunehmend für Spannungen innerhalb der 
Bevölkerung. 

Am Ende des 17. Jahrhunderts war der Widerstand gegen die Vormachtstellung der jüdischen 
Geschäftsleute so stark, dass es immer wieder zu Ausschreitungen und gewalttätigen Übergriffen kam. 
In der Mitte des 18. Jahrhunderts endete die jüdische Selbstverwaltung schließlich.  
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Diese Synagoge in Vilnius hat als einzige den Holocaust überstanden und wurde 1993 wieder 
geöffnet. 

Vilnius – das „Jerusalem des Nordens“ 
Seit der Gründung im Jahr 1316 galt Vilnius als eine sehr liberale Stadt, die allen Glaubensrichtungen 
gegenüber tolerant war. So bot die Stadt im Laufe ihrer Geschichte vielen Juden eine Zuflucht. Im 16. 
Jahrhundert war Vilnius das Zentrum der jüdischen Kultur im Norden Europas.  

Geprägt wurde die Stadt durch die Studien des berühmten Gaon von Vilnius. Elijah Ben Salomon 
Salman, so der bürgerliche Name des Gaon, hatte als Sohn einer Rabbiner-Familie eine umfassende 
Ausbildung genossen und war ein Verfechter der orthodoxen Lehre. Bald hatte er einen guten Ruf un-
ter den Rabbinern von Vilnius erworben und erhielt den Titel „Gaon“, der Weise. Nicht zuletzt seinen 
Studien hatte Vilnius seine Bedeutung für das europäische Judentum zu verdanken. 

Zu dieser Zeit gab es in Vilnius über hundert Synagogen. Nur eine einzige von ihnen hat die Schreck-
en des Zweiten Weltkrieges überstanden. Das Ende des pulsierenden jüdischen Lebens in Vilnius be-
gann mit dem Einmarsch deutscher Truppen im Juni 1941.Bis zum 13. Juli 1944 gehörte die Stadt un-
ter deutscher Besatzung zum Reichskommissariat Ostland. In der Altstadt von Vilnius richteten die 
Deutschen das Ghetto Vilnius ein. Nach der Schließung des kleineren Teiles dieses Ghettos im Okto-
ber 1941 wurden mehrere zehntausend Juden in einem Waldstück westlich der Stadt hingerichtet. Der 
andere Teil des Ghettos bestand bis zum Jahr 1943, auch hier kamen tausende Juden im Rahmen so-
genannter Aktionen ums Leben. Nach der Schließung des Ghettos wurden die verbliebenen Juden in 
Konzentrationslager deportiert und später dort ermordet. Lebten 1937 noch mehr als 150.000 Juden in 
Litauen, so waren es nach dem Zweiten Weltkrieg nur noch etwa 5.000. 
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   Ein Denkmal für den Gaon von Vilnius 

 
Bilder in den Fenstern dieses Gebäudes auf dem Gelände der Großen Synagoge von Vilnius erinnern 
an die zerstörte Synagoge 

Das jüdische Leben der Stadt wurde brutal ausgelöscht. Wo einst jiddische Laute auf den Straßen do-
minierten, hört man sie heute nur noch selten. Die Menschen, die die Altstadt von Vilnius so lange ge-
prägt haben, sind verschwunden, wurden ermordet und vertrieben. Die wenigen Überlebenden des Ho-
locaust tragen zusammen, was heute vom jüdischen Leben in Vilnius erhalten ist. Das jüdische Muse-
um in Vilnius beherbergt neben zahlreichen anderen Exponaten auch eine Sammlung von Erinne-
rungsstücken der Großen Synagoge der Stadt. Doch die Aufarbeitung der Geschichte der multikultu-
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rellen Bevölkerung von Vilnius, die Geschichte der Litauer, Polen, Juden, Weißrussen und Russen der 
Stadt wird lange andauern, müssen doch zahlreiche unterschiedliche Wahrnehmungen vereint werden. 

anf 
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20 Jahre unabhängig 

Litauen zelebriert die Freiheit 
Der 11. März 1990 gilt in Litauen als «Wendepunkt der Geschichte». An diesem 
Tag rief das Land im Baltikum die Unabhängigkeit von Moskau aus. Doch in 
den Stolz über den Mut der Litauer mischen sich heute verklärte Erinnerungen 
an die Besatzer. 
Von Mike Collier und Thomas Borchert 

 
Am 11. März haben die Litauer wieder einen Grund zum Feiern. 

Ein wichtiger Tag für das Baltikum und ein wichtiger Tag auch für den Zerfall der Sowjetunion: Am 
11. März feiern die Litauer den 20. Jahrestag der wieder erkämpften staatlichen Unabhängigkeit. Vier 
Monate nach dem Fall der Berliner Mauer hatte sich das baltische Land am 11. März 1990 als erste 
der damaligen Sowjetrepubliken von Moskau losgesagt. 

Danach folgten noch konfliktreiche anderthalb Jahre, ehe das größte der drei baltischen Länder auch 
international anerkannt wurde. Am 13. Januar 1991 starben 14 Demonstranten bei einem Panzerein-
satz der Roten Armee. In Vilnius erinnert eine Steinpyramide an die Vorgeschichte: «Am 23. August 
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1987 fand hier die erste öffentliche Protestdemonstration gegen die Sowjetokkupation statt.» Es sollte 
danach nur wenige Jahre dauern, bis die Litauer ihre 1940 verlorene Unabhängigkeit zurückbekamen. 
Seit 2004 gehört das Land mit seinen 3,4 Millionen Bürgern der Europäischen Union und der Nato an. 

Eigene KGB-Zelle für Unabhängigkeits-Kämpfer 
Für viele Menschen im Westen verbindet sich der Kampf vor 20 Jahren vor allem mit dem Namen Vy-
tautas Landsbergis. Der Musiklehrer und Mitbegründer der Unabhängigkeitsbewegung Sajudis leitete 
die entscheidende Parlamentssitzung und wurde erstes Staatsoberhaupt im wieder unabhängigen Li-
tauen. Heute sitzt Landsbergis im Europaparlament. Er hat an den entscheidenden 11. März vor allem 
konkrete Erinnerungen: «Intensive Arbeit über 16 oder 17 Stunden.» 

«Wir waren keine Zuschauer, die auf Überraschungen warteten. Wir haben für schnelle Fortschritte 
gekämpft», sagt er. Als Sajudis die litauische Wahl zum UdSSR-Kongress der Volksdeputierten ge-
wonnen hatte, habe man dasselbe auch für das Parlament der eigenen Republik erwartet. Von dieser 
Basis aus habe man dann die Unabhängigkeit ausrufen und selbst regieren können. Gerüchteweise 
hieß es immer, der sowjetische Geheimdienst KGB habe in seinem Hauptquartier in Vilnius eine spe-
zielle Zelle für Landsbergis bereit gehalten. Der aber will nie richtig Angst gehabt haben. Heute sind 
am einstigen KGB-Gebäude die Namen von hundert Opfern der kommunistischen Herrschaft in Li-
tauen in Stein nachzulesen. 

 
Erstes Staatsoberhaupt im wieder unabhängigen Litauen: Vytautas Landsbergis. 

Verklärte Erinnerung an sowjetische Besatzung 
Im Inneren erzählt das «Okkupations-Museum» die Geschichte von routinemäßigen Demütigungen 
und von Folter. Die 26-jährige Museumsführerin Reima erzählt den überwiegend westlichen Besu-
chern auch über ihre Erinnerung an den Unabhängigkeitstag: «Ich war noch klein. Aber unsere ganze 
Familie hat Fernsehen geschaut, und ich kann mich gut an die aufgeregte Stimmung erinnern. Heute 
allerdings würden viele jüngere Menschen, vor allem die russischer Abstammung, schon nicht mehr 
glauben, was sie hier bei uns über die Zeit der sowjetischen Besatzung in Litauen sehen können.» Sie 
würden nur noch davon sprechen, dass «damals alle Jobs hatten». Diese Verzerrung der Erinnerung 
findet Reima «sehr traurig». 

Ridas Damkevicius (31) ist nach der Unabhängigkeit in die USA ausgewandert - und vor zwei Jahren 
zurückgekehrt. Jetzt verkauft er Schwarzweiß-Fotos aus seiner Zeit in Nordamerika und erklärt die 
Rückkehr mit dem «starken Band, das die Litauer mit ihrer Heimat verbindet»: «Wie weit man sich 
auch wegbewegt, man wird zurückkehren.» 

Dieses Gefühl von Stolz und Optimismus strahlt auch Ministerpräsident Andrius Kubilius aus: «Der 
11. März 1990, ein Frühlingstag, ist für immer in mein Gedächtnis eingebrannt.» Das Datum sei ein 
Wendepunkt der Geschichte gewesen und habe «der gesamten Welt unseren Mut, unsere Einigkeit ge-
zeigt». 

klj/mac/news.de/dpa 
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     19.05.2010 

Gericht erklärt Hakenkreuz zum Kulturerbe 
Sowjetsymbole wie Hammer und Sichel sind seit zwei Jahren verboten 

Vilnius – Ein Gericht in der litauischen Hafenstadt Klaipeda, dem früheren deutschen Memel, hat das 
Zurschaustellen von Hakenkreuzen für straffrei erklärt und das Hakenkreuz zum Teil des kulturellen 
Erbes Litauens erklärt. Das Gericht wies damit die Beschwerde von Teilnehmern an den Unabhängig-
keitsfeiern am 16. Februar dieses Jahres zurück, die sich durch vier Männer gestört fühlten, die bei der 
Kundgebung mit Schilden auftauchten, die mit Hakenkreuzen versehen waren.  

Die Rechtsanwälte der vier angeklagten Personen beriefen sich darauf, dass das Hakenkreuz kein Na-
zi-Attribute sei, sondern ein durch historische Funde untermauertes Sonnensymbol. Hakenkreuze seien 
vielmehr „wertvolle Symbole der baltischen Kultur“, zitierte die Nachrichtenagentur BNS einen Zeu-
gen der Verteidigung. Sie repräsentierten nicht den Faschismus, sondern die „Architektur des Univer-
sums“.  

Sowjetsymbole wie Hammer und Sichel sind in Litauen dagegen seit rund zwei Jahren verboten. Auch 
in den anderen beiden baltischen Staaten Estland und Lettland herrschen ähnliche Tendenzen. (APA) 
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Totale Gleichsetzung 
Nazismus und Kommunismus sind die Zwillings-Übel des 20. Jahrhun-
derts. Auf dieses Geschichtsverständnis trifft man in Litauen recht oft 
Von Jonathan Freedland 

Keiner lebt gern vom Tod umringt. Es ist verständlich, dass die Menschen, die heute auf dem Boden 
des ehemaligen Ghettos in Kovno leben, nicht permanent daran erinnert werden wollen, dass hier 
35.000 Juden eingepfercht wurden, hungerten und schließlich erschossen wurden. So war ich nicht all-
zu überrascht, als ich feststellte, dass auf der Linkuvos Straße nur ein kleiner Obelisk steht, der den 
Platz markiert, an dem das Ghetto einst stand. Inmitten des Verkehrs an der belebten Kreuzung, um 
die herum Väter Kinderwagen schieben und Mütter ihre Einkäufe nach Hause tragen, nimmt man ihn 
kaum wahr. Nur wenige Worte stehen auf Hebräisch und Litauisch darauf: Keine Opferzahlen, keine 
Erwähnung des unsäglichen Leides, das sich hier ereignet hat. 

Ich verstehe auch, weshalb es keine besonderen Straßenschilder gibt, die Besuchern den kurzen Weg 
nach Fort IX weisen, wo die Nazis und ihre litauischen Kollaborateure tiefe Gruben schaufelten und 
an einem einzigen Tag im Oktober 1941 mit der so genannten „Großen Aktion“ beinahe 10.000 Juden, 
darunter 4.273 Kinder, erschossen. Ich kann verstehen, weshalb es den Menschen in Kaunus lieber ist, 
wenn Fort IX nur von denen gefunden wird, die extra deswegen in die Gegend gekommen sind. 

Erinnerungen sind niemals nur eine Sache der Vergangenheit; sie sind im hier und jetzt umstritten, 
werden von politischen Interessen überlagert, wie jede andere Sache der Gegenwart auch. An der Stel-
le von Fort IX steht nicht nur ein massives Mahnmal im Stil des sozialistischen Realismus aus der 
Sowjetzeit, das der Toten gedenkt, die in diesen Gruben liegen, sondern auch eine neuere Ausstel-
lungshalle, die sich mit der Unterdrückung der Sowjet-Jahre beschäftigt – obwohl der Zusammenhang 
zwischen dem Ort und diesem Thema bestenfalls dürftig ist. 
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Natürlich ist mir klar, weshalb die Litauer sich an den Gulag und die Zwangsverbannung nach Sibirien 
erinnern wollen. Sie ist zeitlich näher als der Zweite Weltkrieg, dauerte länger und betraf Familien, die 
noch heute in Litauen leben. Davon abgesehen, war es 40 Jahre lang verboten darüber zu sprechen, 
wodurch das Verlangen nach Gedenken und Anerkennung wuchs. 

 
Erinnerung an Holocaust-Opfer aus Litauen in Washington (Foto Brendan Smialowski/Getty Images) 

Seite an Seite 
Ich müsste mich schon sehr stark anstrengen, um Empathie für den Ansatz vom „doppelten Genozids“ 
zu empfinden, der in Litauen und anderen ehemaligen Sowjetstaaten gutgeheißen wird und auf den 
Gedanken hinausläuft, dass Nazismus und Kommunismus die Zwillings-Übel des 20. Jahrhunderts 
waren, derer Seite an Seite gedacht werden sollte. Diesen Ansatz verkörpert Fort IX mit seinen zwei 
Museen, von denen das eine die Schrecken Hitlers, das andere die Verbrechen Stalins dokumentiert. 

Es geht hier nicht um einen Wettbewerb – und wenn doch, dann ist es sicherlich keiner, den irgendein 
Jude gern gewinnen würde. Die Juden wollen und brauchen kein Monopol auf die Trauer. Tränen sind 
kein beschränktes Gut: es sind genug für alle da. Doch egal wie sehr ich auch versuche, mich hinein-
zudenken – ich kann der Idee vom „doppelten Genozid“ nicht zustimmen. Besonders dann nicht, wenn 
ich sehe, wie sie sich, mehr noch als auf die Theorie, in der Praxis auswirkt. 

Zum einen führt die Gleichsetzung der Nazi-Verbrechen mit den Verbrechen des Kommunismus meist 
dazu, dass die Geschichte ersterer nicht wahrheitsgemäß erzählt wird. Die Tafel an der Gedenkstätte 
Fort IX zum Beispiel identifiziert die Mörder als „Nazis und ihre Gehilfen“. Sie macht nicht klar, dass 
diese Gehilfen litauische Freiwillige waren, die ihre Mitbürger mit Begeisterung umbrachten. Auf 
meinen Reisen durch das Land, die mich an eine ganze Reihe solcher Plätze führten, habe ich keinen 
einzigen gefunden, der über die einfache, harte Wahrheit explizit Auskunft gegeben hätte: dass Li-
tauen zu den Ländern Nazi-Europas zählte, in denen der größte Anteil der jüdischen Bevölkerung er-
mordet wurde, über 90 Prozent. Die Ermordung der Juden begann am 22. Juni 1941 – bevor Hitlers 
Männer das Land überhaupt erreichten. 
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Abseits der Hauptstraße 
Dazu kommt, dass die theoretische Absicht, eines „doppelten Genozid“ zu gedenken, meist in ein 
recht einseitiges Gedenken mündet. Nehmen wir nur das Museum für die Opfer des Genozids, gleich 
neben dem zentralen Gedimino Boulevard in Vilnius. Man sollte meinen, dass ein solcher Ort an jenen 
Genozid erinnert, zu dessen Zentren auch Vilnuis zählte, namentlich an die Ermordung der Juden. 
Weit gefehlt. Der Holocaust wird nicht erwähnt. Der Fokus liegt allein auf dem Leid, das der KGB ve-
rursacht hat. Im Freien stehen zwei prominente Stein-Mahnmale für die Opfer Moskaus. Wer der 
200.000 ermordeten Juden gedenken will, der muss sich weit von der Hauptstraße entfernen, bis er in 
einer Seitenstraße das winzige Grüne Haus findet – das eigentlich immer wegen Renovierungsarbeiten 
geschlossen ist und dessen Direktorin unter dem Druck der Behörden um ihren Job kämpfen muss. 

Ganz ähnlich verhält es sich mit einer Gesetzesänderung von 2008, die im Namen der Gleichwertig-
keit erwirkte, dass nicht nur Nazi-, sondern auch Sowjet-Symbole verboten sind. Und als ob das noch 
nicht schlimm genug wäre – damit wurde zum Beispiel Veteranen des Widerstands verboten, bei Pa-
raden ihre Auszeichnungen zu tragen –, hat ein litauisches Gericht im Mai entschieden, das Haken-
kreuz sei kein Symbol der Nazis, sondern Teil der „baltischen Kultur“ und könne deshalb in der 
Öffentlichkeit gezeigt werden. 

Doch selbst wenn die Behörden sich rigoros um eine Balance bemühen und beide Geschichten ehrlich 
erzählen würden, würde ich diesen „doppelten Genozid“ immer noch ablehnen. Denn die Symmetrie 
ist falsch. Es geht nicht darum, wer in der Rangliste der Verfolgten an der Spitze steht, doch es kann 
nicht sein, dass diejenigen, die „verhaftet, verhört und eingesperrt“ wurden – um das Museum in Vil-
nius zu zitieren – dasselbe Schicksal erlitten haben sollen wie die ermordeten Juden, auch wenn die 
Ausstellung sie unter dem schlichten Sammelbegriff „Verluste“ gleichmachen will. Die Un-
terdrückung der Sowjet-Jahre war kein Genozid: es ist etwas anderes, ob man verhaftet oder erschos-
sen und in eine Grube geworfen wird. Es waren unterschiedliche Vorfälle, und wer etwas anderes be-
hauptet, beraubt den sehr spezifischen Begriff Genozid seiner ganzen Bedeutung. 

Jetzt sind wir quitt 
Und schließlich hat das ganze Reden über Gleichwertigkeit einen sehr düsteren Unterton. Professor 
Egidijus Aleksandravicius von der Vytautas Magnus Universität in Kaunas sagte mir, viele Litauer 
seien der Auffassung, wenn ihre Vorfahren Juden getötet hätten, dann als „Rache“ für das, was ihnen 
die Kommunisten – beeinflusst von der Lehre der Juden – angetan hatten. Aus dieser Logik heraus, die 
schon dadurch widerlegt ist, dass die Juden unter der Sowjetherrschaft stärker litten als andere, bedeu-
tet der „doppelte Genozid“ im Prinzip: Ihr habt uns verletzt, wir haben euch verletzt, jetzt sind wir 
quitt. 

Wie konnte dieser giftige Gedanke aufkommen? David Katz, der an der Universität von Vilnius Jid-
disch unterrichtete, bis sein Vertrag jüngst nicht mehr verlängert wurde, geht von geopolitischen Ursa-
chen aus: „Es ist wie ein schwerer Stock, mit dem das heutige Russland geprügelt werden kann“, 
meint er. Litauen möchte, dass seine Partner in der EU Russland als ein Völkermord-Regime betrach-
ten, das keine Entschädigungen erbracht hat. 

Jonathan Freedland ist Kolumnist beim „Guardian“ 

Übersetzung: Christine Käppeler 
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Proteste gegen Holocaust-Leugner in Litauen 
Vilnius (dpa) – Die Botschafter von sieben europäischen Staaten haben bei Litauens Regierung gegen 
antisemitische Töne eines Beamten protestiert. Wie Medien in Vilnius am Donnerstag berichteten, trat 
ein im Innenministerium beschäftigter Historiker kurz darauf von seinem Posten zurück. 
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Dieser hatte in der als seriös geltenden Wochenzeitschrift «Veidas» geschrieben, dass der Massen-
mord an den Juden eine «Legende» und der Kriegsverbrecher-Prozess in Nürnberg nach Ende des 
Zweiten Weltkrieges eine «juristische Farce» gewesen sei. 

Den Protest dagegen unterzeichneten die Botschafter von Großbritannien, Estland, Frankreich, Finn-
land, Niederlande, Norwegen und Schweden. Sie bezeichneten den Text als «empörend». Es sei auch 
bemerkenswert, dass es seit der Veröffentlichung keine «öffentliche oder offizielle Distanzierung» von 
amtlicher Stelle gegeben habe. 

In dem Artikel hatte der Beamte den Völkermord an den Juden auf eine Stufe mit den sowjetischen 
Verbrechen während der Besetzung Litauens gestellt. Von 150.000 Juden in Litauen überlebten nur 
etwa 4.000 den Holocaust in der Nazi-Zeit. 

Die Regierung des seit 2004 zur EU gehörenden Baltikum-Landes wurde erst Mitte der Woche von 
der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) kritisiert, weil Abgeordnete 
sich «in diskriminierender Weise» zu Menschenrechtsfragen geäußert hätten. 
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LITAUEN 

»Symbolische Anerkennung« 
Der Staat will die Gemeinde für NS- und sowjetische Enteig-
nungen entschädigen 
von Birgit Johannsmeier 

 
Das Tor ist geöffnet: Die Entschädigung gibt der Gemeinde eine Perspektive. – © Reuters 

Dieses Gesetz ist sicher nicht die beste Lösung, aber trotzdem sind wir froh, dass uns der litauische 
Staat endlich entschädigen will.« Faina Kukliansky, stellvertretende Vorsitzende der jüdischen Ge-
meinde in Litauen, lehnt sich zurück und deutet auf die Dächer von Vilnius, die sie durch ihr Bürofen-
ster sehen kann. Es geht um das Eigentum der jüdischen Gemeinden in Litauen: ehemalige Schulen, 
Krankenhäuser, Kinderheime oder andere Gebäude, die im Zweiten Weltkrieg überall im Land von 
den Nazis beschlagnahmt wurden und auch während 50 Jahren Sozialismus im Besitz der Sowjetre-
publik Litauen geblieben sind.  
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Obwohl diese Immobilien, nach Kuklianskys Angaben, insgesamt mehr als 100 Millionen Euro wert 
sind, sollen sie per Gesetz ab 21. Dezember nur zu einem Drittel erstattet werden. »Wir sind trotzdem 
froh. Immerhin ist die Regierung bemüht, das Problem zu lösen«, sagt die Rechtsanwältin. Die Summe 
von 37 Millionen Euro soll im Laufe von zehn Jahren an eine Stiftung überwiesen werden. Dies helfe 
den 30 jüdischen Gemeinden in Litauen, in Zukunft zu bestehen. »Wir besitzen keine eigenen Häuser 
mehr, überall müssen wir Miete zahlen und sind auf Spenden angewiesen.« 

Geschichte  
Vor dem Holocaust lebten mehr als 220.000 Juden in Litauen. Es gab 110 Synagogen und zehn Je-
schiwot im Land. Die Hauptstadt Vilnius wurde damals auch »Jerusalem des Ostens« genannt. Heute 
zählen die jüdischen Gemeinden rund 5.000 Mitglieder. Die Eltern von Faina Kukliansky gehörten zu 
den wenigen Schoa-Überlebenden. Wie durch ein Wunder entkam ihre Mutter der Ermordung im 
Ghetto Shiaulei, der Vater harrte drei Jahre bei den Partisanen im Wald von Grodno aus. Ihren Namen 
Faina hätten die Eltern zu Ehren der Tante Faigale gewählt, die am Tag der Befreiung im KZ Stutthof 
starb. 

Nach Litauens Unabhängigkeit 1990 bekam die jüdische Gemeinde sofort zwei Synagogen in Kaunas 
und Vilnius zurück. Wie bei den Nachbarn in Lettland sei die Rückgabe von kommunalem und priva-
tem Eigentum aber bis jetzt ungelöst geblieben. Vielleicht liege es am Druck der Europäischen Union, 
aus den USA oder einfach an der neuen Regierung, dass man sie endlich entschädigen wolle, meint 
auch Markas Zingeris, Leiter des Jüdischen Museums Vilnius. Während in Lettland diese Themen 
nach wie vor auf Eis liegen, soll jetzt in Litauen immerhin die Frage der Entschädigung des Gemein-
deeigentums gelöst werden. »Diesen Schritt werte ich vor allem symbolisch, als Zeichen der Anerken-
nung von uns Juden in Litauen«, sagt Markas Zingeris.  

Presse  
Eine Rolle spiele auch Litauens Staatspräsidentin Dalia Grybauskaite. Nur wenige Tage nach ihrem 
Amtsantritt im Juli 2009 habe sie seine Ausstellung über die ermordeten jüdischen Kinder besucht. 
»Früher wurde in der Presse oft schlecht über unsere Forderungen geschrieben«, erinnert sich der Mu-
seumsleiter, »die Präsidentin stellt sich jetzt eindeutig hinter uns.«Faina Kukliansky hat ebenfalls eine 
wohlwollende Stimmung im litauischen Parlament verspürt, als sie zur zweiten Lesung des neuen 
Entschädigungsgesetzes eingeladen war. Dabei hatte das Justizministerium in einem offiziellen Brief 
an die Parlamentarier sogar vor einem erstarkenden Antisemitismus in Litauen gewarnt. Denn das 
Land kämpft im Moment mit der größten Wirtschaftskrise seit der Unabhängigkeit. Unbeirrt hat sich 
eine Mehrheit der Politiker trotzdem für die Zahlung ausgesprochen. Die letzte Lesung ist für den 21. 
Dezember angesetzt. Ob es einen Zusammenhang zu jenem Zeitungsartikel gebe, in dem kürzlich zum 
ersten Mal seit der Unabhängigkeit ein litauischer Historiker den Holocaust geleugnet hat, vermag 
Faina Kukliansky nicht zu sagen.  

Erfreut ist die stellvertretende Gemeindevorsitzende darüber, dass sofort zahlreiche litauische Nichtre-
gierungsorganisationen mit einem öffentlichen Aufschrei reagierten. »Wir fühlen uns von der jungen 
Intelligenz des Landes unterstützt«, sagt sie.  

Spannend werde es allerdings, was nach der Entschädigung des jüdischen Gemeindebesitzes komme. 
Kukliansky rechnet damit, bald vors Verfassungsgericht geladen zu werden. Sie kämpft jetzt weiter 
um die Rückgabe von privatem Eigentum. Was wird aus jenen Immobilien, deren Eigentümer ermor-
det wurden oder ins Ausland geflohen sind? Heute können nur litauische Staatsbürger Privateigentum 
zurückverlangen, deren Pass vor dem 31. Dezember 2001 ausgestellt worden ist. Faina Kukliansky 
lässt nicht locker. Die engagierte Anwältin vertritt zahlreiche Juden in aller Welt und strebt eine Ände-
rung der litauischen Verfassung an, um ihnen zu ihrem Recht zu verhelfen. 
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Geschichte auf Litauisch 
Mit einer Gleichsetzung von Naziverbrechen und »stalinistischen« 
Untaten gibt sich die baltische Republik nicht zufrieden: Sie hält den 
Holocaust für ein vergleichsweise unbedeutendes Ereignis 
Von Frank Brendle 

 
Demontage des Lenin-Monuments in der litauischen Hauptstadt Vilnius (23. August 1991). Die Ver-
wendung kommunistischer Symbole ist seit zwei Jahren ein Straftatbestand – Foto: AP 

Eine im Kaftan steckende Gestalt mit krummer Nase und hinterhältigem Grinsen lacht dem Genossen 
Stalin über die Schulter, der gerade Seifenblasen produziert. Die um 1940 entstandene Karikatur soll 
die angeblich jüdisch inspirierte Propaganda der Kommunisten denunzieren. Im »Museum der Opfer 
des Genozids« in der litauischen Hauptstadt Vilnius hängen noch weitere Zeugnisse antisemitischer 
Bildersprache. Das Bemerkenswerte ist dabei: Sie hängen dort nicht etwa in aufklärerischer Absicht, 
um das faschistische Deutungsmuster von der jüdisch-bolschewistischen Weltverschwörung zu kriti-
sieren. Sie hängen dort, weil sie der in Litauen gängigen Vorstellung entsprechen, daß Juden und 
Kommunisten eins seien und sie gemeinsam das litauische Volk unterdrückt hätten. 

Das »Museum der Opfer des Genozids« ist ein großangelegter Etikettenschwindel. Zweifellos hat es in 
Litauen einen Völkermord gegeben: Zwischen 1941 und 1944 wurden von den rund 220.000 Juden 
rund 95 Prozent umgebracht. Die Befehlsgeber waren Deutsche, die Ausführer meist litauische 
Hilfswillige. Man würde erwarten, daß ein »Genozid-Museum« genau hiervon handelt. Doch Holo-
caust und Kollaboration werden nicht einmal gestreift. Das einzige Thema ist hier die Besetzung durch 
die Sowjetunion und die »stalinistischen« Deportationen und illegalen Hinrichtungen. Das ist es, was 
in der litauischen Geschichtserzählung als »Genozid« gilt.  

Komplette Umdeutung 
Litauen mit seinen 3,3 Millionen Einwohnern gehört zu den Vorreitern des europaweiten Versuchs, 
die Geschichte des Zweiten Weltkrieges umzuschreiben. Programmatische Grundlage hierfür ist die 
sogenannte Prager Deklaration vom Juni 2008. Dieses Dokument »antitotalitärer« Politik basiert auf 
einer Gleichsetzung von Nazifaschismus und Kommunismus. Beide seien gleich verbrecherisch gewe-
sen, beide müßten gleichermaßen geächtet werden. 
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In Deutschland spürt man den »Geist« dieser Erklärung beim Gerede von der DDR als »zweiter deut-
scher Diktatur«, deren Ungerechtigkeiten »genauso« verurteilt werden wie der Nazifaschismus. Er 
wabert durch KZ-Gedenkstätten, in denen sich die Opfer der Nazis den Platz teilen müssen mit den In-
sassen späterer Internierungslager, in denen die Sowjets neben Unschuldigen auch viele Schuldige ge-
fangen hielten. Wer die Grundannahme, »Rot gleich Braun«, teilt, kommt zwangsläufig an einen 
Punkt, an dem der Holocaust kein extremes, singuläres Verbrechen mehr darstellt, sondern nur eines 
unter zahlreichen anderen. 

In Litauen hat der Präsident bereits 1998 eine »Internationale Kommission zur Untersuchung der Ver-
brechen der Besatzungsregime von Nazis und Sowjets« installiert, welche die Gleichsetzung schon im 
Titel vornimmt. Im Jahr 2008 wurde die Verwendung nazistischer wie kommunistischer Symbole ver-
boten. Seit Juni 2010 stehen zwei Jahre Gefängnis darauf, »den von der UdSSR oder Nazideutschland 
verübten Völkermord gegen litauische Bürger« zu »leugnen oder zu bagatellisieren«. Kritische Journa-
listen und Wissenschaftler wurden in den letzten Jahren diffamiert, entlassen und weitgehend zum 
Schweigen gebracht. 

Am spektakulärsten, und ansatzweise auch im westlichen Ausland wahrgenommen, ist allerdings die 
juristische Verfolgung und mediale Diffamierung ehemaliger jüdischer Partisanen, die ihren Kampf 
notgedrungen nicht nur gegen die deutschen Besatzer, sondern auch gegen deren litauische Helfer 
geführt hatten. Wüste Beschimpfungen der rechten Presse, die »roten Mörder« hätten unschuldige Li-
tauer getötet, erhielten den Anschein der Ernsthaftigkeit, als die Staatsanwaltschaft vor einigen Jahren 
Ermittlungen gegen mindestens vier noch lebende Partisanen einleitete, von denen bislang nur eines 
eingestellt wurde. 

Oberflächlich betrachtet entspricht dies der »Prager Erklärung«, ein genauerer Blick zeigt jedoch: In 
Litauen wird nicht mehr gleichgesetzt, hier wird komplett umgedeutet. Das Verbot von Nazisymbolen 
ist faktisch außer Kraft, seit im Frühjahr 2010 ein Gericht in der Ostseestadt Klaipeda entschied, das 
Hakenkreuz sei kein Nazisymbol, sondern gehöre zum litauischen Kulturerbe.  

Umdefinierte Begriffe 
Das »Genozid-Museum« trägt, wie gezeigt, die Geschichtsklitterung schon in seiner Bezeichnung. In 
seine Außenwände sind die Namen von Litauern eingraviert, die im Kampf gegen die Rote Armee fie-
len oder von den Sowjetbehörden erschossen wurden – oftmals außergerichtlich. Sie werden als »Frei-
heitskämpfer« bezeichnet; dieser Begriff bedeutet hier den Widerstand gegen den 1940 erfolgten sow-
jetischen Einmarsch, der die Unabhängigkeit der kleinen Republik beendet hatte. Den ein Jahr später 
begonnenen deutschen Angriffskrieg begrüßte die Litauische Aktivistenfront (LAF) als Chance, die 
Rote Armee zu vertreiben. Das Museum verschweigt die antisemitischen Pamphlete dieser »Frei-
heitskämpfer«. Die LAF ging wie selbstverständlich von einer Identität von Juden und Kommunis-
ten/Sowjets aus und kündigte an, im »freien Litauen« den Juden keinen Platz mehr einzuräumen. Die 
LAF-dominierte »Provisorische Regierung« versuchte, mit den Nazis zu koexistieren und ordnete 
noch vor ihnen die Einrichtung eines jüdischen Konzentrationslagers, die Pflicht zum Tragen eines 
gelben Sterns und die Entlassung aller Juden aus Staatsbetrieben an. Unmittelbar nach Kriegsbeginn, 
im Vakuum zwischen Roter Armee und Wehrmacht, brachen antisemitische Pogrome los. 68 Juden 
starben beim sogenannten Garagen-Massaker am 27. Juni 1941 in Kaunas. Bis 1944 beteiligten sich 
Zehntausende Litauer an den Massenmorden. Litauische Bauern erschossen in Dörfern ihre jüdischen 
Nachbarn. Das Museum blendet diese Periode entschlossen aus: Auf den Ausstellungsraum »1939–
1941« folgt unmittelbar »1944«, als ob es dazwischen nichts Wissenswertes über einen Genozid zu 
lernen gäbe. 1944 treten dann plötzlich »Partisanen« auf die Bildfläche, auch so ein neudefinierter Be-
griff: Gemeint ist die »Litauische Freiheitsarmee«, auch als »Waldbrüder« bekannt, die in Fortführung 
des »Freiheitskampfes« von 1941 gegen die heranrückende Rote Armee kämpfte. Sie werden als he-
roische Patrioten dargestellt, ohne auf ihre Rolle in der LAF und der Kollaboration einzugehen. Nur 
soviel: »Über 200 Mitglieder wurden in deutsche Geheimdienstschulen geschickt, um auf die Gueril-
lakriegführung vorbereitet zu werden«, heißt es. Das tut ihrem Heroenstatus jedoch keinen Abbruch. 

Unter Stalin sind Zehntausende litauische Bürger deportiert und etliche umgebracht worden. 
Selbstverständlich habe Litauen einen Anspruch darauf, an diese Unterdrückung zu erinnern, betont 
Simon Alperavitchius von der Jüdischen Gemeinde. Aber den Versuch, »ein Gleichgewicht herzustel-
len« zwischen dem Holocaust und den Sowjetverbrechen, lehnt er kategorisch ab: »Das waren unter-
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schiedliche Verbrechen, die getrennt untersucht werden müssen.« Alperavitchius weist zudem darauf 
hin, daß von den Verfolgungen natürlich auch Juden betroffen waren und es in der Spätphase von Sta-
lins Herrschaft etliche antijüdische Maßnahmen gegeben habe. Doch kein Wort davon im Museum. 
Von Juden als Opfern redet man in Litauen nicht gern. 

Die Aufarbeitung des Holocaust bleibt den Juden selbst überlassen. Rahel Kostanian ist weit über 80, 
und doch hat sie in diesem Jahr die Leitung der »Holocaust-Abteilung« des Jüdischen Museums über-
nommen. Anders als das Genozid-Museum befindet sich das kleine, grüne Holzhaus (das »Grüne 
Haus«) weitab von den Touristenpfaden in einer schmalen Seitenstraße. In der Ecke von Kostanians 
überladenem Büro liegt ein Schild »Arbeit macht frei«, es war im Oktober aufgehängt worden, als die 
komplett überarbeitete Ausstellung eröffnet wurde. 300 neue Dokumente galt es in die fünf kleinen 
Räume zu integrieren, die das Häuschen bietet. Es werden jetzt Themen angesprochen, die in Litauen 
bislang nicht berührt worden sind. Zu sehen sind Auszüge aus dem Tagebuch von Zenonas Blynas, 
dem Generalsekretär der Nationalistischen Partei, der dazu riet, die Morde an Juden nicht bei Tages-
licht durchzuführen, damit das Ausland nicht schlecht über die Litauer denke. Auch die zwiespältige 
Rolle der katholischen Kirche wird gezeigt, bei der es neben mutigen Menschen, die Juden versteckt 
hatten, auch viele Unterstützer der Nazis gab. 

Der Staat übernimmt die Kosten für Instandhaltung und Gehälter – wobei sämtliche Gelder seit Be-
ginn der Wirtschaftskrise um 50 Prozent gekürzt wurden –, aber für jedes Projekt muß Kostanian 
Sponsoren finden, meist außerhalb Litauens. Die einheimische Bevölkerung interessiert sich kaum für 
die Ausstellung. Die knapp 4.000 Besucher, die jährlich hereintröpfeln, sind meist Nachkommen 
jüdischer Einwohner. Kinder, Enkel und Urenkel wollen wissen, wo das Schtetl ihrer Vorfahren lag 
und wie deren Kultur aussah. Schulklassen und Jugendliche kommen kaum noch, seit vor einigen Ja-
hren der Lehrplan geändert wurde. 

Über die Diffamierung der jüdischen Partisanen will Kostanian nicht reden, sie sei ja keine Politikerin. 
Auf die Frage, ob die Kampagne Auswirkungen auf ihre Arbeitsmöglichkeiten habe, antwortet sie 
kryptisch: Es gebe Augenblicke, »da ist es sehr hart«. Und dann spielt sie den Ball zurück: »Sie 
müssen das selbst recherchieren, Sie müssen die Massenmedien lesen, wenn Sie das verstehen wol-
len.«  

»Demokratie geht zurück« 
»Sie hat Angst um ihren Job«, erklärt Dovid Katz die ausweichende Reaktion von Rahel Kostanian. 
Der 54jährige Professor aus New York lebt seit elf Jahren in Vilnius. Er half, das Jiddische Institut an 
der Uni aufbauen, und er hat seinen Job schon verloren, weil er sich offensiv und bisweilen polemisch 
für die Sache der Partisanen eingesetzt hatte. Eigentlich, sagt Katz, sei er nicht sonderlich politisch. 
Aber seine Zuneigung zur jiddischen Sprache könne er nicht trennen von einer Zuneigung »zu den 
letzten jiddisch-sprechenden Menschen hier«. Er bekam im Frühjahr 2008 mit, wie die Polizei die Bib-
liothekarin des Instituts, Fania Yocheles-Brantsovskaya, eine ehemalige Partisanin, suchte. »Das war 
ein Schritt, den ich als Mensch, als Jude und als Freund des Jiddischen nicht schweigend hinnehmen 
konnte.« Es sei ein »Verbrechen«, diese hochbetagten Menschen, »Helden im Kampf gegen Hitler, 
jetzt als verdächtige Kriegsverbrecher in die Geschichte schicken zu wollen«. Auf seiner Homepage 
(www.holocaustinthebaltics.com) berichtet Katz regelmäßig über die antisemitischen Vorgänge in Li-
tauen. »Ich war sehr schockiert, daß der Direktor unseres Instituts, nachdem er Anweisungen von wei-
ter oben erhalten hatte, mir sehr deutlich zu verstehen gab, daß meine Laufbahn am Institut beendet 
wäre, wenn ich nicht Ruhe gäbe.« Ruhe gab er nicht, so ist Katz nun freischaffender Wissenschaftler. 

Katz löst die Hinweise von Rahel Kostanian auf die Rolle der Medien auf: Er zeigt uns eine Karikatur 
auf der Titelseite der populären Tageszeitung Respublikas aus dem Jahr 2009. Sie zeigt eine Gestalt 
mit Schläfenlocken, krummer Nase, verschlagener Mimik und langem Kaftan, die gemeinsam mit ei-
nem muskulösen, fast nackten Mann, der einen Schwulen darstellt, die Weltkugel hält. Titel: »Wer re-
giert die Welt?« Der Anlaß für dieses hetzerische Bild: Ein paar prominente Juden hatten sich gegen 
das Verbot einer Schwulenparade ausgesprochen, die nach einigem Hin und Her von einem Gericht 
genehmigt wurde. Einem Journalisten, der beim Presserat Beschwerde gegen die Hetzkarikatur einge-
legt hatte, wurde mit einer Anklage wegen Verletzung der Pressefreiheit gedroht. Schlimmer war, daß 
sein Konterfei mit voller Namensnennung in einer neuerlichen antisemitischen und homophoben Ka-
rikatur abgedruckt wurde: Viele Journalisten hätten damals »beschlossen, daß es manchmal besser ist, 
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ruhiger aufzutreten«, stellt Simon Gurevichius, Geschäftsführer der Jüdischen Gemeinde, fest. »Noch 
vor fünf Jahren war die Stimme der Intellektuellen viel lauter als heute. Und das liegt eindeutig an der 
Medienkampagne«, berichtet Gurevichius weiter, und auch Katz bestätigt, daß Filmproduzenten oder 
Historiker heute ihren Protest nur noch flüsternd äußern. Es herrsche heute das Gefühl eines rapiden 
Freiheitsverlustes und der Angst, so Katz. 

Zu diesem Gefühl trägt die Summe aller »antitotalitären« Vorgaben bei: Auf der »wissenschaftlichen 
Ebene« das Genozid-Museum, die präsidiale Untersuchungskommission zu Nazi- und Sowjetverbre-
chen, ein dazugehöriges Forschungszentrum, die gezielte Vergabe von Fördermitteln. Auf der juris-
tisch-politischen Ebene stellen die Gesetze, die »totalitäre Symbole« und die »Verharmlosung« von 
Kommunismus und »Nationalsozialismus« verbieten, klar, was die erwünschte Geschichtspolitik ist. 
Begleitet wird dies von regelmäßigen antisemitischen Ausfällen in Medien und Politik. Erst Ende No-
vember schwadronierte ein Mitarbeiter des Innenministeriums, der Nürnberger Prozeß sei eine »Justiz-
farce« gewesen, welche die »Legende von sechs Millionen mutmaßlich ermordeten Juden« etabliert 
habe. In Litauen wird so eine Äußerung nur von wenigen als Skandal begriffen. 

All dies schafft ein Klima, in dem es als anrüchig gilt und speziell für Nachwuchswissenschaftler ex-
trem karriereschädlich ist, den vorgegebenen historischen »Weisheiten« zu widersprechen. »In Litauen 
geht die Demokratie zurück«, bilanziert Katz.  

Partisanenlager verschwindet 
Fania Brantsovskaya kämpfte vor 70 Jahren bei den Partisanen. Als 2008 deswegen die Polizei zu ihr 
kam, hat sie die Aussage verweigert. Aber über die moderne Partisanenhatz mag sie genauso wenig 
reden wie Rahel Kostanian vom »Grünen Haus«: Auch Brantsovskaya hängt an ihrem Job. Mit ihren 
88 Jahren arbeitet sie immer noch in der Bibliothek des Jiddischen Instituts. Auch sie tut dies nicht 
wegen des Geldes. Sie halte es schlicht und einfach für ihre Pflicht, die Geschichte der Juden in Li-
tauen und ihres Widerstandes zu bewahren. »Solange mich die Füße tragen. Das hält mich moralisch 
aufrecht.« Wer im Jiddischen Institut an den internationalen Sommer-Sprachkursen teilnimmt, dem 
wird nicht nur die Sprache vermittelt. – Brantsovskaya führt die Teilnehmer durch das ehemalige 
Ghetto und zu ihrem alten Partisanenlager im Wald. Die westlichen Botschaften haben ihr in den ver-
gangenen zwei Jahren, als eine Form des diplomatischen Protests gegen die Diffamierungskampagne, 
eine Menge Auszeichnungen verliehen. Voriges Jahr bekam sie auch ein deutsches Verdienstkreuz. 
Fünf Minuten, nachdem die Verleihung bekannt wurde, polterte der (litauische) Vorsitzende der par-
lamentarischen Kontaktgruppe zu Deutschland los, das sei »unakzeptabel«: »Die Auszeichnung von 
Personen, an deren Händen das Blut von Litauern klebt, ist eine Demütigung!« Eine Reaktion der 
deutschen Botschaft hierauf blieb aus. 

Brantsovskaya hatte sich Anfang 1942 im Wilner Ghetto der »Vereinigten Partisanen-Organi-sation« 
(Fareynigte Partizaner Organizatsie, FPO) angeschlossen, die sämtliche politischen Organisationen ve-
reinte. Im Keller der Ghettobibliothek nahm die damals 19jährige an Schießübungen teil und baute aus 
alten Glühbirnen Molotow-Cocktails. Ob sie das heute noch könne? »Ich weiß nicht, das ist lange 
her«, lacht sie. 

Im September 1943 ist Brantsovskaya mit einer Freundin zu den Partisanen in den Rudnicker Wald 
geflohen, 40 Kilometer südwestlich der Hauptstadt. 

Heute ist das Partisanenlager im Begriff zu verschwinden. Die sozialistischen Behörden hatten es nach 
dem Krieg zu einer Art Modellcamp gemacht. Wände und Decken der ursprünglichen Holzhütten, die 
halb in den Waldboden eingegraben waren, wurden aus Beton nachgefertigt, und die jüdische Brigade 
mit dem Namen »Rächer« zur »sowjetischen« Brigade umdeklariert. Beides war der Authentizität 
nicht gerade förderlich, aber immerhin: Ohne die Sowjets gäbe es hier gar nichts mehr zu sehen. Sie 
hatten auch ein kleines Ausstellungsgebäude eingerichtet. »Das wurde 1990 liquidiert«, so Brantsovs-
kaya. 

Zu sehen sind noch die Überreste der Schlafstätten für die bis zu 107 Partisanen. Auch ein Badehaus 
gab es damals. Drei Kilometer Luftlinie entfernt ist das nächste Dorf, zu dem es damals gute Kontakte 
gegeben habe. »Viele Menschen haben uns geholfen, ohne sie hätten wir nicht kämpfen können, « 
erklärt sie und stellt damit klar, daß es nicht nur Kollaborateure gegeben hat. Mehrfach ist Brantsovs-
kaya zu Sabotageaktionen an Schienensträngen und Telefonleitungen ausgerückt. Die militärische Be-
deutung dieses Widerstandes stellt sie aber hinter den moralischen zurück: Im Gegensatz zum Ghetto 
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hätten sich die Juden im Wald wie Menschen fühlen können. Viele ihrer Freunde seien dort gestorben. 
»Aber sie sind wie Menschen umgekommen«, und das sei die eigentliche Botschaft »für die, die am 
Leben geblieben sind und für die kommenden Menschen: Wir brauchen uns nicht schämen. Wir sind 
stolz, daß Menschen so gekämpft haben.« 

Diese Botschaft droht nun im wahrsten Sinn des Wortes im Boden zu versinken. Es ist schon eine He-
rausforderung, das Lager überhaupt zu finden. Wir werden von Sebastian Pammer gelotst, einem übe-
raus engagierten 18jährigen Österreicher, der im »Grünen Haus« seinen »Gedenkdienst« ableistet, 
eine Art Wehrersatzdienst. Seine Ortskenntnis ist unverzichtbar, denn Hinweisschilder gibt es nicht 
(mehr), so wie ganz Litauen überall dort, wo es Holocaust-Erinnerungsorte gibt, hinweisfrei ist. Das 
gilt selbst für einen so »prominenten« Ort wie Ponar (Paneriai), einem Vorort von Vilnius, in dem in 
weniger als drei Jahren 100.000 Morde geschahen: Keine Schilder, die vom Bahnhof aus den Weg 
weisen. Zu Sebastians Hauptprojekt gehört derzeit die kartographische Erfassung von Massengräbern 
mit GPS-Daten, so daß sie wenigstens für kundige Autofahrer zu finden sind. 230 Orte, an denen mal 
ein paar Dutzend, mal ein paar hundert bis tausend Juden ermordet wurden, sind übers Land verstreut, 
aber 45 Jahre Sowjetherrschaft und 20 Jahre Unabhängigkeit sind verstrichen, ohne sie zu erfassen. 
Was die Sowjets angeht, so hatten diese stets das »Sowjetische« über das spezifisch Jüdische gestellt. 

Das Jüdische Museum, das 1945 von Überlebenden eröffnet wurde, mußte 1949 schließen: Keine Na-
tion sollte als Opfer hervorgehoben werden. »Es war gerade so, als ob es keine Juden gegeben hätte«, 
sagt Rahel Kostanian, die das Museum 1989 ein zweites Mal eröffnete. Zugleich verdanken die Juden 
ihr Überleben in der Regel ihrer Evakuierung in die Sowjetunion oder ihrer Zusammenarbeit mit sow-
jetischen Partisanenverbänden – was sie in der nationalistisch aufgeladenen Szenerie Litauens wiede-
rum zu Verdächtigen macht. Die Litauer indes haben überhaupt kein Interesse daran, an die Zeit von 
1941 bis 1944 erinnert zu werden, die auch die Zeit ihrer Kollaboration war. Die Erinnerung an die 
jüdische Geschichte und den Holocaust ist heute wieder ein bedrohtes Randphänomen, das von weni-
gen, meist hochbetagten Personen getragen wird. Für ein Gedenken, das komplett unabhängig von 
staatlichen Zuwendungen und damit staatlichem Einfluß ist, fehlt es an Geld.  

»2011 wird hart« 
Im Jahr 2011 wird die offiziöse Geschichtspolitik ihrem nächsten Höhepunkt zustreben. Das Parla-
ment verkündete im September anläßlich des Jahrestages der Auflösung des Wilner Ghettos am 
23.9.1943, 2011 werde zum »Jahr des Gedenkens an den Holocaust.« 

Das klang nach einem gewissen Fortschritt, doch kaum war der Präsident wieder zu Hause, rief ein 
zweiter Parlamentsbeschluß 2011 als Jahr des »Gedenkens an den Freiheitskampf und die Großen 
Verluste« aus. Eine vom Parlament verbreitete Presseerklärung behauptete die Kontinuität des »Frei-
heitskampfes« von 1941 mit den Unabhängigkeitsbestrebungen von Ende der 1980er Jahre. Die dabei 
erlittenen »Großen Verluste« wurden aufgelistet: Von den 30.000 Menschen, die 1941 nach Sibirien 
deportiert wurden, bis zu den 14 Menschen, die sich im Januar 1991 am Fernsehturm gegen sowje-
tische Panzer gestellt hatten und erschossen wurden. Die rund 200.000 ermordeten Juden hingegen 
stehen nicht auf der Verlustliste, und daß die Kollaboration der »Freiheitskämpfer« mit den Nazis 
thematisiert wird, ist nicht zu erwarten. »2011 wird sehr hart für die Juden hier«, befürchtet Katz. Die 
einzige Abhilfe, die er sich erhofft, ist die Aufmerksamkeit westlicher Medien. Das sei auch die beste 
Garantie dafür, daß Rahel Kostanian und Fania Brantsovskaya ihre Arbeit weitermachen könnten. 

 
 

     04.02.2011 

GEDENKJAHR  

„Diese Kampagne macht mich sehr wütend!“ 
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Im litauischen Gedenkjahr droht der Holocaust in Vergessenheit zu geraten, 
während überlebende jüdische Partisanen seit Jahren Gegenstand einer Kam-
pagne sind. Gespräch mit Simon Alperavitchius, Präsident der Jüdischen Ge-
meinde Litauens��
INTERVIEW FRANK BRENDLE 

taz: Herr Alperavitchius, in Litauen jähren sich dieses Jahr 70 Jahre Einmarsch der Nazis und 20 Ja-
hre Unabhängigkeit von der Sowjetunion. Was wird dabei im Vordergrund stehen?  

Simon Alperavitchius: Das Parlament hat in zwei getrennten Resolutionen angekündigt, das Jahr 2011 
werde sowohl den Opfern des Holocaust gewidmet und ebenso den sogenannten „Großen Verlusten 
des Freiheitskampfes“. 

Diese "Großen Verluste" beziehen sich nur auf jene Litauer, die nach 1944 im Kampf gegen die Sow-
jetherrschaft starben? 

Ja, wir haben kein Verständnis dafür, dass in dieser zweiten Resolution kein Wort über die Juden 
steht. Das Problem ist, dass viele Litauer, die gegen die Sowjets und für die Unabhängigkeit Litauens 
gekämpft haben, zugleich an den Mordaktionen gegen Juden teilgenommen haben. Sie haben für Li-
tauen gekämpft, aber sie haben auch Juden ermordet. Zugleich standen Juden im Kampf gegen die 
Nazis, also für die Freiheit Litauens. Und die Auslöschung der jüdischen Zivilisation ist zweifellos ein 
großer Verlust für Litauen, an den erinnert werden sollte. 

Aus offizieller Sicht gibt es eine Kontinuität des „litauischen Freiheitskampfes“ von 1941 bis 1991. 
Inwiefern wird die Kollaboration mit den Nazis thematisiert? 

Die Politik kümmert sich nicht sehr intensiv um dieses Thema. In Israel sind viele Namen von Kolla-
borateuren und Mördern bekannt, aber hier in Litauen werden sie als Partisanen und Helden betrachtet. 

Leitlinie der litauischen Geschichtspolitik ist die Gleichsetzung von Nazi- und sowjetischen Verbre-
chen. Was halten Sie davon? 

Wir haben nichts dagegen, Verbrechen zu vergleichen. Beide Regime waren diktatorisch, beide gingen 
die eigene Bevölkerung vor. Aber man sollte nicht sagen, es sei alles das Gleiche. Deswegen haben 
wir auch dagegen protestiert, dass der Präsident eine Internationale Kommission zur Untersuchung der 
Verbrechen beider Regime eingesetzt hat. Wir wollten nicht, dass ein und dieselbe Kommission so-
wohl die Nazi- als auch die sowjetischen Verbrechen behandelt, weil das unangemessen gegenüber 
den Opfern beider Regime wäre. Das waren unterschiedliche Verbrechen, die getrennt untersucht wer-
den müssen. Nicht nach unterschiedlichen Kriterien, aber jedes für sich. 

Im staatlichen „Museum der Opfer des Genozids“ mitten in der Hauptstadt Vilnius wird der Holo-
caust überhaupt nicht behandelt. 

Wir halten es für einen Fehler, dass das Genozid-Museum nicht die ganze Wahrheit sagt. Vor einigen 
Jahren haben uns ausländische Besucher mehrfach berichtet, sie hätten im Museum nach dem Schick-
sal der Juden gefragt, und die Museumsführer hätten ihnen bloß mitgeteilt, die Juden hätten mit dem 
sowjetischen Regime kollaboriert. Inzwischen mag das Personal ausgetauscht worden sein, aber gene-
rell wird in Litauen die kommunistische Herrschaft oft mit Juden gleichgesetzt. Dabei hat die For-
schung gezeigt, dass der Anteil der Juden an den Kommunisten dem Durchschnitt entsprochen hat. 
Und viele Leute verstehen den historischen Zusammenhang nicht: Natürlich hatte der Kampf jüdischer 
Partisanen etwas Gemeinsames mit dem sowjetischen Regime. Aus einem einfachen Grund: Sie hatten 
den gleichen Feind, und sie hatten überhaupt keine andere Wahl, wenn sie nicht von den Nazis ermor-
det werden wollten. 

Überlebende jüdische Partisanen sind seit Jahren Gegenstand einer Kampagne. Rechte Medien wer-
fen ihnen vor, Litauer umgebracht zu haben, und die Staatsanwaltschaft ermittelt. 

Diese Kampagne macht mich sehr wütend. Die Untersuchung gegen die Hauptperson, Yitzhak Arad, 
der viele Jahre Direktor von Jad Vaschem gewesen ist, wurde zwar inzwischen eingestellt, wegen 
„fehlenden Tatverdachtes“. Das ist völlig unbefriedigend. Die Wahrheit ist doch, dass jede Nation das 
Recht hat, für ihre Existenz zu kämpfen. Die Partisanen in Frankreich werden zum Beispiel als Helden 
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betrachtet. Hier in Litauen aber nicht, obwohl sie das Gleiche getan haben. Gerade die jüdischen Parti-
sanen mussten in den Wäldern ihr nacktes Leben verteidigen. 

Bekommen Sie wenigstens Unterstützung aus der Zivilgesellschaft? 

Fast nicht. In den ersten Jahren der litauischen Unabhängigkeit gab es noch viel mehr Gemeinsamkei-
ten zwischen Juden und Litauern. Und es wurde eine Menge für die Juden getan, damit sie ihre Rechte 
zurückerhalten. Aber seit ungefähr fünf Jahren gibt es Medienkampagnen gegen Juden, der Antisemi-
tismus nimmt zu. Viele Intellektuelle und Journalisten haben ganz offensichtlich beschlossen, es sei 
besser für sie, ruhiger aufzutreten. Auch vonseiten der Politiker ist kein Protest gegen diese Entwick-
lung wahrzunehmen. 

Simon Alperavitchius ist der Präsident der 5.000 Mitglieder zählenden Jüdischen Gemeinde Litauens. 

 
 

     10.03.2011 

Der Holocaust und Litauens »Weißwäscherei« 
Prof. Dovid Katz wirft der Regierung Geschichtsfälschung vor 
Die angesehene litauische Tageszeitung »Lietuvos Rytas« stellte dieser Tage 
fest: »In Litauens staatlichen Institutionen und in der Gesellschaft wimmelt es 
von antisemitischen Stimmungen.« Anlass war die Einstellung des Ermit-
tlungsverfahrens gegen Petras Stankeras, einen ehemaligen Mitarbeiter des li-
tauischen Innenministeriums. Der hatte in einem Aufsatz im Zusammenhang mit 
dem Nürnberger Prozess über »angeblich« ermordete Juden geschrieben. Der 
Vorgang bestätige, dass Litauen alles tue, »um in der Welt als judenfeindliches 
Land zu erscheinen«, kommentierte die Zeitung und fragte: »Ist das etwa das 
wahre Gesicht Litauens, das zum Club der zivilisierten europäischen Staaten 
gehört?« Über litauischen Antisemitismus und litauische Geschichtspolitik 
sprach Frank Brendle für ND mit Dovid Katz. 

 

Prof. Dovid Katz – Foto: Gerit Ziegler 

ND: Litauen stehen 2011 zwei Jubiläen bevor: Der Einmarsch der Wehrmacht 1941 jährt sich zum 70. 
Male, die Anerkennung der Unabhängigkeit von der Sowjetunion zum 20. Male. Sie werfen der litaui-
schen Regierung jedoch Geschichtsfälschung vor. Wird der Holocaust geleugnet? 
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Katz: Es geht nicht um Leugnung, eher um eine Art Vernebelung des Holocaust. Es gibt hier eine 
Vorstellung von zwei gleich schlimmen Völkermorden, einem deutschen und einem sowjetischen. 
Durch die Gleichsetzung von nazistischen und sowjetischen Verbrechen wird der Holocaust systema-
tisch heruntergestuft und erscheint nur noch als eines unter mehreren Verbrechen aus der Periode des 
Zweiten Weltkrieges. 

Noch schlimmer: Es wird hier die Idee vorangetrieben, dass die Sowjets die alleinigen Täter eines 
»richtigen« Völkermordes waren. Beispiel: Das »Museum der Opfer des Genozids« im Zentrum von 
Vilnius spricht einzig und allein von sowjetischen Verbrechen, aber nicht über den Völkermord, der 
tatsächlich stattgefunden hat, nämlich den Holocaust. 

Litauens Parlament hat 2011 aber zum Jahr der Erinnerung an den Holocaust erklärt. 

Ja, das war im vorigen September, als der Außenminister in New York war und mit großem Getöse 
verkündete, das Parlament ehre die Holocaust-Überlebenden. Wenige Stunden nach seiner Rückkehr 
wurde 2011 zum Jahr der »Erinnerung an die Großen Verluste und den Freiheitskampf« erklärt. Die 
dazugehörige Presseerklärung hat klargestellt, dass es dabei um alles Mögliche geht – außer um den 
Holocaust. Es geht um die Menschen, die unter Stalin 1940/41 und nach 1945 deportiert worden sind. 

Als Freiheitskämpfer gelten hier Litauer, die gegen die sowjetische Besetzung 1941 und nach 1944 
kämpften. Was hat es mit denen auf sich? 

Gerade die Männer der »Litauischen Aktivistenfront« haben die ersten Etappen des Holocaust aus-
geführt. Etliche waren Antisemiten und gehörten zu den Mördern, die nach der Pfeife der Nazis tanz-
ten und mit ihnen kollaboriert haben. Zwischen den Zeilen geht es der litauischen Politik darum, sie zu 
glorifizieren und Weißwäscherei zu betreiben. 

Wie bedrohlich ist der Antisemitismus in Litauen? 

Es gibt hier kaum Ablehnung gegenüber Israelis oder amerikanischen Juden. Antisemitismus hier, das 
heißt: Hass auf die hiesigen Juden. Und das hat viel zu tun mit den familiären und sozialen Erzählun-
gen über den Zweiten Weltkrieg und den Holocaust. Die hiesigen Juden, eine winzige Gemeinschaft 
von höchstens 5.000 Menschen, begehen in den Augen der baltischen politischen Korrektheit eine 
Todsünde: Sie glauben, dass ihre Nachbarn in Hunderten von Orten landauf, landab in Litauen, Lett-
land und Estland nicht nur mit den Nazis kollaboriert haben, sondern in den meisten Fällen bereitwil-
lig an den Tötungen teilgenommen haben. Und sie glauben – das ist der Knackpunkt –, dass es die 
Russen waren, die sowjetische Armee, die jene wenigen gerettet haben, die überlebten. Dafür werden 
sie gehasst. 

Wie drückt sich diese Politik Litauens aus? 

Unmittelbar nach dem Kollaps der sowjetischen Macht wurde das Genozid-Museum gegründet. 1998 
setzte der damalige Präsident eine Kommission zur Untersuchung sowohl der nazistischen als auch der 
sowjetischen Verbrechen ein, die das Modell »Rot gleich Braun« übernahm. Im Juni 2008 wurden na-
zistische und sowjetische Symbole verboten. Das kam hier vielen Beobachtern merkwürdig vor, weil 
es zwar Naziaufmärsche gibt, aber niemand marschiert hier mit sowjetischen Symbolen – außer den 
Veteranen, die am 9. Mai jedes Jahres in ihren alten Uniformen den Sieg über die Nazis feiern. 

Das Verbot von Hakenkreuzen wurde übrigens nie durchgesetzt. Im Mai 2010 hat ein Gericht in 
Klaipeda entschieden, das Hakenkreuz sei ein altes baltisches Zeichen und kein Nazisymbol. Gutach-
ter war ein ultranationalistischer Rassist aus Vilnius. Im Juni 2010 wurde ein Gesetz verabschiedet, 
das zwei Jahre Gefängnis für diejenigen vorsieht, die sich der »Bagatellisierung« des Nazi- oder des 
sowjetischen Völkermordes schuldig machen, also nicht mit der offiziellen Meinung übereinstimmen. 

Im Westen ist kaum etwas davon bekannt, lediglich die Verfolgung ehemaliger jüdischer Partisanen 
hat einiges Aufsehen erregt. 

Das ist eine weitere schmerzvolle Geschichte. Im Jahr 2006 hat die litauische Justiz gegen Yitzhak 
Arad ermittelt, einen Holocaust-Überlebenden und ehemaligen Direktor der Holocaust-Forschungs- 
und Gedächtnisstätte Yad Vashem in Israel. Sie haben ihn einen Kriegsverbrecher genannt, weil er aus 
dem Ghetto geflohen war und sich den Partisanen angeschlossen hatte. 2008 wurden die Untersuchun-
gen ausgeweitet auf mehrere andere Partisaninnen. Sie sind nie konkreter Taten beschuldigt worden, 
die Untersuchung wurde aber auch nicht offiziell beendet. Das ist eine schwerwiegende Verhöhnung, 



� ��

dass diese Frauen, Helden des Kampfes gegen Hitler, in die Geschichte als verdächtige Kriegsverbre-
cher eingehen sollen. 

 
Touristen vor einem Plan des ehemaligen Ghettos in Vilnius. Bis zum Zweiten Weltkrieg lebten in Li-
tauen rund 220.000 Juden. Etwa 95 Prozent von ihnen wurden von den Nazis und ihren litauischen 
Handlangern ermordet. Heute zählt man im Lande noch knapp 5.000 Juden. – Foto: AFP/Petras Ma-
lukas 

Professor Dovid Katz, 1956 in New York geboren, war vor rund zwölf Jahren nach Vilnius gezogen 
und hatte das Jiddische Institut an der dortigen Universität mit aufgebaut – ohne politisches Interesse, 
wie er sagt. Wegen seines Engagements für ehemalige jüdische Partisanen wurde er jedoch im ver-
gangenen Jahr entlassen. 
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     07.04.2011 

Litauer fürchten jetzt doch Atomkraft 

 

In Litauen wächst die Skepsis gegenüber der Kernenergie und die Tageszeitung Vilniaus Diena findet 
das wenig erstaunlich: 

„Eine neue Umfrage zeigt, dass die beunruhigenden Ereignisse im japanischen Atomkraftwerk Fukus-
hima ihre Wirkung entfaltet haben: Neun von zehn Litauern möchten nicht, dass in ihrem Land ein 
neues Atomkraftwerk gebaut wird, nachdem sich Befürworter und Gegner eines solchen Projekts bis-
lang ungefähr die Waage hielten. Die Angst vor radioaktiver Verstrahlung im Katastrophenfall hat 
damit den Wunsch nach energiepolitischer Unabhängigkeit überlagert. Gleichzeitig zeigen andere 
Umfragen, dass die Litauer russische und belarussische Pläne ablehnen, direkt an ihren Grenzen 
Atomkraftwerke zu errichten. 

… Moskau und Minsk werden sich allerdings von dieser ablehnenden Haltung nicht beeinflussen las-
sen, wo sie doch schon der Meinung im eigenen Land kaum Aufmerksamkeit schenken.“ 
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Litauen muss seine Konfrontation mit der Ho-
locaust-Vergangenheit abschließen 
BERLIN – Litauens Parlament hat das Jahr 2011 zu einem Gedenkjahr an die Opfer des Holocaust er-
klärt. Ob sich dies als eine enttäuschende leere Geste oder als echte Möglichkeit herausstellen wird, 
sich nicht abgeschlossenen Themen zu widmen, ist noch offen.   

Im Mai 1998 luden mich die Präsidenten von Estland, Litauen und Lettland zu einem baltischen Gipfel 
in Riga ein. Jeder Präsident kündigte die Bildung einer nationalen historischen Kommission an, um ein 
Mittel bereitzustellen, offen und kritisch in ihren jeweiligen Ländern die Periode des Holocaust zu un-
tersuchen. 

Da die baltischen Staaten noch vor Ende des 2. Weltkriegs zwangsweise von der Sowjetunion annek-
tiert worden waren, hatte nie eine objektive Analyse stattgefunden. Jeder Präsident erkannte auch, dass 
eine historische Untersuchung sich ebenfalls mit der kommunistischen Periode auseinandersetzen 
müsse. 

Während die Kommissionen in Estland und Lettland ihre Arbeit abgeschlossen haben, ist diejenige in 
Litauen steckengeblieben. Sie ist vom Mut verlassen und Opfer sowohl von Kritikern innerhalb des 
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Landes geworden, die sie zu Fall bringen wollten, als auch von Kritikern von draußen, die sie von An-
fang an abgelehnt haben. 

Als Präsident Valdas Adamkus die Litauische Historische Kommission ins Leben rief, war er sich An-
klagen bewusst, dass das Nebeneinanderstellen von Verbrechen des Holocaust und der Sowjets zu 
Gleichsetzungen der beiden führen würde. Daher führten getrennte Unterkommissionen die Arbeit 
durch. 

Was bisher zusammengetragen wurde – die kombinierten Arbeiten von Historikern aus Europa, Israel 
und den USA – kann der Überprüfung durch Historiker überall standhalten. Diese Historiker beschrei-
ben den weitverbreiteten Antisemitismus, den es in Litauen vor der Besetzung durch die Nazis gab.  

Und sie leisten eine Dokumentation über die Rolle von Litauern in den Verbrechen des Holocaust – 
vielleicht weniger, als manche Kritiker im Ausland versichern, aber sicher mehr, als viele im heutigen 
Litauen glauben wollen. Leider wurde die Veröffentlichung dieser ersten Essays und Dokumente be-
grenzt. Sie verdienen eine größere Verbreitung und höhere Beachtung. 

Diese wichtige Forschung wäre weitergegangen, hätte der Generalstaatsanwalt nicht eine Untersu-
chung der Aktivitäten von Yitzak Arad und anderen jüdischen Partisanen während der Kriegszeit be-
gonnen. Arad, ein bekannter Historiker und Gründungsdirektor von Yad Vashem, war ein wichtiges 
mitwirkendes Mitglied der Litauischen Historischen Kommission. Es gibt wenig Zweifel daran, dass 
die Untersuchung aufgrund politischer Motive eingeleitet wurde, um die Arbeit der Kommission zu 
behindern. 

Sich mit den dunklen Kapiteln seiner nationalen Geschichte zu konfrontieren, ist nicht einfach. Nach-
dem sie ihre Freiheit wiedererlangt hatten, wurden die baltischen Staaten zu Recht hervorgehoben, 
weil sie ihre eigenen Bürger, die an den Erinnerungen einer Nazi-Vergangenheit hingen, nicht diszip-
linierten. Veteranen der Waffen-SS hielten Paraden in Riga ab und wurden von älteren Regie-
rungsbeamten empfangen.  

Nazi-Kriegsverbrecher wurden nach Litauen zurückgeschickt, aber die Staatsanwälte erhoben nur wi-
derwillig Anklage. Obwohl diese Kritik in den 1990er Jahren gerecht war, hat es seit damals definiti-
ven, wenn auch unvollständigen Fortschritt gegeben. 

Während dieses Gedenkjahres für die Opfer des Holocaust sollte Litauen jene Themen angehen, die 
immer noch eine Quelle der Irritation in den litauisch-jüdischen Beziehungen sind, und neue Initiati-
ven ausführen, die von dauerndem Wert sein können. 

Die 6 Jahre alte Untersuchung des Staatsanwaltes über die Aktivitäten der sowjetischen Partisanen zu 
Kriegszeiten mit ihrem besonderen Interesse an den Handlungen jüdischer Mitglieder muss enden. 

Die nationale historische Kommission sollte wieder zusammenkommen, ihre Arbeit abschließen, ihre 
Analyse und Dokumentation des Holocaust in Litauen veröffentlichen und diese Ergebnisse weit ver-
breiten. 

Litauen ist das einzige Land unter seinen Nachbarn, das früheres jüdisches Gemeindeeigentum nicht 
zurückgegeben hat. Nach vielen Jahren der Verhandlungen erwägt das Parlament jetzt eine Gesetz-
gebung, die zum Teil eine Entschädigung für dieses Eigentum bezahlen würde. Dieses Gesetz sollte 
bald verabschiedet und der Entschädigungsbetrag an die Litauische Stiftung für jüdisches Erbe über-
wiesen werden, welche internationale jüdische Organisationen mit der litauischen jüdischen Gemeinde 
verbindet. Die Stiftung wird Transparenz garantieren und sicherstellen, dass es fortlaufende Unterstüt-
zung für jüdische Gemeindeaktivitäten und die Wiederherstellung des jüdischen Erbe im Land gibt. 

Die tragische Realität des Holocaust in Litauen ist die, dass die lange und reiche Geschichte der 
Litwak-Kultur zu einem abrupten Ende kam mit jenen, die ermordet und in den Massengräbern von 
Ponar am Stadtrand von Wilna begraben wurden. 

Dieses Jahr der Erinnerung sollte auch die Gelegenheit sein, einen angemessenen Plan für diesen Ort 
zu entwickeln, der seiner Bedeutung zusteht. Ponar ist eine Pilgerstätte für Trauernde und ein Bauerbe 
von tragischer Geschichte. Die Geschichte der 70.000 Juden, die dort starben, sollte Besuchern erzählt 
werden, indem man das Werkzeug und die Technik moderner Museumsgestaltung nutzt und sich auf 
die Erfahrungen anderer Gedenkstätten für Massengräber stützt. 
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Zu guter Letzt ist dies für Litauen das Jahr, sich der Liste der Nationen anzuschließen, die mit der 
Vergangenheit der Holocaust-Ära abgeschlossen haben. 

Andrew Baker / Maria Kallenberg (Übersetzung) 
Andrew Baker is the American Jewish Committee's director of international Jewish affairs.  

 
 

     21.04.2011  

Antisemitischer Vorfall in Vilnius 
Nazis bringen an Hitlers Geburtstag Aufschriften an Synagoge an. 
von Samuel Laster   

 
Die ungeschützte Synagoge in Wilna wird Ziel einer antisemitischen Attacke. – Foto: lietuvos rytas  

Wiederholte antisemitische Vorfälle bringen Litauen wieder einmal in die Schlagzeilen. An 
der Synagoge der Stadt wurde eine antisemitische Aufschrift angebracht. Vor wenigen Wo-
chen marschierten etwa 1.000 Rechtsradikale durch Wilna. Die Stadt an der Neris ist nicht die 
einzige Wirkungsstätte der Ewiggestrigen. 

In Panevezys und Kaunas gab es ebenfalls Zwischenfälle. Die US-Botschafterin eilt herbei 
und ist zurecht empört, die litauischen Spitzenpolitiker wie Parlamentsvorsitzende Degutiene 
verurteilen die Tat. Das war nicht immer so eindeutig.  

Zu lange hat Litauens politische Spitze tatenlos zugesehen, wie Nationalismus und schlicht 
daherkommender Populismus den Nazis Nachwuchs bringen. Deutsche Nazis nutzen schon 
seit mehr als 15 Jahren Druckereien und Postversand der südlichen baltischen Republik. 

Einer der Organisatoren des Nazimarsches in Vilnius sass zuvor bei der konservativen Politi-
kerin Dalia Kuodyte im Vorzimmer. Diese ist als frühere Leiterin des „Genozyd-Zentrums“ in 
Vilnius mitverantwortlich für die Theorie der „Zwei Genozide“, bei der sich Litauen um eine 
Gleichsetzung der Shoah mit den Verbrechen des Kommunismus bemüht. Eine zum Stillstand 
gekommene Historikerkommission und die Verfolgung von jüdischen Partisaninnen gehören 
zur braunen Melange in Litauen dazu. 

Ab 1941 wurden in Litauen knapp 95% der Jüdinnen und Juden durch die Nazis und ihren 
allzu willigen lokalen Helfern ermordet. 220.000 Juden lebten vor dem zweiten Weltkrieg in 
Litauen. Die seit 1991 unabhängige Republik Litauen schwelgt gerne in der Zeit vor 1941 und 
hat schlicht und einfach die Nazi-Gegenwart verschlafen. Die Nazis sind „Antilitauer“ eher 
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denn Antisemiten sagte der Vorsitzende der jüdischen Gemeinde Simon Alperovic der Zei-
tung Lietuvos Rytas.  

Die EU ist gefragt, schließlich ist Litauen seit 2004 Mitglied der Union... 

 
 
 

  


